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Unterschiede und Möglichkeiten 

ihrer Erklärung 

 

 

 

Vorwort 
 
Die vorliegende Veröffentlichung basiert in den wesentlichen Grundzügen und Ar-
gumentationslinien auf der 12-Wochen-Arbeit, die von David Johannes Neisen bei 
Prof. Dr. Wolfgang Krumbein im Rahmen der Prüfung für Diplom-Sozialwirte an 
der Universität Göttingen im Dezember 2006 vorgelegt wurde. 
In Absprache mit Herrn Neisen wurde die Arbeit für die Schriftenreihe ‚regionale 
trends’ des Instituts für Regionalforschung e.V. von Frau Dr. Elke Hochmuth ge-
kürzt, zusammengefasst und redigiert.  
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1 Einleitung 
In den teilweise vehement geführten Standortdebatten der führenden westlichen Indust-
rieländer werden sowohl das als zu gering eingeschätzte wirtschaftliche Wachstum als 
auch die damit verbundene Arbeitslosigkeit beklagt. Ursache dafür sei die nicht ausrei-
chende Wettbewerbsfähigkeit der Standorte und man könne diese „Misere“ nur durch 
ein Mehr an technologischer Innovation lösen: Die Entwicklung, Erstellung und An-
wendung moderner hochtechnologischer Produkte gilt als Garant und Schlüssel für den 
wirtschaftlichen Erfolg und sei für die Steigerung der ökonomischen Leistungsfähigkeit 
der Länder maßgeblich.1 

Die Nationen haben daher auch ihre Wirtschaftspolitiken zunehmend auf die Förderung 
und Unterstützung von technologischen Innovationen gerichtet, und versprechen sich 
damit einen wachsenden nationalen ökonomischen Erfolg. Für die Länder ist demnach 
eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik (immer) mit einer erfolgreichen Innovationspolitik 
gleichzusetzen. Dies lässt den Schluss zu, dass die „Güte“ der politischen Maßnahmen, 
die auf die technologischen Innovationen ausgerichtet sind, über die Qualität wirt-
schaftspolitischen Handelns entscheidet: „Gute“ - weil erfolgreiche Wirtschaftspolitik - 
kann dann als gute „Technologiepolitik“2 begriffen werden.3 

An diesen Zusammenhang knüpft nun die zentrale Überlegung dieser Untersuchung an: 
Es ist zu vermuten, dass wenn „Technologie“ – und zwar wie oftmals bei den Regie-
rungen als „Sachzwang“ behandelt – wirklich die Schlüsselkategorie zum ökonomi-
schen Erfolg darstellt, es lediglich „einen Weg“ zum Erfolg geben kann. Alternative po-
litische Wege wären ausgeschlossen. Zugespitzt formuliert: 

Technologiebezogene Sachzwänge determinieren die Politik und folglich sind Unterschiede 
in den Politiken ausgeschlossen bzw. zumindest können sie nur oberflächlich bestehen.  

Die Untersuchung überprüft diese zentrale Überlegung, indem sie die „Technologiepo-
litiken“ zweier Bundesländer mit einander vergleicht. Diese Vorgehensweise bietet sich 
an, weil die Länder prinzipiell den gleichen Elementen nationalstaatlicher Konfigurati-
on und Bedingungen unterworfen sind. Und zudem, weil sie damit letztlich in ein ge-
meinsames Geflecht rechtlicher, ökonomischer und durchaus auch soziopolitisch be-
stimmbarer Institutionen und (Makro-)Strukturen eingebunden sind.4 

Die Wahl der Vergleichsländer fiel dabei auf die Freistaaten Sachsen und Bayern: Bei-
de Bundesländer gelten in Deutschland als ökonomisch erfolgreich und haben eine Art 
„Vorzeigecharakter“5. Hinsichtlich der oben aufgeworfenen Überlegung ist bei einem 
Vergleich dieser beiden „Erfolgsfälle“ davon auszugehen, dass die Bundesländer den 
gleichen erfolgreichen technologiepolitischen Weg beschritten haben. Wenn allerdings 
Unterschiede zwischen den Politiken auszumachen sind – so die Vermutung -, kann 
sich dies „nur“ bspw. aus strukturellen Unterschieden ergeben; etwa dadurch, dass 
Sachsen anders als Bayern vom ökonomischen System der DDR geprägt ist. Dies führt 
zur zentralen Fragestellung der Untersuchung: 

                                                 
1 Siehe exemplarisch die Meinungen der Bundesregierung BMWI (Hrsg.) 2006: 5 und 40-47; oder der 
Landesregierung von Sachsen-Anhalt MINISTERIUM FÜR WIRTSCHAFT UND ARBEIT (Hrsg.) o.J.: 1. 
2 Im Folgenden werden „Technologiepolitik“ und „Innovationsförderung“ weitgehend synonym 
verwandt. Die beiden hier untersuchten Landesregierungen trennen ebenfalls nicht zwischen die-
sen beiden Begriffen. 
3 Vgl. MAYNTZ 2000: 3-18. 
4 Vgl. BEYME 1999: 41-49 und 373-388. 
5 Vgl. für Bayern DECKSTEIN/ HÖBEL 2002: 68-83; für Sachsen vgl. KRALINSKI 2004: 125-135. 
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Gibt es Unterschiede zwischen den Technologiepolitiken der beiden „Gewinnerländer“ und 
wenn ja: Welche Gründe gibt es für diese Unterschiede? 

Um das Ergebnis bereits hier vorweg zu nehmen: Die Arbeit wird selbstverständlich 
gravierende Unterschiede aufdecken und sucht dafür nach Erklärungsmustern. Bei der 
Darlegung der Erklärungszusammenhänge für die Unterschiede wird dabei von folgen-
der These ausgegangen:  

Die Technologiepolitiken der Vergleichsländer sind als „Politik“ primär auf Machterlan-
gung wie auch auf Machterhaltung gerichtete Handlungen. Diese politischen Handlungen 
sind jedoch weniger von „Sachzwängen“ determiniert und gelenkt, sondern sind als Reakti-
onen auf die Grenzen komplexer politischer Arenen mit einer Interaktion unterschiedlicher 
Akteure zu bewerten. Die Unterschiede in den sächsischen und bayrischen Technologiepoli-
tiken sind daher insbesondere als Folgen der Gestaltung der politischen Arenen der Ver-
gleichsländer zu erklären.  

Methodisch wird sich in der Untersuchung im Wesentlichen auf Sekundärliteratur ge-
stützt. Hierzu zählen neben wissenschaftlicher Literatur vor allem amtliche Publikatio-
nen, wie bspw. Veröffentlichungen von Ministerien und Landesämtern, Veröffentli-
chungen von Parteien sowie Regierungsäußerungen wie Regierungserklärungen etc. 
Ergänzend erfolgte im Rahmen der Diplomarbeit von David J. Neisen eine schriftliche 
und telefonische Kontaktaufnahme mit relevanten Akteuren, um so vertiefende Infor-
mationen über die angewandten Politiken zu erfahren.  
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2 Technologiepolitik in Bayern  

2.1 „Policy“: Annahmen und Strategien 
In den zahlreichen ministeriellen Publikationen wird Bayern als „führender Standort“ in 
Europa und der Welt und als „Kraftzentrum in der Mitte Europas“6 in wirtschaftlicher 
Hinsicht bezeichnet. Die Staatsregierung betont die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
des Freistaates und das sich daraus ergebende hohe Niveau von Beschäftigung und Le-
bensqualität.7  „So viel besser zu sein, wie der Standort Bayern teurer ist“8, ist dabei 
gleichzeitig eine zentrale Maxime bayerischer Wirtschaftspolitik. Begründet wird diese 
Maxime mit zwei Entwicklungen: Der Globalisierung, die zusätzlichen Wettbewerbs-
druck erzeuge, indem zunehmend auch Prozesse hoher Wertschöpfung an „billige“ 
Standorte verlagert würden, und dem Phänomen des technischen Fortschritts, das die 
Bedeutung geographischer Distanz relativiere, bestehende Branchen verändere und 
zugleich auch neuartige „Wachstumsfelder“ schaffe.9 Daraus schließt die Staatsregie-
rung, selbst unter den Verhältnissen bayerischer Wirtschaftsstärke könnten Beschäfti-
gung und soziale Sicherheit nur dann erhalten bleiben, wenn man diese Form von An-
passungsdruck aktiv verarbeite.10 Als Mittel dazu werden die Ausnutzung und Förde-
rung von Innovationen genannt, um so „besser als die internationalen Konkurrenten zu 
wirtschaften“11. 

Technologische Innovation wird somit von der bayerischen Staatsregierung als zentrale 
Schlüsselkategorie wirtschaftlichen Erfolges und – dadurch vermittelt und ermöglicht – 
von Beschäftigung und sozialer Sicherheit gesehen. Dieser Logik folgend setzt die 
Landesregierung entsprechend „konsequent auf den technischen Fortschritt“ als Grund-
lage für Wachstum und Beschäftigung“12. Um dies in politische Maßnahmen umzuset-
zen, sieht die Staatsregierung „die Kernaufgaben der bayerischen Forschungs- und 
Technologiepolitik“13 in den folgenden sechs Handlungsschwerpunkten: 

• Identifizieren und Aufgreifen technologischer Trends, 

• Aufbau einer leistungsfähigen Forschungsinfrastruktur, 

• Schaffung optimaler Rahmenbedingungen für industrielle Forschung und Ent-

wicklung, 

• Verzahnung von Technologieangebot und Technologienachfrage, 

• Unterstützung konkreter Forschungs- und Entwicklungsprojekte, 

• Initiierung technologieorientierter Existenzgründungen. 

Als Ziele dieser Handlungsanweisungen gibt die Staatsregierung in diesem Kontext fol-
gende an: 

                                                 
6 Vgl. den Titel der Broschüre BayStMWVT (Hrsg.) 2005a. 
7 Vgl. BayStK (Hrsg.) 2003a: 4, 57-58. 
8 BayStMWVT (Hrsg.) 2006a: 6. 
9 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2003a: 4. 
10 Vgl. die Regierungserklärung des Ministerpräsidenten STOIBER vom 12.10.99, zitiert in: BayStK 
(Hrsg.) o. J.: 3. 
11 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 4.  
12 Ebd. S. 6; auch bei BERGER 2002: 5. 
13 BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 5f hier 6. 



 

 8

• Sicherung und Ausbau der Spitzenstellung Bayerns in klassischen Branchen, 
von denen beispielhaft Maschinen- und Anlagenbau genannt werden, durch 
„modernste Technologie“. 

• Anbieten einer Spitzenkapazität an Basis- und Querschnittstechnologien – als 
Beispiel wird unter anderem die Lasertechnik benannt – 

und  

• Besetzung von „Zukunftsfeldern“ wie – exemplarisch genannt – Bio- oder Na-
notechnologie.14 

Formuliert werden diese Zielsetzungen und strategischen Handlungsanweisungen ex-
plizit vor der Annahme „bayerischer Stärke“: So sei Deutschland im Allgemeinen 
schon lange „einer der wichtigsten Technologiestandorte in Europa“, wobei die bayeri-
sche Politik einen erheblichen Anteil habe, um diese Stellung zu forcieren. Bayern trü-
ge dazu mit den besten Eigenschaften und Voraussetzungen bei – wie eine hohe Zahl an 
Patentanmeldungen und eine außergewöhnlich hohe Quote öffentlicher Investitionen 
gerade im Bereich von Forschung und Entwicklung.15 

Bemerkenswert sind in diesem Zusammenhang die inhaltliche Reichweite und die Do-
minanz, die der Technologie und der Technologiepolitik von der Staatsregierung bei-
gemessen werden: So betont die Regierung, sie setze auf eine „breite Anwendung“ von 
neuen Technologien in allen Wirtschaftsbereichen16. Zugleich hebt sie aber hervor, dass 
sie sich bei der Förderung von Technologiefeldern an den „Stärken und Schwächen“ 
der bayerischen Wirtschaft orientiere.17 Diese seien wiederum im Gespräch mit Wirt-
schaft und Wissenschaft ermittelt worden.18  

Vor diesem Hintergrund benennt die Staatsregierung nunmehr neun Technologiefelder, 
auf die sich im Schwerpunkt Förderung und technologiepolitische Aktivitäten konzent-
rieren wolle: Das sind Biotechnologie, Informations- und Kommunikationstechnik, 
Mechatronik, Medizintechnik, Luft- und Raumfahrttechnik, Raumfahrtnutzung / Satel-
liten-Navigation, neue Materialien, Energietechnik, Umwelttechnik.19 Die Bereiche 
Biotechnologie, Informations- und Kommunikationstechnik, neue Materialien, Um-
welttechnik und Mechatronik werden dabei im Rahmen der „High-Tech-Offensive“ als 
besondere Schwerpunkte behandelt20. Auf die Bereiche neue Werkstoffe, Informations- 
und Kommunikationstechnik und Mikrosystemtechnik heben dagegen gezielt gesonder-
te Förderungsprogramme ab.21 

Die bayerische Technologiepolitik setzt somit auf eine breite Anwendung von „moder-
nen Technologien“, konzentriert sich aber ansonsten auf die „Stärken und Schwächen“ 
Bayerns, wobei als Stärken die benannten Technologiefelder gesehen werden. Damit 
kann die bayerische Technologiepolitik durchaus als selektive Förderpolitik, mithin 
auch als Potentialförderung, begriffen werden.22 Gleichzeitig kann diese Förderung 
aufgrund der vielen unterschiedlichen genannten Technologien auch durchaus als För-

                                                 
14 Vgl. ebd. 
15 Vgl. ebd. 
16 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2000: 2. 
17 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2006a: 9; vgl. u. a. auch BayStK (Hrsg.) o.J.:10-11. 
18 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2006a: 9. 
19 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 16. 
20 Vgl. BayStK (Hrsg.) o.J.: 4-5. 
21 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2005c und d. 
22 Vgl. BERGER 2005: 27. 
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derung einer ganzen Industrielandschaft gesehen werden; was auch seitens der Regie-
rung nicht unbedingt bestritten wird.23 

2.2 „Politics“: Programme, Projekte, Instrumente 

2.2.1 Forschungsinfrastruktur 
Die Staatsregierung begreift die Forschungsinfrastruktur des Landes als Grundlage für 
dessen technologische Leistungsfähigkeit; parallel dazu wird die „Modernisierung“ die-
ser Strukturen als Teil von Technologiepolitik angesehen.24 Zur „Forschungsinfrastruk-
tur“ zählt die Regierung explizit die elf Universitäten, siebzehn Fachhochschulen, elf 
MPG und neun Einrichtungen der Fraunhofer-Gesellschaft sowie Großforschungsein-
richtungen wie das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt.25 Ferner verweist man 
auf die „zweithöchsten“ Investitionen in Forschung und Entwicklung aller Länder: Für 
das Jahr 2003 bspw. weist der Forschungsbericht der Bundesregierung für Bayern FuE-
Ausgaben von rund 1,13 Mrd. € aus, was einem Anteil von 14,1% an den Ausgaben al-
ler Länder entspricht26; bei einem Anteil Bayerns von 15,1% an der gesamtdeutschen 
Bevölkerung.27 2003 lagen die FuE-Ausgaben Bayerns pro Kopf mit rund 95 € zudem 
allenfalls im oberen Drittel aller Länder, noch hinter Berlin, Bremen und auch Sach-
sen.28 Aktuellere Zahlen lassen darauf schließen, dass sich diese Relationen bis heute 
nicht wesentlich geändert haben; ein Mangel an zeitnahen Daten beschränkt jedoch die 
Vergleichbarkeit.29 

Als weitere technologiepolitische Maßnahme in Bezug auf die Forschungsinfrastruktur 
führt die Staatsregierung so genannte „Forschungsverbünde“ an, von denen bis 2003 
landesweit 35 errichtet worden sind: Diese dienen einer schwerpunktbezogenen Ver-
netzung von Wissenschaft und Wirtschaft. Sie sollen die Zusammenarbeit von Wissen-
schaftler aus verschiedenen Hochschulen mit „Partnern aus der Wirtschaft“ an spezifi-
schen Forschungs- und Entwicklungsvorhaben fördern. Dabei trägt allerdings die „die 
Wirtschaft“ insgesamt rund 40% der Gesamtaufwendungen.30 

Diese technologiepolitisch verstandenen Aktivitäten sind hinsichtlich ihrer Darstellung 
durchaus bemerkenswert: Die Staatsregierung verwendet den Begriff der „staatlichen 
FuE-Aufwendungen“, was sie allerdings genau darunter versteht, bleibt unklar: Ein 
Blick in den bayerischen Staatshaushalt nährt die Vermutung, dass diese Ausgaben 
größtenteils der allgemeinen Hochschulfinanzierung dienen.31 Damit dürften die FuE-
Ausgaben des Freistaates zum erheblichen Teil unter die Rubrik „Länderkompetenz 
Bildung“ fallen – wobei gerade deren Bedeutung für das Land von der Staatsregierung 
wiederum besonders hervorgehoben wird.32 Hinzu kommt, dass die Staatsregierung ge-
rade auch außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, wie die Institute der MPG, zu 
Bayerns Forschungsinfrastruktur und damit wohl mindest mittelbar auch zu ihrer Tech-

                                                 
23 Vgl. Schreiben des Ministerialbeamte MERTZ an David Neisen vom 17.08.06. 
24 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 8. 
25 Vgl. ebd.; auch BERGER 2005: 33. 
26 BMBF (Hrsg.) 2006a: 127. 
27 Zahlen und eigene Berechnung nach BPB (Hrsg.): STATISTISCHES BUNDESAMT et al. (Hrsg.) 2006: 
28.  
28 Vgl. BMBF (Hrsg.) 2006a: 128. 
29 Vgl. BayStMFi (Hrsg.) 2005: 35,38; hier wird für 2005 ein Staatsausgabenvolumen von rund 34,6 
Mrd. € angegeben. 
30 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 8. 
31 Vgl. BayStMFi (Hrsg.) 2005: 125-126. 
32 Vgl. BayStK (Hrsg.) 2006: 15-16. 
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nologiepolitik zu zählen scheint. Bedenkt man die Eigenständigkeit solcher Einrichtun-
gen, dürfte sich deren „technologiepolitischer“ Charakter deutlich relativieren.33 

Zusammenfassend gesagt, scheint die Staatsregierung auch Strukturen und Tätigkeiten 
ihrer Technologiepolitik zuzurechnen, die unabhängig von jeglicher „technologiepoliti-
scher“ Aktivität des Landes wirtschaftliche erfolgreichen agieren.  

2.2.2 Verzahnung von Angebot und Nachfrage: Technologietransfer 
Nach Auffassung der Staatsregierung kann Wissen nur dann Beschäftigung induzieren, 
wenn es „möglichst schnell in marktfähige Produkte umgesetzt wird“34. Voraussetzung 
dafür sei „ein reibungsloser Technologie- und Wissenstransfer von der Forschung in die 
industrielle Anwendung“35. Als Schlüsselelement des Technologietransfers lässt sich in 
erster Linie der „bayerische Technologie-Transfer-Verbund“ benennen, der maßgeblich 
von vier Instrumenten geformt wird: 

(1) Am deutlichsten sticht dabei die 1995 gegründete „Bayern Innovativ GmbH“ mit 
Sitz in Nürnberg heraus, die von der Staatsregierung als ein Instrument von Tech-
nologieförderung36 betrachtet wird. Hauptaufgabe der GmbH ist die „Initiierung 
von Innovationsimpulsen gerade in kleineren und mittleren Unternehmen“37. 
Zentrales Mittel dazu, ist die gezielte Vernetzung von Wissen und seiner markt-
orientierten Anwendung. Der Schwerpunkt liegt dabei auf dem Aufbau und vor 
allem auch der Pflege von branchen- bzw.  technologiebezogenen Netzwerken. 
Als konkrete Maßnahmen sind in diesem Zusammenhang die Veranstaltung von 
Kongressen und Foren sowie ein Beratungsangebot zu nennen, wobei insbesonde-
re auch die „Internationalisierung“ des Technologietransfers im Sinne grenzüber-
schreitender Kooperationen und Netzwerke betont wird.38 

Generell scheint die Gesellschaft die Rolle weniger eines Transfer- als vielmehr 
eines Kommunikationsdienstleisters zu spielen: So betont die Staatsregierung ex-
plizit die Betreuung von Branchennetzwerken im Sinne von Kontaktpflege als Tä-
tigkeitsschwerpunkt der GmbH, besonders werden hier die Netzwerke BAIKA der 
Automobilzulieferindustrie, BAIKEM im Bereich Mikroelektronik und das „Bay-
erische Energie-Forum“ genannt.39 Daneben existieren sieben weitere Netzwerke, 
die von der Gesellschaft betreut werden; wobei jedoch nur drei davon (Logistik, 
neue Materialien, Medizintechnik) von der GmbH lediglich „operativ“ betrieben 
werden.  

Die Gesellschaft konzentriert sich bei ihrer Tätigkeit im Wesentlichen auf zehn 
Technologiefelder, die bis auf die Schwerpunkte Logistik und Verkehr sowie 
Chemie inhaltlich weitgehend mit den bereits dargestellten Technologieschwer-
punkten des Landes übereinstimmen. Es ist dabei festzuhalten, dass die Bayern 
Innovativ GmbH vor allem eine Verknüpfung von traditionellen Branchen (Au-
tomobil) mit High-tech-Branchen wie bspw. Lasertechniken befördert.  

                                                 
33 Vgl. BayStMFi (Hrsg.) 2005: 125; im Jahre 2004 betrug die Förderung der außeruniversitären For-
schung, die im Etat unter „sonstige Bereiche“ zusammengefasst ist, rund 290 Mio. € (= rund 0,85% 
der staatlichen Gesamtausgaben). 
34 BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 10. 
35 BayStMWVT (Hrsg.) 2006b: 5. 
36 Vgl. das Schreiben des Ministerialbeamten MERTZ vom 17.08.06. 
37 BAYERN INNOVATIV GMBH (Hrsg.) o. J.: 3. 
38 Vgl. ebd. S. 4; eine größere Übersicht gibt der aktuelle Jahresbericht: BAYERN INNOVATIV GMBH 
(Hrsg.) 2005: 8-15. 
39 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 11. 
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(2) Als zweites Instrument im Rahmen des Technologie-Transfer-Verbundes führt die 
Staatsregierung die Gesellschaft „Bayern International Bayerische Gesellschaft 
für Internationale Wirtschaftsbeziehungen mbH“ an. Ihre Aufgabe ist es, primär 
dem „Mittelstand“ Zugang zu ausländischen Geschäftskontakten zu bahnen. Als 
Instrument der Außenwirtschaftsförderung setzt sie auf die Veranstaltung von 
Messen, die Organisation von Auslandsreisen und ein Informationsangebot. Ihr 
konkreter Technologiebezug erscheint eher diffus. 40 

(3) Ähnliches gilt für das dritte Instrument: Die „Bayern Kapital Risikokapitalbeteili-
gungs GmbH“ als Tochtergesellschaft der landeseigenen LfA Förderbank Bayern 
ist darauf ausgerichtet, primär kleineren und mittleren Unternehmen durch die Be-
reitstellung von (Risiko-)Finanzmitteln die Entwicklung und Anwendung von 
„Innovationen“ zu ermöglichen bzw.  zu erleichtern. Ein Schwerpunkt in diesem 
Zusammenhang ist insbesondere die Förderung von Unternehmensgründern.41 

(4) Zuletzt gehört zum Technologie-Transfer-Verbund ein bemerkenswert varianten-
reicher Komplex von Transfereinrichtungen, Beratungsstellen und Fördermög-
lichkeiten: Hierzu zählt die Staatsregierung bspw. Transfereinrichtungen an den 
Hochschulen genauso wie (Technologie) Beratungseinrichtungen der staatlichen 
Behörden und der Kammern der gewerblichen Wirtschaft, die Forschungsverbün-
de sowie Programme der Gewerbeförderung. Ebenso werden auch Einrichtungen 
wie die Institute der Fraunhofer-Gesellschaft in diesem Kontext genannt.42 

Schlussfolgernd kann zu diesem Kapitel festgehalten werden, dass der Schwerpunkt des 
Technologietransfers auf der Arbeit von der „Bayern Innovativ GmbH“ liegt. Die An-
sicht von BERGER, die die Gesellschaft treffend als „Technologietransfermanage-
ments“ bezeichnet43 und ihr eine zentrale Bedeutung im Rahmen des Technologietrans-
fers beimisst, kann hier nur bestätigt werden. Darüber hinaus ist auffallend, dass die 
Staatsregierung den Technologiebegriff sehr weit fasst und in diesem Zusammenhang 
explizit von „Wirtschafts- und Technologiepolitik“44 spricht. In einem engeren Sinne 
betreibt die Regierung allerdings mehr eine Gewerbe- denn eine Technologieförderung. 

2.2.3 Initiierung technologieorientierter Existenzgründungen 
Wichtige Aufgabe der bayerischen Forschungs- und Technologiepolitik ist, „den Grün-
dergeist … zu mobilisieren“ – so jedenfalls sieht es die Regierung des Freistaates. Be-
gründet wird dies mit der Auffassung, Neuerungen fänden insbesondere in „neuen“ Un-
ternehmen statt.45  

Die Instrumente zur Gründerförderung mit Technologiebezug lassen sich methodisch in 
drei Arten unterteilen: 

(1) Insbesondere dem Technologietransfer46 sollen die so genannten „technologieorien-
tierten“ Gründerzentren dienen, die – versehen mit einem Finanzmitteleinsatz von 
rund 100 Mio. € seit 1984 – in der Nähe von universitären wie außeruniversitären 
Forschungseinrichtungen errichtet sind. Die Staatsregierung sieht die Zentren als 
„Kontaktbörse“, in denen die räumliche Nähe von Existenzgründern und For-

                                                 
40 Vgl. BAYERN INNOVATIV GMBH (Hrsg.) o. J.: 5-6. 
41 Vgl. ebd. S. 10-11; LfA FÖRDERBANK BAYERN (Hrsg.) 2006a: 15. 
42 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.): 2006b: 14, 16-31. 
43 Vgl. BERGER 2005: 33. 
44 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2006b: 1. 
45 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 14. 
46 Vgl. deren Einreihung in den „Technologie-Transfer-Verbund“: BayStMWVT (Hrsg.) 2006b: 28-30. 
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schungsstätten „Synergien“ befördert47. Darüber hinaus dürften die Zentren auch 
dazu dienen, Existenzgründern – also verhältnismäßig (kapital-) schwachen Unter-
nehmen in der Startphase – schlicht Infrastruktur zur Verfügung zu stellen. 48 Damit 
können die Zentren auch als Förderung durch Sachmittel begriffen werden. 

(2) Der finanziellen Förderung hingegen dient das „Bayerische Programm zur Förde-
rung technologieorientierter Unternehmensgründungen“ (BayTOU). Mit dem von 
der LfA Förderbank Bayern verwalteten Programm werden „Entwicklungsvorha-
ben, die darauf abzielen, die technologische Basis von neu gegründeten und kleinen 
Unternehmen aufzubauen und zu verstärken“ gefördert. Damit gefördert kann zum 
einen die „Erarbeitung eines technologischen Konzepts für die Unternehmensgrün-
dung“ werden. Zum anderen können die Fördergelder auch „während der Durch-
führung eines Entwicklungsvorhabens“ 49 gewährt und ausgereicht werden. Diese 
Vorhaben müssen in erster Linie eine technische oder dienstleistungsbezogene 
Neuerung schaffen, die als risikoreich und zugleich mit Marktchancen sowie mit 
volkswirtschaftlicher Bedeutung versehen sein sollte.50 

Zielgruppe des Programms sind gründungswillige Personen oder Unternehmen, die 
nicht länger als drei Jahre bestehen und maximal fünf Mitarbeiter beschäftigen.51 
Die Förderung erfolgt in Höhe von nicht rückzahlbaren Zuschüssen im Umfang von 
maximal 35% der förderungsfähigen Kosten und ist auf 25.000 € bzw.  bei Soft-
wareentwicklungen auf 127.000 € beschränkt.52 

(3) Als dritte Art Förderinstrument lassen sich die „Businessplan-Wettbewerbe“ be-
nennen: Die von der Staatsregierung initiierten und finanzierten Wettbewerbe, die 
seit 1996 bzw.  1998 in München und Nordbayern stattfinden, werden von der 
Staatsregierung wohl primär als Beratungs- und Informationsangebote für „Grün-
dungswillige“ gesehen und als „Verbesserung des Gründerklimas“53 gewertet.54 

Zusammenfassend kann hier die Gründerförderung als „Potentialförderung“ bezeichnet 
werden. Der technologische Schwerpunkt liegt auf der Softwareentwicklung. Darüber 
hinaus werden letztlich nur Projekte gefördert, die auch nachweisbare Marktchancen 
haben. 

2.2.4 Unterstützung konkreter Forschungs- und Entwicklungsprojekte 
Nach Ansicht der Staatsregierung stärkt die gewerbliche Technologieförderung die 
Wirtschaftskraft insbesondere der „mittelständischen Wirtschaft“.55 Dieser Maxime 
folgend setzt die Regierung im Schwerpunkt auf das „Bayerische Technologieförde-
rungs-Programm“ (BayTP).56 Das BayTP fördert sowohl die Anwendung fremdentwi-
ckelter neuer Technologien im Unternehmen als auch die eigene Entwicklung von 
technologisch neuen Produkten oder Verfahren bis zur Prototypphase.57 Zielgruppe der 
Förderung sind Unternehmen mit Sitz oder Betriebsstätte in Bayern, die im Fall der 
                                                 
47 Vgl. ebd. 
48 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 14. 
49 BayStMWVT (Hrsg.) 2005c. 
50 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2004. 
51 Vgl. ebd. S. 1. 
52 Vgl. LfA FÖRDERBANK BAYERN (Hrsg.) 2006b: 12, 32. 
53 BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 15. 
54 Vgl. auch die Darstellung bei BERGER 2002: 21. 
55 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 12. 
56 Vgl. BERGER 2005: 37-38. 
57 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2005b: 1-2. 
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Technologieanwendung der europäischen KMU-Definition entsprechen müssen und 
nicht mehr als 250 bzw. im Fall der Technologieentwicklung nicht mehr als 400 Be-
schäftigte aufweisen dürfen.58 Die Förderung erfolgt bei der Technologieanwendung in 
Darlehensform im Umfang von bis zu 80% der förderfähigen Kosten. Für die Techno-
logieentwicklung gilt diese Bemessungsgrenze ebenfalls. In diesem Fall kommt jedoch 
die Möglichkeit eines Zuschusses in Höhe von bis zu 35% der Kosten hinzu.59 Auffällig 
ist hier – wie auch beim BayTOU – die zu Grunde gelegte Definition des Fördergegens-
tandes: Das jeweilige Projekt muss auch hier sowohl mit Risiko als auch mit Markt-
chancen und volkswirtschaftlicher Bedeutung behaftet sein. Gleichzeitig ist die „Neuar-
tigkeit“ des Gegenstandes jedoch allein dadurch definiert, dass er sich noch nicht auf 
den Märkten der EU befindet. Von der Förderung ausgeschlossen sind Projekte mit 
Schwerpunkt im Bereich von Software. 60 

Als weitere Instrumente der gewerblichen Technologieförderung lassen sich drei „Son-
derprogramme“ zu den Bereichen Informations- und Kommunikationstechnik, neue 
Werkstoffe und Mikrosystemtechnik benennen: Diese Programme fördern Verbund-
vorhaben, in denen Unternehmen miteinander oder unter Einbeziehung von For-
schungseinrichtungen gemeinsam Produkte oder Verfahren in den jeweiligen Techno-
logiefeldern entwickeln. Die Förderung erfolgt hier in Form von Zuschüssen, die bis zu 
50% der förderfähigen Kosten umfassen können. Bemerkenswert sind die Vorausset-
zungen der Förderung: So sollte das mit Risiko wie „hohem Innovationsgehalt“ verse-
hene Projekt mindestens ein (!) mittelständisches Unternehmen aufweisen; wobei dabei 
auf die gängige KMU-Definition zurückgegriffen wird. 61 

Insgesamt liegt der Schwerpunkt der gewerblichen Technologieförderung auf dem 
Entwicklungsbereich. Jedoch ist sie so allgemein gehalten, das selbst größere Unter-
nehmen über sie finanziell gestützt werden können.  

2.2.5 Sonstige Maßnahmen 
Die Staatsregierung sieht ferner eine „Kernaufgabe“ ihrer Forschungs- und Technolo-
giepolitik darin, „Technologietrends aufzubereiten und zu identifizieren“. Dies zielt 
insbesondere auf die Initiierung und „Bemühung“ von Gesprächskontakten zwischen 
Politik und „Experten aus Wissenschaft und Wirtschaft“. Weiterhin bemüht sich die 
Regierung darum, die Rahmenbedingungen für industrielle Forschung zu verbessern. 
Hierunter würde u. E. bspw. die gesetzgeberische Gestaltung von Gesetzen und Ver-
waltungsverfahren fallen, was allerdings eher als mittelbar wirkende Technologie zu 
bezeichnen wäre. 62 

2.3 Spezifika: „High-Tech-Offensive“ und „Clusterpolitik“ 
Die Staatsregierung tituliert ihre Politik als erfolgreich; als eine zentrale Grundlage da-
für, nennt sie die „Offensive Zukunft Bayern“ (OZB).63 Dieses im Jahr 1994 begonnene 
Programm erscheint als zentrale „Rahmung“ bayerischer Technologiepolitik, was ins-

                                                 
58 Vgl. ebd. S. 2. 
59 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2005c. 
60 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.)2005b: 2. 
61 Vgl. BERGER, Christiane 2005: 38; sowie die entsprechend benannten Broschüren des 
BayStMWVT (Hrsg.) 2005c und d. 
62 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 5f. 
63 Vgl. BayStReg (Hrsg.) Internet: http://www. bayern.de/Wirtschaftsstandort/IuK/High-Tech-
Offensive/ozb_ersteBilanz.html ( Zugriff 31.08.2006). 
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besondere für seinen dritten Teil, die „High-Tech-Offensive“ (HTO), zu gelten 
scheint.64 

Die Staatsregierung begreift die OZB als „Standortinvestitionsprogramm“ zur Stärkung 
Bayerns, um dem zunehmenden internationalen Wettbewerb entsprechen und Bayerns 
Stärken halten und ausbauen zu können. Dieser Zielsetzung entsprechend zielten die 
beiden ersten Phasen des Programms – „OZB I und II“ – darauf ab, vier Bereiche pro-
jektspezifisch zu stärken: 1.) Bildung/ Forschung/ Innovationskraft/ Informations- und 
Kommunikationstechnik; 2.) Arbeit / Soziales; 3.) Umwelt / neue Energien und zuletzt 
4.) Kultur. Finanziert wurden diese Projekte mit Privatisierungserlösen von rund 
2,9 Mrd. €, die seit 1994 bei der Veräußerung von Unternehmensanteilen des Freistaa-
tes erzielt wurden. 65 

Der eindeutige Schwerpunkt der Projekte lag im Bereich „Bildung/ Forschung/ Innova-
tionskraft/ Informations- und Kommunikationstechnik“. Hier wurde rund die Hälfte al-
ler Mittel eingesetzt, wobei diese durchaus insbesondere technologiepolitisch fokussiert 
waren: So wurden sie unter anderem zum Ausbau der bayerischen Hochschulen, zur Er-
richtung von acht neuen Fachhochschulen sowie zur Förderung von Entwicklungsvor-
haben vor allem im IuK-Bereich und zur Einrichtung von Technologietransfereinrich-
tungen und zur Gründerförderung eingesetzt.66 Zugleich wurden mit den Mitteln auch 
die Gesellschaften „Bayern Innovativ“ und „Bayern International“ sowie die Risikoka-
pitalbeteiligungsgesellschaft mit einem Grundstock von je rund 51 bzw. rund 76 Mio. € 
geschaffen.67 Hinzu kam die Initiative „Bayern Online“ aus dem Jahr 1994, mit der mit 
einem Mittelvolumen von rund 255 Mio. € auf vielfältige Weise der IuK-Standort Bay-
ern ausgebaut werden sollte: Einerseits durch Infrastrukturförderung wie bei Datennet-
zen, andererseits aber auch durch (berufliche wie schulische) Qualifizierung und durch 
dementsprechende Schritte in der öffentlichen Verwaltung.68  Ein Aspekt dabei war si-
cherlich auch die Erschließung neuer Märkte.  

Die geschilderten Maßnahmen der OZB I und II müssen als Grundlage für die „Weiter-
entwicklung“ der OZB begriffen werden: Die 1999 begonnene, inzwischen ausgelaufe-
ne, „High-Tech-Offensive Bayern“, die praktisch in Gänze die OZB III umfasst.69 Das 
rund 1,35 Mrd. € an Privatisierungsgewinnen umfassende Mittelvolumen wird im 
Rahmen von vier „Säulen“ eingesetzt: 1.) „Ausbau der High-Tech-Zentren von Welt-
rang“, 2.) Technologiekonzepte für alle Regierungsbezirke, 3.) Qualifizierung / Exis-
tenzgründung / Technologieinfrastruktur und 4.) Internationalisierung; ferner gehört ein 
Programm zur Infrastrukturförderung dazu.70 Eine detaillierte Aufschlüsselung der Pro-
jekte bietet folgende Übersicht 1. 

                                                 
64 Vgl. BERGER 2002: 12-13; dies. 2005: 28-29.  
65 Vgl. BayStK (Hrsg.) 2003a: 49f. 
66 Vgl. ebd. 
67 Vgl. ebd.; ferner BayStReg (Hrsg.): Internet: www.bayern.de/Wirtschaftsstandort/IuK/High-Tech-
Offensive/pge3.html (Zugriff 31.08.2006). 
68 Vgl. ebd. Und BERGER 2005: 39-40. 
69 Vgl. BERGER 2002: 14-15. 
70 Vgl. BayStK (Hrsg.) o.J: 6. 
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Schwerpunkt der „HTO“ ist mit rund 660 Mio. € eindeutig die erste Säule der „High-Tech-
Zentren von Weltrang“: Hier werden – letztlich im Rahmen der neun Technologieschwer-
punkte – die Bereiche „Life Sciences“, IuK, neue Werkstoffe, Mechatronik und Umwelt-
technik schwerpunktmäßig gefördert, wobei die Förderung primär auf konkrete For-
schungs- wie Anwendungsprojekte bezogen ist. Der Fokus richtet sich dabei auf die Bio-
technologie. Allgemeines Ziel ist es, die Wettbewerbsfähigkeit bei Schlüsseltechnologien 
auszubauen.71 

Bemerkenswert sind die übrigen „Säulen“ der HTO: Im Rahmen der Säule „Technologie-
konzepte für alle Regierungsbezirke“ sind die so genannten „Regionalkonzepte“ verortet, 
die nach Angaben der Staatsregierung dazu dienen, regionale Technologiekompetenzen zu 
stärken72. Gleichzeitig gibt das Ministerium an, dass die pauschal mit je rund 25 Mio. € pro 
Bezirk vergebenen Mittel auch dazu diene, einen regionalen Ausgleich zu schaffen, da die 
Stärkung nur einzelner Regionen „politisch nicht vermittelbar“73 sei. Die dritte Säule wie-
derum dient primär der Existenzgründungs- und Transferförderung. Und die letzte Säule 
„Internationalisierung“ zielt auf die Außenwirtschaftsförderung ab. 

Das „Standorteprogramm“ mit rund 165 Mio. € hingegen gilt dem Ausbau der Infrastruk-
tur.74 Auffallend ist die regionale Verteilung der Aktivitäten: Zwar werden durch die 
Schwerpunktsetzungen auch bestimmte Zentren - wie München im Hinblick auf die Bio-
technologie - gefördert, gleichzeitig sind die Aktivitäten jedoch „bayernweit“ verteilt75. 

Dies könnte als Indiz für das Bemühen um regionalen Ausgleich zu schaffen, gewertet 
werden.  

Interessant ist die Charakterisierung der HTO durch die Staatsregierung: Einerseits be-
zeichnet das Wirtschaftsministerium die HTO als Ergänzung zur Technologiepolitik, die 
„Akzente“ setzt. 76 Andererseits wird sie als Grundlage für eine „moderne clusterorientierte 
Forschungs- und Technologiepolitik“77.bezeichnet. BERGER benennt u.E. die HTO tref-
fend als ein „umfassendes Investitionsprogramm für technologiepolitische Aktivitäten“78, 
das mit einem Gesamtvolumen von rund 4,3 Mrd. € durchaus finanziell üppig ausgestattet 
ist.79 

Interessant erscheint in diesem Kontext jedoch besonders der Bezug zur „Clusterpolitik“ 
des Freistaates: So sieht die Staatsregierung OZB und HTO bereits als Grundlegung für ei-
ne Stärkung der Innovationskraft in Schwerpunktbereichen.80 In Fortführung dessen soll 
nun die aus „zwei Säulen“ bestehende „Allianz Bayern Innovativ“ dies aufgreifen: Die 
„Clusteroffensive“ als „erste Säule“ zielt auf die Vernetzung von Wissenschaft, Forschung, 
Unternehmen, Kapitalgebern in insgesamt neunzehn Branchen- bzw.  Technologieschwer-
punkten.81 Die „Clusteroffensive“ unterscheidet dabei zwischen „Querschnittstechnolo-
gien“, die verschiedene Anwendungen und Branchen durchdringen, „produktionsorientier-
ten Clustern“, die auf bereits bestehende Wertschöpfungsketten setzen, und „High-Tech-
Clustern“, die explizit die Technologieschwerpunkte von OZB bzw. HTO als „Spitzen-
                                                 
71 Vgl. ebd. S. 33-35; BERGER 2005: 30-32. 
72 Vgl. BayStK o.J. : 24-25. 
73 Zitiert nach dem Schreiben des Ministerialbeamte MERTZ an David Neisen vom 17.08.06. 
74 Vgl. die Wertung der Maßnahmen bei BERGER 2005: 30-32. 
75 Vgl. die Übersicht in BayStK (Hrsg.) o.J.: 33-41. 
76  Zitiert nach dem Schreiben des Ministerialbeamte MERTZ an Neisen vom 17.08.06. 
77 BayStK (Hrsg.) o.J.: 5. 
78 Vgl. BERGER 2005: 28-29. 
79 Vgl. auch Schaubild 1 bei KRUMBEIN/ ZIEGLER 2005: 10. 
80 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2006a: 7. 
81 Vgl. ebd.  
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technologien“ abbilden.82 Insgesamt sind die Cluster in ihrem Technologie- und Branchen-
bezug recht breit angelegt: Von der Biotechnologie bis zur Holzwirtschaft; wobei man ex-
plizit darauf abstellt, man konzentriere sich auf Bayerns Stärken83. Die Cluster werden als 
institutionalisierte Netzwerke zur Kontaktpflege mit fester Geschäftsführung betrieben 
bzw. aufgebaut – dabei will man gerade die Dienste der Bayern Innovativ GmbH nutzen.84 

„Zweite Säule“ der „Allianz Bayern Innovativ“ sind „regionale Netzwerke“, die in den 
Regionen Technologiekompetenzen vernetzen sollen. Finanziert wird die auf fünf Jahre 
begrenzte Initiative mit 50 Mio. € aus Privatisierungserlösen.85  

2.4 Charakteristika 
Die bayerische Technologiepolitik scheint durch zwei Eigenschaften bestimmt: Zum einen 
setzt sie einen deutlichen Schwerpunkt im Bereich von Wettbewerbsfähigkeit und Wett-
bewerbsbezug: Gefördert werden primär Technologien mit hohem Marktpotential, die 
Förderung von Unternehmen setzt explizit deren Wettbewerbsfähigkeit in Form konkreter 
Marktchancen voraus. 

Zum anderen wird eine recht weit reichende Definition von „Technologie“ zu Grunde ge-
legt. Dabei werden die unterschiedlichsten Branchen wie bspw. Holz und Forst darunter 
ebenso wie Mikroelektronik subsummiert. Zudem wird das Augenmerk auch auf „regiona-
le Kompetenzen“ gelenkt. Insbesondere im Rahmen der OZB scheint es, ein Bemühen um 
einen Ausgleich zwischen Zentrum und Peripherie zu geben. Besonders aber die „Cluster-
politik“ wird im Sinne einer klassischen (Industrie-) Strukturpolitik betrieben: Der gezielte 
Aufbau und die Unterstützung von räumlich konzentrierten Wertschöpfungsketten wird 
bayernweit forciert und kann somit als eine durchaus konsequente betriebene Politik cha-
rakterisiert werden.86 

                                                 
82 Vgl. ebd. S. 9-10. 
83 Vgl. ebd. S. 9, die Übersicht S. 16-36 und auch ein Gutachten zur bayerischen Industrielandschaft: 
BayStMWVT (Hrsg.) o.J. 
84 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2006a: 13-15ff. 
85 Vgl. ebd. S. 7 und 15. 
86 Vgl. die prinzipiell gleichlautende Bewertung bei BERGER 2005: 42-43. 
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3 Technologiepolitik in Sachsen 

3.1 „Policy“: Annahmen und Strategien 
Die Staatsregierung stellt im Jahreswirtschaftsbericht für das Jahr 2004 fest, Sachsen habe 
die größte Wirtschaftskraft und das höchste Wirtschaftspotential aller ostdeutschen Län-
der.87 Zudem betont sie, Sachsen habe „schnell aufgeholt“88 und misst den ökonomischen 
Erfolg des Landes somit auch am Kontext der wirtschaftlichen Transformation von der 
Plan- zur Marktwirtschaft. Als heutiges Ziel ihrer Politik gibt die Staatsregierung dann an, 
sie wolle „mit einer langfristig angelegten, finanzwirtschaftlich soliden Wirtschaftspolitik, 
die auf Innovation und Qualifikation setzt, beweisen, dass der Aufbau Ost erfolgreich ges-
taltet werden kann“89. Wie das nach Vorstellung der Regierung geschehen soll, wird maß-
geblich an der von RIEDEL identifizierten „Ziellogik“ sächsischer Technologiepolitik 
deutlich.90 Folgende Abbildung 2 verdeutlicht schematisch die Ziellogik der sächsischen 
Technologiepolitik. 

Übersicht 2: Ziellogik der Leitlinien sächsischer Technologiepolitik 

 

Quelle: RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 116. 

Von zentraler Bedeutung für die Konzeption der sächsischen Technologiepolitik sind die 
im Juli 1992 erlassenen, inzwischen (in Details) mehrfach modifizierten „Leitlinien zur 
Technologiepolitik“.91 Ihnen zufolge ist zentrales Ziel technologiepolitischer Aktivität die 
                                                 
87 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2004: 3. 
88 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005f: 3. 
89 SMWA (Hrsg.) 2004: 3. 
90 ,Vgl. ebd. S. 16-17. 
91 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 139-140. 
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Schaffung von Wachstum und Investitionsanreizen, was nach Ansicht der Regierung die 
Grundlage für (dauerhaftes) Beschäftigungswachstum bildet.92 Als Basis dafür werden die 
(technologische) Innovationsfähigkeit von Unternehmen einer- und die Leistungsfähigkeit 
der wissenschaftlich-technischen Infrastruktur andererseits angeführt.93  

Bei der Umsetzung dieser Zielsetzung folgt die Staatsregierung einem deutlich an Techno-
logietransfer orientierten Ansatz:94 So sollen die technologiepolitischen Aktivitäten des 
Freistaates insbesondere dem Ausbau der FuE-Strukturen in Unternehmen und hochschul-
internen wie -externen Forschungseinrichtungen dienen. Dies soll wiederum die Erschaf-
fung neuartiger Produkte und Verfahren begünstigen, die als Grundlage von Produktivität 
und Wettbewerbsfähigkeit die Voraussetzung für Erhalt und Schaffung von Arbeitsplätzen 
sind.95 Um dieses Ziel zu erreichen, werden nach RIEDEL/ SCHMALHOLZ im Wesentli-
chen drei „Strategien“ bzw.  Instrumente bemüht: Neun so genannte „Zukunftstechnolo-
gien“, die Errichtung leistungsfähiger Strukturen von Forschung und Entwicklung sowie 
die explizite Förderung kleinerer und mittlerer Unternehmen.96 

Den definierten „Zukunftstechnologien“ wird dabei ein außerordentlich hoher Stellenwert 
beigemessen. Sie gelten als zentraler Maßstab für die technologiepolitischen Aktivitäten 
des Landes.97 Gemäß der technologiepolitischen Leitlinien sollen diese Technologien „die 
Rahmenbedingungen für eine innovationsorientierte Wirtschaftsentwicklung im Freistaat 
Sachsen verbessern“ und „keine überalterten Forschungsstrukturen erhalten werden“. 
Vielmehr soll Sachsen die Chance erhalten, „im Standortwettbewerb der hoch entwickel-
ten Regionen Europas und der Welt einen Spitzenplatz“ einzunehmen.98 Die Technologien 
sollen bewusst zukunftsorientiert sein. Als zukunftsorientiert gelten in Sachsen folgende 
Felder: Materialwissenschaften, physikalische und chemische Technologien, biologische 
Forschung und Technologie, Mikrosystem-, Informations- und Fertigungstechnik sowie 
Energie-, Umwelt- und Medizintechnik.99 Die Staatsregierung hat diese Felder zwar durch 
politische Festlegung bestimmt, setzt zugleich aber keine fixen Finanzmittel für einzelne 
Felder an; vielmehr soll die Nachfrage nach Förderung darüber entscheiden, wo innerhalb 
der Zukunftstechnologien Schwerpunkte gesetzt werden.100 Allerdings scheint es, dass die 
Staatsregierung versucht, alte industrielle Stärken Sachsens wie den Automobilbau gezielt 
mit noch nicht etablierten Techniken zu kombinieren.101  

Entscheidend ist die Ausrichtung an diesen Schlüsseltechnologien auch im Bereich der 
Förderung der FuE-Infrastruktur: Hier war Technologiepolitik anfangs vor allem Hoch-
schulauf- und –ausbau im Sinne der Zukunftstechnologien102. Inzwischen steht die Stär-
kung des Technologietransfers insbesondere auch durch die Kooperation von Hochschu-
len, außeruniversitärer Forschung und Unternehmen im Vordergrund.103 Eine ähnliche Be-
deutung haben die Technologien auch für die Förderung von KMU: Sie werden besonders 

                                                 
92 Sachsen wies 2005 und 2006 im Juli jeweils eine Arbeitslosenquote von 17,8 bzw. 16 % auf; vgl. BUN-
DESAGENTUR FÜR ARBEIT (Hrsg.) 2006: 55. 
93 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 112. 
94 Vgl. ebd. S. 114. 
95 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2006a: 17. 
96 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 4. 
97 Vgl. RAMEL 2001: 139-140. RAMEL wertet die Fixierung auf die Technologien als „Redundanz“. 
98 RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 112. 
99 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2006b: 2. 
100 Vgl. RIEDEL / SCHMALHOLZ 2005:  119. 
101 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2006a: 45. 
102 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 71-72. 
103 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2006a: 5. 
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als Generatoren von Innovation und Wachstum bezeichnet und daher wird ihre Zusam-
menarbeit mit größeren Unternehmen von der Regierung besonders forciert104. 

Die Staatsregierung weist Innovation und neuen Technologien somit eine zentrale Bedeu-
tung für wirtschaftliches Wachstum und damit auch für Arbeit und Beschäftigung zu. Ihre 
Technologiepolitik ist letztlich von der Grundannahme geprägt, die zielgerichtete Orientie-
rung der Förderung an „Zukunftstechnologien“ sei der Schlüssel, um eben diese Zukunft 
auch wirtschaftlich sicherzustellen. Mithin folgt die Regierung einem potentialfördernden 
Ansatz. Gleichzeitig setzt sie maßgeblich auf Technologietransfer: Die Verknüpfung von 
(Grundlagen)-Forschung und unternehmerischer Anwendung wird als Schlüssel zur Schaf-
fung von Wettbewerbsfähigkeit gesehen. 

Bemerkenswert ist dabei die faktische Verengung von „Technologie“: Als diese werden 
hier nur letztlich die politisch definierten105 und allgemeingültigen „Zukunftstechnologien“ 
betrachtet. Sachsenspezifische Potentiale scheinen dagegen eher unberücksichtigt zu blei-
ben.  

3.2 „Politics“: Programme, Projekte, Instrumente 

3.2.1 Vorbemerkung: Einsatz und Herkunft der Finanzmittel 
In Sachsen werden die technologiepolitischen Instrumente und Maßnahmen zu einem Ü-
berwiegenden Anteil über Mittel der europäischen Strukturfonds finanziert:106 So stammen 
in diesem Kontext 75% der Gelder von der EU, 25% sind entsprechend vom Land selbst 
aufzubringen.107 Nach Angaben der Sächsischen Aufbaubank umfassten die Aufwendun-
gen für technologiepolitische Förderung im Jahre 2005 76,3 Mio. €108. 

Ferner führt das Land unter den Angeboten seiner „Förderfibel“ wesentlich mehr Bundes- 
als Landesprogramme an.109 Laut Forschungsbericht lagen die FuE-Ausgaben pro Kopf 
2003 bei rund 145 €.110 

3.2.1 Gewerbliche FuE-Förderung 
Zentraler Schwerpunkt sächsischer Technologiepolitik ist die Förderung unternehmeri-
scher Forschung und Entwicklung in Form einzelbetrieblicher oder im Verbund betriebe-
ner Projekte. Auf diesen Bereich entfielen laut sächsischer Staatsregierung zwischen 1991 
und 2005 80,5% aller finanziellen Fördermittel.111 Nach RIEDEL/ SCHMALHOLZ waren 
für diesen Förderungsbereich im Rahmen des sächsischen Programms zur europäischen 
Strukturfondsförderung für die Jahre 2000 bis 2006 225 (einzelbetriebliche Projekte) bzw.  
285 Mio. € (Verbünde) an Mitteln zur Technologieförderung eingeplant.112 

Die einzelbetriebliche FuE-Projektförderung zielt darauf, einen Anreiz zur Entwicklung 
neuartiger Produkte und Verfahren zu bieten, indem sie durch Förderung das mit der Ent-
wicklung verbundene Risiko abmildert. Als „neuartig“ gelten Produkte und Verfahren, 

                                                 
104 Vgl. ebd. S. 4. 
105 Der Beamte NOTHNAGEL sagt in einer E-Mail an David Neisen, dass man sich bei der Definition der 
Technologien maßgeblich an die „Definitionen des BMFT“ angelehnt hat. Vgl. E-Mail vom 12.07.06 an 
David Neisen. 
106 Vgl. SAB (Hrsg.) 2006: 2. 
107 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2006a: 16. 
108 Vgl. SAB (Hrsg.) 2006: 22. 
109 Vgl. SMWA / WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG SACHSEN GmbH / SStK (Hrsg.) 2005: 14-29. 
110 Vgl. BMBF (Hrsg.): a. a. O., Abb. 40.1, S. 128. 
111 Vgl. SMWA 2006a: 20. 
112 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 121. 
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wenn sie noch nicht auf den Märkten der EG Verwertung gefunden haben und wenn sie 
auf dem Gebiet der Zukunftstechnologien gemäß der Leitlinien zur sächsischen Technolo-
giepolitik verortet sind. Zudem muss die Verwirklichung des Projekts durch die damit ver-
bundenen Risiken gefährdet sein. Zuwendungen aus dem Programm können Unternehmen 
der gewerblichen Wirtschaft und dem Dienstleistungssektor erhalten, sofern sie eine Be-
triebsstätte in Sachsen besitzen; zugleich können auch außeruniversitäre wirtschaftsnahe 
Forschungseinrichtungen Empfänger der Förderung sein.113 

Eine besondere Rolle spielen KMU: Sie werden gemäß der üblichen Richtlinie der Europä-
ischen Kommission definiert und bei der Förderung besonders berücksichtigt. Diese selbst 
ist als Projektförderung angelegt und erfolgt als Anteilsfinanzierung in Form rückzahlbarer 
oder nicht rückzahlbarer Zuschüsse, wobei der Mittelgeber sich eine Beteiligung am wirt-
schaftlichen Ergebnis vorbehalten kann.114 Bei der Bewertung der Projekte der Antrags-
steller wird seit 1995 eine Unterscheidung zwischen „industrieller Forschung“ und „vor-
wettbewerblicher Entwicklung“ vorgenommen:115 Erstere wird als Forschung zur Erlan-
gung von anwendungs- und verwertungsbezogenen Erkenntnissen verstanden; die zweite 
wird als Anwendung bereits gewonnener Erkenntnisse zur Erzeugung eines Produktes bis 
zur Prototypphase begriffen. Zentral ist diese Unterscheidung für die Höhe der Zuschüsse, 
wobei die KMU besonders berücksichtigt werden. Als förderfähig gelten Personal- wie 
Sachausgaben, Abschreibungs- und Patentkosten und auch Leistungen Dritter. Eine Be-
grenzung der Förderhöchstsumme existiert allerdings nicht. 116  

Diesem Programm recht ähnlich ist die FuE-Verbundprojektförderung. Ihr Zweck ist es 
ebenfalls, durch eine Minderung von Risiko die Entwicklung neuartiger Produkte und Ver-
fahren anzureizen. „Mittel zum Zweck“ ist dabei die Förderung der Zusammenarbeit von 
FuE-Abteilungen gewerblicher Unternehmen mit außer- wie inneruniversitären For-
schungseinrichtungen, um so „Synergien“ zu gewinnen und die Entwicklung vor allem zu 
beschleunigen. Die Fördermittel werden ausschließlich an Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft mit Betriebsstätte in Sachsen und – im Verbund mit ihnen – an Forschungsein-
richtungen gewährt; die Förderung wird somit kooperierenden Partnern gewährt. 117 Die 
Mittel werden als  Anteilsfinanzierung in Form rückzahlbarer bzw. nicht rückzahlbarer Zu-
schüsse ausgereicht. Die tatsächliche Höhe der Förderung hängt von Projektcharakter und 
Unternehmensgröße ab, die Beteiligung einer aus öffentlichen Haushalten finanzierten, 
dem Gemeinwohl verpflichteten Forschungseinrichtung kann einen „Bonus“ von bis zu 
5% der Kosten einbringen.118 

Beide Programme dienen somit explizit der gewerbebezogenen Technologieförderung im 
Bereich der Zukunftstechnologien. Bevorzugt gefördert werden dabei KMU, (Grundla-
gen-) Forschung und Kooperation mit (insbesondere öffentlichen) Forschungseinrichtun-
gen. Diese Potentialförderung richtet ihren Fokus somit auf den Wissens- und Technolo-
gietransfer. 

Interessant ist auch die Schwerpunktsetzung in Bezug auf die Technologiefelder: Die 
Staatsregierung lässt bei der Verteilung der Fördermittel „die Nachfrage entscheiden“ und 
wehrt sich Höchstgrenzen pauschal anzugeben119: Dies führte im Zeitraum 1991 bis 2005 

                                                 
113 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005a: 1f.  
114 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005a: 3. 
115 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005 : 117-118. 
116 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005a: 4. 
117 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005b: 1f. 
118 Vgl. SMWA et al. (Hrsg.) 2005: 15. 
119 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2006b: 2.  
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dazu, dass die Felder physikalische und chemische Technologien (42,6% aller Mittel), Fer-
tigungstechnik (17,9%) und Informationstechnologie (15,6%) besonders finanziell unter-
stützt worden sind. Im Jahr 2005 dominieren inzwischen dagegen die Felder Biotechnolo-
gie (37,6%), Materialwissenschaften (22,3%), physikalische und chemische Technologien 
(14,8%) und Informationstechnologie mit 12,6%.120 

Von geringerer Bedeutung sind ferner zwei Programme, die explizit der Anwendungsför-
derung im Bereich der IuK-Technologie dienen: Das Programm zur Telematikförderung 
hat den Zweck, als Teil der FuE-Verbundförderung die Nutzung telematischer Anwendun-
gen durch KMU bzw. deren Entwicklung durch Unternehmen aus der Informations- und 
Medienbranche zu fördern. Die Förderung erfolgt hier als Zuschussförderung und kann 
Mittel bis zur Hälfte der förderfähigen Kosten an gewerbliche Unternehmen und mit ihnen 
verbundene Forschungseinrichtungen gewähren.121 Das andere mit dem Namen „KOMPRI 
2.2 Kommunikation und Prozessintegration“ fördert die Anwendung von IuK-
Technologien und IuK-Diensten bei KMU. 122 Beide Programme sind hier erwähnenswert, 
weil sie im Rahmen der Informationstechnologie einen anwendungsorientierten Schwer-
punkt setzen.123 

Als einen weiteren Bereich von „Technologiepolitik“, der allerdings recht stark auf die all-
gemeine Wirtschafts- bzw. Gewerbeförderung verweist, identifizieren RIEDEL/ 
SCHMALHOLZ die Förderung technologieorientierter Unternehmensgründungen.124 Die 
Autoren verweisen darauf, Existenzgründern stünden die allgemein anerkannten Finanzie-
rungsprogramme – wie entsprechende Programme des Bundes – zur Verfügung. Die säch-
sische „Förderfibel“ weist auch zahlreiche Hinweise auf Programme dieser Art hin.125 Je-
doch scheinen nur zwei Programme spezifisch der Förderung von explizit technologieori-
entierten Gründungen zu dienen: (1) Der Business-Plan-Wettbewerb „futureSAX“ zielt 
darauf, in Wettbewerbsform Gründungswillige durch Beratung und Anleitung bei der 
Entwicklung eines Geschäftsplanes zu unterstützen. Dabei scheinen die Weitergabe (pro-
fessioneller) Informationen und die Bildung von Kooperationen („Teams“ der Wettbe-
werbsteilnehmer) im Vordergrund zu stehen.126 Der Wettbewerb richtet sich an „innovati-
ve“127 Gründer und „Jungunternehmer“ und weist hinsichtlich der Branchenverteilung der 
Projektideen in den Jahren 2003 bis 2005 eine Konzentration auf IuK, Biotechnologie, 
Dienstleistungen und – nebulös – „Technologie“ auf.128 (2) RIEDEL / SCHMALHOLZ 
führen für Existenzgründer ebenso das Projekt des SMWA zur Unterstützung der Frühpha-
senfinanzierung von Technologieunternehmen an. Auffallend an diesem Projekt ist ledig-
lich die Kooperation mit der Seed Capital Brandenburg GmbH aus dem Nachbarland. 

3.2.3 Errichtung einer leistungsfähigen FuE-Infrastruktur 
Die Staatsregierung sieht die „sächsische Forschungslandschaft“, die besonders auf den 
Hochschulen des Freistaates beruhe, als Grundlage der sächsischen FuE-Infrastruktur.129 
Als Bestandteile dieser „Landschaft“ benennt sie die Universitäten und Fachhochschulen, 

                                                 
120 Daten aus: SAB (Hrsg.) 2006: 25. 
121 Vgl. SAB (Hrsg.) 2002. 
122 Vgl. SMWA et al. (Hrsg.) 2005 : 28. 
123 Siehe WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG SACHSEN GmbH (Hrsg.) 2005: 3. 
124 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 124f 
125 Siehe dazu SMWA et al. (Hrsg.) 2005: 1-13. 
126 Vgl. SAB (Hrsg.) 2006: 53. 
127 SMWA et al. (Hrsg.) 2005: 4. 
128 Vgl. SAB (Hrsg.) 2006: 54. 
129 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2004: 71. 
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die außeruniversitären Forschungseinrichtungen (wie die MPG-Institute), sieben naturwis-
senschaftlich-technische Forschungsstätten des Landes sowie insgesamt 75 Einrichtungen 
für Technologietransfer, wirtschaftsnahe Forschung und Gründerförderung.130  

Technologiepolitisch relevant ist u.a. das Programm zur Technologiezentrenförderung, das 
auf den Technologietransfer zwischen „Technologieanbietern“ (Forschungseinrichtungen) 
und „Technologienutzern“ (vor allem KMU) sowie auf die Gründung technologieorientier-
ter Unternehmen ausgerichtet ist. Sowohl Beratung, Vermittlung als auch eine „ganzheitli-
che Betreuung“ werden als Unterstützungen genannt. Die „Technologiezentren“ werden 
von der Staatsregierung mit vielfältigen Namen tituliert, wie z.B. Patentinformationszent-
ren, Technologieagenturen, Technologietransferzentren. Sie seien Zentren, die „im öffent-
lichen Interesse wirken“ und sich in öffentlicher Trägerschaft befinden (sollen).  

Gegenstand der als Anteilsfinanzierung an die Zentren gerichteten (nicht rückzahlbaren) 
Zuschussförderung sind Projekte zur Verbesserung des Technologietransfers sowie zur 
Förderung des technologieorientierten Gründungsgeschehens vorrangig auf dem Gebiet 
der Zukunftstechnologien; förderfähig sind zudem Aufbau und Betrieb der Zentren (in der 
Aufbauphase). Besondere Bedeutung haben Technologiezentren in den „Gebieten mit be-
sonderen Entwicklungsaufgaben“, die den „höchsten Entwicklungsbedarf“ aufweisen und 
außerhalb der Ballungszentren verortet sind. Die Höhe der Förderung beträgt maximal 60 
bzw. in den „Entwicklungsgebieten“ maximal 75% der förderfähigen Kosten, bei einer 
Förderhöchstgrenze von jährlich 200.000 bzw. 400.000 € und einer Förderhöchstdauer von 
5 Jahren. 131 

Eine besondere Rolle im Falle Sachsens wie Ostdeutschlands allgemein spielen in diesem 
Kontext die „Forschungs-GmbH“. Diese letztlich aus den FuE-Einrichtungen der DDR-
Wirtschaft hervorgegangenen Einrichtungen leisten (zumeist kommerziell) Forschungsar-
beiten für Auftraggeber und dienten in der Vergangenheit auch der Beschäftigungssiche-
rung für DDR-Akademiker.132 Im Jahr 2004 wies Sachsen dreizehn gemeinnützige und 
zwanzig kommerzielle Forschungs-GmbH auf.133 Der Freistaat fördert gemeinnützige Ge-
sellschaften mit maximal 200.000 € pro Jahr und Einrichtung, wobei angestrebt wird, dass 
sich diese Einrichtungen zu selbst tragenden oder zu grundfinanzierten Instituten entwi-
ckeln.134  

Ein Programm, das eher im Grenzbereich zwischen FuE-Struktur- und Unternehmensför-
derung liegt, ist das Programm zur Beschäftigungsförderung von „Innovationsassistenten“. 
Das Programm richtet sich an Absolventen und Wissenschaftler aus Universitäten, Fach-
hochschulen, technischen Fachschulen oder Forschungseinrichtungen“, die in KMU sowie 
„mittelständischen“ Unternehmen Beschäftigung finden. Zweck des Programms ist die Er-
höhung der Innovationsfähigkeit der genannten Unternehmen, indem durch die Beschäfti-
gung der genannten Personen das Risiko bei Forschung und Entwicklung gesenkt werden 
soll. Gegenstand der Förderung ist der Einsatz der „Innovationsassistenten“ zur Bearbei-
tung „von innovativen, technologieorientierten Projekten mit innovativem, technologieori-
entiertem Inhalt auf dem Gebiet der Zukunftstechnologien“. Dabei sollen die Projekte die 
Marktchancen des Unternehmens steigern. Gefördert wird pro Unternehmen die Beschäfti-
gung von maximal zwei Personen bei einer Förderungshöchstdauer von längstens 24 Mo-
naten, die anteilige Zuschussförderung umfasst maximal 50% von deren Bruttogehaltskos-

                                                 
130 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2006a: 8. 
131 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005c: 1f. 
132 Siehe FICHTER-WOLF 2005: 28-29. 
133 Zahlen aus SMWA (Hrsg.) 2004: 72. 
134 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 123f. 
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ten. – Das Programm richtet sich neben der Unterstützung von Unternehmen sowohl auf 
die Beschäftigungsförderung als auch auf die Förderung von FuE-Kapazitäten in Unter-
nehmen. 135 

Zuletzt kann als weitere Aktivität zur (indirekten) Stärkung der FuE-Infrastruktur die Pa-
tentförderung genannt werden. Sie dient der Unterstützung von Unternehmen und Einzel-
erfindern im Bereich des Rechtsschutzes. Aufgrund des von der Staatsregierung beklagten 
defizitären Patentvolumens136, sind die eingesetzten Finanzmittel allerdings eher als gering 
zu bezeichnen.137 

3.3 Spezifika: Netzwerke, Cluster und ihre regionalen Wirkungen 
RIEDEL / SCHMALHOLZ attestieren der sächsischen Wirtschaft „ein beachtenswertes 
Engagement in zukunftsträchtigen Technologiefeldern“ und bezeichnen sie als „neue 
Kompetenzfelder“. Für die Staatsregierung stellen die „Main Fields of Excellence“ folgen-
de sechs Technologiefelder dar: Mikroelektronik, Automobilbau, Maschinenbau, „Life 
Sciences“ mit medizinbezogenem Schwerpunkt, Luft- und Raumfahrt sowie „technische“ 
Textilien. Insbesondere in diesen „Exzellenzfelder“ ist eine räumliche Konzentration von 
Unternehmen, Forschungseinrichtungen, (FuE-)Personal und wirtschaftlicher Aktivität in 
Sachsen zu konstatieren. Die Zusammenarbeit dieser Institutionen ist über branchenspezi-
fische und themenbezogenen Netzwerke organisiert, die insbesondere von der Wirtschaft 
initiiert wurden.138 

Die Staatsregierung unterstützt im Rahmen ihrer Technologiepolitik jegliche Art von 
Netzwerkaktivitäten. Dabei möchte die Staatsregierung eine Bündelung der „Zukunfts-
technologien“ anstreben: So wird bspw. die Biotechnologie im engen Zusammenhang mit 
der Materialwissenschaften, den IuK und der Medizin gesehen.139 Mit der Förderung von 
Netzwerken will die Staatsregierung Clusterstrukturen in den genannten Bereichen schaf-
fen und weiterentwickeln. Einschränkend betont die Staatsregierung jedoch, dass finanziel-
le Untertützungen vor allem Netzwerkaktivitäten zu Gute kommen sollten, die primär auf 
Initiative von Unternehmen entstanden sind bzw. entstehen.140 

Die Staatsregierung forcierte von sich aus zudem in vier für sie als bedeutend geltenden 
Branchen Netzwerkaktivitäten: So initiierte sie 1999 die „Verbundinitiative Automobilzu-
lieferer Sachsen“ (AMZ) und im Bereich der Biotechnologie die „Marke“ „biosaxony“.141 
Überdies hebt sie explizit die Netzwerke „Silicon Saxony e. V.“142 in der Mikroelektronik 
und die „Verbundinitiative Maschinenbau Sachsen“ (VEMAS) hervor.143 Die Förderung 
dieser Netzwerke seitens der Staatsregierung zielt darauf ab, dass durch eine finanzielle 
Unterstützung die bereits erreichte (Spitzen-)Stellung in den Branchen ausgebaut werden 
kann.144 

Besonders hervorgehoben werden in diesem Kontext die Beispiele „Silicon Saxony“ und 
„biosaxony“: Im Fall „Silicon Saxony“ beruft sich die Staatsregierung explizit auf die lan-
ge technologischen „Traditionen“ des Standortes Sachsen und verweist auf die Unterneh-
                                                 
135 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005d: 2f. 
136 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2004: 76f.  
137 SMWA (Hrsg.) 2006a: 20. 
138 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 129. 
139 Vgl. WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG SACHSEN GmbH (Hrsg.) 2004b: 15. 
140 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2006a: 6-7. 
141 Vgl. WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG SACHSEN GmbH (Hrsg.) 2004b: 15. 
142 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2004: 86. 
143 Vgl. WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG SACHSEN GmbH (Hrsg.) 2400a.  
144 Exemplarisch für „biosaxony“: SMWA (Hrsg.) 2006a: 37-38. 
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men und recht zahlreichen ergänzenden Forschungseinrichtungen im Freistaat.145 „biosa-
xony“ hingegen ist Teil einer ganzen „Biotechnologie-Offensive“: Das Programm fördert 
mit einem Mittelansatz von rund 210 Mio. € (2000 bis 2005)146 den gezielten Aufbau bio-
technologischer Aktivitäten. Herzstück dieser Struktur sind zwei Biotechnologiezentren in 
Leipzig und Dresden, die primär auf Technologietransfer und Gründerförderung gerichtet 
sind. In enger Kooperation mit Forschungseinrichtungen und Unternehmen soll Transfer 
zwischen Forschern und Anwendern stattfinden. Gleichzeitig sollen Gründer mit moderner 
Technik und Infrastruktur versorgt werden. Parallel dazu sieht die Offensive die Förderung 
von konkreten FuE-Projekten sowie weiterer Transfereinrichtungen vor. 147 

Die (exemplarisch) genannten Aktivitäten zur Netzwerk- und Clusterförderung scheinen 
vor allem der Vernetzung von „Zukunftstechnologien“ zu dienen. Die Staatsregierung setzt 
dabei darauf, dass „traditionelle“ Stärken der sächsischen Wirtschaft – wie den Automo-
bilbau – mit zukunfts- wie renditeträchtigen „neuen“ Technologien verschmolzen werden. 
Das bedeutet aber eine isolierte Unterstützung von einigen wenigen exklusiven Katego-
rien. Zudem stellt die Staatsregierung auch zur Clusterbildung die Kooperation zwischen 
KMU mit Großunternehmen heraus. Dabei wird der Chiphersteller AMD auffällig häufig 
als Beispiele für eine gelungene Zusammenführung von „global player“ mit sächsischen 
Kleinunternehmen genannt. 148 

Bemerkenswert sind die regionalen Wirkungen der Förderaktivitäten: Zwar gibt 
NOTHNAGEL an, man bemühe sich durchaus um einen Ausgleich zwischen schwachen 
und starken Regionen149. Allerdings dürften gerade die ohnehin bereits starken Zentren 
Sachsens deutlich von der Unternehmensförderung profitieren. Auch RIEDEL/ 
SCHMALHOLZ weisen darauf hin, dass Zentren wie Dresden, Leipzig, Chemnitz etc. 
nicht nur deutlich bei der Förderung begünstigt werden, sondern dass gerade Dresden fak-
tisch fast die Hälfte aller im Rahmen der Technologiepolitik zur Verfügung stehenden fi-
nanziellen Mittel erhält.150 Dies lässt die Schlussfolgerung zu, dass eine gezielte finanzielle 
Clusterförderung, wie sie von der sächsischen Staatsregierung betrieben wird, auch regio-
nale Ungleichgewichte befördern kann. 

3.4 Charakteristika 
Die sächsische Technologiepolitik konzentriert sich auf zwei Schwerpunkte: Zum einen 
werden insbesondere „Zukunftstechnologien“ – selbst bei deren „Bündelung“ zu „Exzel-
lenzfeldern“ befördert. Zum anderen fokussiert sie (kleinen und mittleren) Unternehmen. 
Dabei ist sie vor allem auf den Technologietransfer und die Kooperation zwischen For-
schern und (kommerziellen) Anwendern ausgerichtet.  

Da die Politik im Wesentlichen die innovatorische und technologische Leistungsfähigkeit 
gerade von Unternehmen stärken will, kann sie in diesem Kontext als potentialfördernd 
beurteilt werden. Auffallend dabei ist allerdings der verhältnismäßig geringe Mitteleinsatz 
(bspw. im Vergleich zu Bayern). Diese Schlussfolgerung wird auch von der Aussage von 
NOTHNAGEL gestützt, die auf die regionalen Wirkungen der Fördermaßnahmen abhebt: 
So konstatiert er, dass der Ausgleich von regionalen Disparitäten Aufgabe der Regional-
förderung sei, die allerdings gerade nicht als Potentialförderung zu bezeichnen wäre.151 

                                                 
145 Vgl. WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG SACHSEN GmbH (Hrsg.) 2004c: 5f, 21f. 
146 SMWA (Hrsg.) 2006a:. 42. 
147 Vgl. WIRTSCHAFTSFÖRDERUNG SACHSEN GmbH (Hrsg.) 2004b: 15. 
148 Vgl. die Kritik bei RIEDEL,/ SCHMALHOLZ 2005: 134. 
149 Vgl. die E-Mail an David Neisen vom 12.07.06. 
150 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 132. 
151 Vgl. die E-Mail an David Neisen 12.07.06. 
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4 Gemeinsamkeiten und Unterschiede der Technologiepolitiken 

4.1 Gemeinsamkeiten 
Die nachstehende Tabelle soll die wesentlichen Charakteristika der zu vergleichenden 
Technologiepolitiken zusammenfassen. 

Tab. 1: Charakteristika bayerischer und sächsischer Technologiepolitik 

Kategorien  Bayern Sachsen 
„Policy“: 

 Zielsetzung: 
 

 Strategie(n): 
 
 
 
 

 Technologische 
Schwerpunkte: 

 
 Bayerns Stärke erhalten, aus-

bauen, sichern. 
 Förderung konkreter Projekte ( v. 

a. von KMU), Technologietrans-
fer, Gründerförderung, Ausbau / 
Modernisierung der (öff.) FuE-
Infrastruktur. 

 „Stärken und Schwächen der 
bayerischen Wirtschaft“: Bio-
technologie, IuK, Mechatronik, 
Medizintechnik, Luft- / Raum-
fahrt, Satellitentechnik, neue Ma-
terialien, Energietechnik, Um-
welttechnik.  

 
 „Wirtschaftswachstum im / als Auf-

bau Ost“ (= Basis für Beschäftigung). 
 Leistungsfähige FuE-Infrastruktur, 

Unternehmensförderung (KMU), Ori-
entierung an Zukunftstechnologien. 

 
 

 „Zukunftstechnologien“: Material-
technik, physikalische / chemische 
Technik, Biotechnologie, Mikrosys-
temtechnik, IuK, Fertigungstechnik, 
Energietechnik, Umwelttechnik, Me-
dizintechnik.  

„Politics“:  FuE-Infrastruktur als Technolo-
giebasis (=öff. Wissenschaftspo-
litik). 

 Technologietransfer: Bayern 
Innovativ, Transferverbund. 

 Gründerförderung: BayTOU, 
Gründerzentren, Business-
Wettbewerb. 

 Gewerbeförderung: BayTP (Ent-
wicklung + Anwendung), 
Schwerpunktprogramme (Ent-
wicklungsförderung: Materialien, 
IuK, Mikrosystemtechnik) mit 
Verbundbezug.  

 FuE-Infrastruktur als Technologieba-
sis (=öff. Wissenschaftspolitik). 

 Technologietransfer: Technologie-
zentrenförderung + Forschungs-
GmbH. 

 Gründerförderung: Wettbewerbe + 
Verweis auf (Fremd-)Förderung. 

 Gewerbe- / Unternehmensförderung: 
Einzelbetriebe + Verbünde mit Bezug 
zu Forschungseinrichtungen; „Son-
derprogramme“: Telematik, KOMPRI. 

 Innovationsassistentenförderung. 

Spezifika:  OZB / HTO: Breite Förderung + 
Technologieschwerpunkte (v. a. 
Life Sciences) + Regionalprojek-
te. 

 „Allianz Bayern Innovativ“: Clu-
ster (=Vernetzung von Techno-
logien / Branchen) + Regional-
projekte. 

 Großes Mittelvolumen. 

 „Main Fields of Excellence“: Bünde-
lung von (Zukunfts-)Technologien  
Netzwerke  Cluster: IuK, Biotech-
nologie (Automobile, Maschinenbau) 
als Schwerpunkte. 

 Geringer Einsatz eigener Mittel. 
 Verschärfung regionaler Disparitäten 

durch Technologiepolitik? 

Quelle: Eigene Zusammenfassung 

Betrachtet man die Zusammenstellung, erscheint das technologiepolitische Vorgehen in 
beiden Ländern weitgehend gleich, in vielen Feldern sogar annähernd identisch.  

Beide Freistaat verfolgen die Strategie, mit Hilfe der Nutzung und Förderung (technologi-
scher) Innovation Wirtschaftswachstum zu induzieren: Sowohl Sachsen als auch Bayern 
begreifen dieses als Grundlage von Beschäftigung und Wohlstand. Im Fall Sachsens aber 
soll Wachstum die Folgen ökonomischer Transformation („Aufbau Ost“) positiv bewälti-
gen, in Bayern hingegen will man den Level der bereits erreichten (Wachstums-) Stärke 
halten und ausbauen; für beide gilt Technologie aber gleichermaßen schlicht als Garant 
„der Zukunft“. Um eben diese zu sichern, setzt man in beiden Ländern auf praktisch iden-
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tische Mittel: Die Förderung der „Innovationsfähigkeit“ von (kleinen und mittleren) Un-
ternehmen durch Anwendungs-, Entwicklungs- und Beschäftigungsförderung152; die „Mo-
dernisierung“ der öffentlichen FuE-Infrastruktur; den Technologietransfer und die Förde-
rung von Unternehmensgründern. Und auch die methodische wie inhaltliche Orientierung 
an „zukunftsrelevanten“ Technologiefeldern scheint identisch.153 Und gerade die weitge-
hende Identität von „Stärken“ und „Zukunftstechnologien“ beider Länder scheint eher den 
Potentialen „globaler Märkte“ als regionalen Besonderheiten geschuldet.154 

Fraglich ist jedoch, ob die Implementierung der verfolgten Strategie(n) ebenfalls derart 
gleichförmig ist. So weisen KRUMBEIN / ZIEGLER zu Recht darauf hin, dass gerade auf 
der Umsetzungsebene länderspezifische Verschiedenheiten verortet sein können.155 Für 
Sachsen und Bayern sind aus diesem Blickwinkel auch Unterschiede zu konstatieren: 
Sachsen legt ein deutlicher Schwerpunkt auf die Unternehmensförderung insbesondere in 
Verbünden mit FuE-Einrichtungen. Dabei schient der „Technologietransfer“ dort auf mög-
lichst enge Vernetzung von Forscher und Unternehmer abzuzielen. In Bayern hingegen 
zielt die „Bayern Innovativ GmbH“ eher darauf, im Technologietransfer Unternehmen 
(und deren FuE-Abteilungen) zusammenzuführen. In Sachsen wird die abhängige Beschäf-
tigung von „Innovationsassistenten“ wichtiger erachtet, als die Neugründung von Unter-
nehmen. Das „BayTOU“ dagegen betont explizit den Weg in die Selbständigkeit. 

4.2 Unterschiede 
Der eigentliche, charakteristische Unterschied beider Technologiepolitiken wird jedoch 
deutlich, wenn ihre jeweiligen Spezifika näher betrachtet werden. 

Die bayerischer Technologiepolitik weist drei spezifische Elemente auf: (1) Die „OZB“ 
bzw. „HTO“, (2) die „Allianz Bayern Innovativ“ mit ihrer „Clusteroffensive“ und (3) die 
finanzielle Mächtigkeit insbesondere von OZB und HTO. Betrachtet man die „Clusterof-
fensive“ näher, so zeigt sich, dass sie weitaus weniger technologie-, denn industrie- und 
strukturpolitischen Charakter hat, denn sie bezweckt letztlich die Zusammenführung von 
Unternehmen und Forschungseinrichtungen entlang spezifischer Wertschöpfungsketten. 
Neben „High-Tech-“ kennt sie zudem auch „produktionsorientierte Cluster“ (=etablierte 
Branchenstrukturen) und „Querschnittstechnologien“, die ganze Produktionen und Produk-
te durchziehen.156 Eine derartige Politik setzt das Vorhandensein bereits herangewachsener 
Strukturen voraus, weil sie vorrangig auf die Optimierung vorhandener Produktions- und 
Entwicklungsstrukturen durch deren kooperative Bündelung abzielt.157  

Einen ähnlichen Ansatz verfolgt(e) auch die „High-Tech-Offensive“: Ihr Schwerpunkt 
liegt bei den „High-Tech-Zentren von Weltrang“, die technologische Schwerpunkte inner-
halb der bayerischen „Stärken“ fördern. Diese „Kerne“ sind aber – abgesehen von „Life 
Sciences“– in Bayern über Jahrzehnte herangewachsen und systematisch gefördert worden. 
Hierbei sind bspw. die Unternehmen wie BMW oder Siemens mit ihrer langen bayrischen 
Tradition zu nennen und auch die Maßnahmen des Freistaates zur Mikrotechnologieförde-
rung in den achtziger Jahren sind ebenfalls dabei anzuführen. Vor allem aber setzen HTO 
und OZB auch in anderer Hinsicht gewachsene Strukturen voraus, indem sie auf Privatisie-
                                                 
152 In Bayern werden „Innovationsassistenten“ in Form von Personalkosten gefördert: BayStMWVT 
(Hrsg.) 2005b: 3-4. 
153 Vgl. dazu die (kritischen) Überlegungen bei RIEDEL / SCHMALHOLZ 2005: 129-130, unter Verweis auf 
SCHERZINGER (1998). 
154 Siehe auch BMWT / BMBF (Hrsg.) 2002: 59-62 
155 Vgl. KRUMBEIN, Wolfgang / ZIEGLER 2005: 16-17. 
156 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2006a: 9-10. 
157 So die gängige theoretische Begründung des ökonomischen Nutzens von Clustern. Vgl. u. a. GUI-
NET 2003: 150f. 
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rungserlösen, also dem Verkauf gewachsener Unternehmen mit entsprechendem Markt-
wert beruhen. Vor diesem Hintergrund muss ist ein weiterer Aspekt zu berücksichtigen: In 
der OZB sowie in der HTO und auch in der „Allianz Bayern Innovativ“ ist Technologiepo-
litik nur ein Teilbereich von Förderung. Die Programme setzen ebenso auf Infrastruktur-
ausbau, Bildungsförderung, Universitätsausbau und vor allem Projekte mit regionalför-
derndem Charakter (vgl. auch Übersicht 1, S. 19). Damit wird der politische Charakter die-
ser Programme deutlich: Sie erscheinen wie ein „Nebenhaushalt“, der Erlöse aus dem Ver-
kauf von „Tafelsilber“ gleichsam spiegelbildlich zu Ressortaufgaben einsetzt, um letztlich 
Ressortaufgaben wie „Soziales“ und eben auch Technologieförderung mit zusätzlichem 
Geld zu erfüllen.158 Dabei hat die Politik ausgleichenden sowie fördernden Charakter: Wo 
regionale Potentiale Förderung erfahren, werden auch Möglichkeiten regionalen Aus-
gleichs geboten und in den Bereichen, in denen die ökonomisch „Starken“ gestärkt wer-
den, werden „Schwachen“ durch (Elementar-)Bildung und Sozialpolitik ein Ausgleich ge-
währt. 

Dies ist auch vor dem Hintergrund der bayerischer (Struktur-)Politik zu sehen, die seit den 
fünfziger Jahren systematisch „Landesausbau“ betreibt. Zunächst wurde dabei schwer-
punktmäßig die Infrastruktur gefördert. Über die gezielte Förderung der Forschung ist man 
dann dazu übergegangen, vornehmlich die „Pflege herangewachsener Strukturen“ zu stüt-
zen. Dabei legt die bayrische Regierung großen Wert auf die Betonung der „aktive Unter-
stützung“, die sie für den wirtschaftlichen Aufbau geleistet hat. Allerdings ist dabei zu 
konstatieren, dass sie mit ihrer Politik intervenierend in die Ökonomie eingegriffen hat.159  

Schlussfolgernd ist festzuhalten,  dass die bayrische „Technologiepolitik“ nur Teilbereich 
einer breit angelegten Politik von Landesgestaltung ist. Im Kern dient sie dazu, Gewachse-
nes zu pflegen, wozu sie letztlich modernisierende, innovationsfördernde Industrie-
(Struktur-)politische Maßnahmen einsetzt, um Regionen wie Sektoren aktiv zu (mit)gestal-
ten.160 

Dem steht die Beobachtung gegenüber, dass in Sachsen eben nicht Aus-, sondern Aufbau 
von Strukturen betrieben wird. Auch dies wird an den Spezifischen Elementen der Landes-
technologiepolitik deutlich. Das sächsische Pendant der „bayrischen Cluster“ sind die „Ex-
zellenzfelder“, die Häufungen von Unternehmen und Forschungseinrichtungen darstellen, 
die zu einer Wertschöpfungskette zuordenbar sind. Diese Exzellenzfelder sind als Bünde-
lung der Zukunftstechnologien zu beschreiben. 

Auch in Sachsen sollen vorhandene Wertschöpfungsketten optimiert werden. Zentral ist 
dabei aber eine Zuspitzung der Förderung auf Bereiche, die der Regierung „Zukunft“ ver-
sprechen. Gefördert wird insbesondere die technologische Modernisierung der sächsischen 
Kernkompetenzen.161 „Technologiepolitik“ stärkt so vor allem Leistungsträger. Ähnlich 
wie in Bayern sollen eine leistungsstarke FuE Grundlage für leistungsstarke Unternehmen 
sein. Diesen Unternehmen gewährt die Regierung insgesamt 4/5 des Gesamtfördervolu-
mens der Technologiepolitik. Leistungsstarke Unternehmen werden somit schwerpunkt-
mäßig im Rahmen der Technologiepolitik finanziell gestützt.  

Ein Ausgleich gegenüber schwachen Regionen oder Branchen, gibt es im Rahmen von 
Technologiepolitik praktisch nicht162: Dafür ist nach Ansicht der Regierung die Regional-
                                                 
158 Vgl. BERGER 2002: 12-13. 
159 Vgl. WIESHEU Internet: http://www.stmwivt.bayern.de/wirtschaft/fuenfzig_jahre.html (Zugriff 
10.07.2006). 
160 So letztlich auch BERGER 2005: 42-43. 
161 Vgl. kritisch RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 129-130.; siehe SMWA (Hrsg.) 2004: 41. 
162 Beachte den geringen Mittelansatz für Technologiezentren – mithin auch in „Entwicklungsgebie-
ten“. 
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förderung, die maßgeblich aus Bundes- und EG-Mitteln finanziert wird, zuständig. Und 
gleichzeitig betont die Regierung, dass sie keine intervenierenden Maßnahmen anstrebt. 
Sie weist explizit darauf hin, dass die Unternehmen selbst Schwerpunkte setzen sollte und 
nicht die Politik.163 

Entsprechend verteilt die Regierung die Mittel ihrer Technologieförderung auch gemäß der 
Fördermittelnachfrage nicht durch Budgetierung von Technologien. Und im finanziellen 
Bereich liegt ein weiteres Charakteristikum sächsischer Technologiepolitik. So konzent-
riert sich das Land aufgrund der geringen finanziellen Basis der Landesmittel, auf „echte“ 
Technologieförderung und setzt die Mittel aus der europäischen Regionalförderung primär 
für die direkte Förderung von Unternehmen und Forschungseinrichtungen ein. Mitunter er-
scheint „Technologiepolitik“ hier nicht als Teil von „Landesausbau“, sondern tatsächlich 
als inhaltlich stark fokussierte Potentialförderung. Ziel ist letztlich die Schaffung zukunfts- 
und leistungsfähiger Strukturen, wie bspw. die Errichtung von Technologiezentren, die 
Einstellung von Personal, die Förderung konkreter Vorhaben. Weiteren (Um-
feld-)Maßnahmen werden nicht als technologiepolitische Aufgabe betrachtet. Somit setzt 
die sächsische Technologiepolitik in dieser Hinsicht auf den Aufbau bis dato noch nicht 
existenter Strukturen.  

Auch begrifflich ist ein Unterschied zwischen den Ländern auszumachen: „Technologie-
politik“ bedeutet für die sächsische Regierung letztlich eine – wie oben beschrieben – Po-
tentialförderung. In Bayern hingegen verwendet man den Begriff fast inflationär: Schon 
der Straßenbau ist als Teil der HTO in irgendeiner Weise als „High-Tech“-Maßnahmen zu 
deuten.164 

Somit ist ein wesentlicher Unterschied zwischen beiden Technologiepolitiken herausgear-
beitet: Während die bayerische Variante, der Pflege und dem Ausbau gewachsener Erfolge 
dient und zugleich deren Umfelder kompensierend gestaltet, indem sie mit intervenieren-
den Maßnahmen und „landespflegerischem“ Instrumentarium defizitkompensierend auf-
tritt, will die sächsische Politik hingegen primär Potentiale entwickeln und fördern. So will 
sie zielgerichtet handeln und mit enger Schwerpunktsetzung einen Aufbau von technolo-
gisch potentialorientierter Unternehmens- und Technologiestrukturen bewirken. Eine 
„technologische Gestaltung“ anderer Landes- und Politikbereiche unterbleibt dabei und 
wird allenfalls anderen Politiken überlassen. 

 

                                                 
163 So der Beamte NOTHNAGEL in seiner E-Mail an David Neisen vom 12.07.06. 
164 Vgl. BayStK (Hrsg.) 2003a: 48-55. 
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5 Erklärungsansätze für die Unterschiedlichkeiten  
Dieses Kapitel präsentiert drei Erklärungsansätze für die bisher herausgearbeiteten Unter-
schiede zwischen den untersuchten Technologiepolitiken.  

5.1 Erklärungsansatz 1: Technologiepolitik ist als Reaktion auf öko-
nomische (Sach-)Zwänge zu bewerten  

Wie kann man den dargelegten Unterschied aus ökonomischer Perspektive erklären? Zu 
Grunde gelegt wird folgende Argumentation: Technologische Innovation schafft Wirt-
schaftswachstum, indem sie durch Neuerung von Produkten und Verfahren Wettbewerbs-
fähigkeit erzeugt. Technologiepolitik wird Wirtschaftswachstum schaffen, wenn sie die 
„Innovatoren“ bei der Anwendung und Entwicklung technologischer Innovation unter-
stützt. Sowohl der Forschungs- und Wissensstand als auch die Marktanforderungen hin-
sichtlich Produkten und Produktionen beeinflussen die Technologien. Folglich sollte Poli-
tik (1) Strukturen und Bedingungen befördern, (2) die Generierung und die Anwendung 
von Wissen und (3) das Ausnutzen vorhandener „Marktchancen“ ermöglichen.165 Schluss-
folgernd und stark verkürzt hieße das, dass technologiepolitische Unterschiede nur unter-
schiedlichen ökonomischen Ausgangsbedingungen geschuldet sein können: Auf sie müsste 
dann ggf. verschiedenartig reagiert werden, um das Ziel des technologieinduzierten Wirt-
schaftswachstums zu erreichen. Nun ist festzustellen, ob dies auf Bayern und Sachsen zu-
trifft.  

5.1.1 Die Ausgangslage: Ausgewählte Wirtschaftsdaten 
Zum besseren Verständnis der folgenden Ausführungen erfolgt zunächst eine tabellarische 
Gegenüberstellung der wichtigsten Kennziffern der Länder Bayern und Sachsen sowie 
Deutschland insgesamt.  

                                                 
165 Vgl. u. a. in: BMWT / BMBF (Hrsg.) 2002: 59-65, sowie MÜLLER 2001: 9-17. 
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Tab.2:  Bayern, Sachsen, Deutschland – ausgewählte Wirtschaftsdaten 

 Bayern Sachsen Deutschland 
Bevölkerung (31.12.04): 

Anteil: 
12,444 Mio. 
15,08% 

4,296 Mio. 
5,21% 

82,501 Mio. 
100% 

Erwerbstätige (2004): 
Anteil L.-Bev. (2004): 

6,225 Mio. 
50,02% 

1,918 Mio. 
44,65% 

38,442 Mio. 
46,6% 

Unternehmen: 
Anzahl (2002): 

Pro 1000 Einw. (2002): 
Größen-Anteile (2002): 

0-9 Beschäftigte: 
10-49 Beschäftigte: 

50-249 Beschäftigte: 
> 250 Beschäftigte: 

 
563.143 
45 
 
91,8% 
6,6% 
1,3% 
0,3% 

 
146.103 
34 
 
89% 
9% 
1,7% 
0,3% 

 
3.168.715 
38 
 
90,9% 
7,3% 
1,5% 
0,3% 

Industrie (2004): 
Betriebe: 

Beschäftigte: 
Umsatz: 

Umsatz / Beschäftigtem: 
Exportquote: 

Mittelstandsanteil:166 

 
7.786 
1,164 Mio. 
280,8 Mrd. € 
241.200 € 
44,9% 
95,1% 
(< 500 Besch.,2004) 

 
2.956 
229.000 
40,7 Mrd. € 
178.000 € 
30,2% 
94,7% 
(< 250 Besch.,2003) 

 
47.973 
6,015 Mio. 
1.423,4 Mrd. € 
236.600 € 
39,6% 
95,29% 
(< 500 Besch., 2003) 

FuE-Ausgaben (2003): 
Land: 

Anteil / Länder: 
Unternehmen: 

 
1.133 Mio. € 
14,1% 
9.090 Mio. € 

 
634 Mio. € 
7,9% 
848 Mio. € 

 
70.706 Mio. € (Wirt-
schaftssektor + öff. HH)  
38.060 Mio. € 

FuE-Personal (2003): 
Zahl: 

Anteil / Länder: 

 
96.391 
20,1% 

 
20.418 
4,3% 

 
478.761 
100% 

BIP, nominal (2004):  
Veränderung zu 2003: 

Anteil (2004): 
Pro Einwohner (2004): 

Pro Erwerbstätigem (relativ, 
2004): 

385,2 Mrd. € 
1,9% 
17,7% 
30990 € 
 
109,5% 

79,8 Mrd. € 
2,2% 
3,7% 
18540 € 
 
73,5% 

2177 Mrd. € 
1,6% 
100% 
26390 € 
 
=100% 

Arbeitslosenquote: 
Juli 2006: 
Juli 2005: 

Jahresschnitt: 
2004: 
2005: 

 
6,3% 
7,3% 
 
7,9% 
8,9% 

 
16% 
17,8% 
 
19,4% 
20% 

 
10,5% 
11,7% 
 
11,7% 
13% 

Erwerbslose: 
April 1991: 
März 2004: 

Veränderung: 

 
138.000 
442.000 
+220% 

 
221.000 
423.000 
+91% 

 
1.931.000 
4.387.00 
+127% 

Patentanmeldungen / 
100.000 Einwohner (2004): 

 
 
109 

 
 
19 

 
 
59 

Quelle: Eigene Darstellung und Zusammenfassung aus unterschiedlichen öffentlichen Statistiken 
(vgl. genaue Quellenangabe siehe Fußnote167) 

                                                 
166 Hierzu steht keine einheitliche Datengrundlage zur Verfügung, die Daten zeigen nur eine Tendenz! 
167 Quellenangabe: INSTITUT DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT (Hrsg.): Deutschland in Zahlen 2005, Köln 
2005, S. 33, 117-118, 120-121; BayStMWVT (Hrsg.): Bayerns Wirtschaft in Zahlen, a. a. O., S. 3, 9-11. 
BPB (Hrsg.): Datenreport 2006, a. a. O., S. 28;BUNDESAGENTUR FÜR ARBEIT (Hrsg.): Arbeitsmarkt nach 
Ländern, a. a. O., S. 7, 40, 55.; BayStMWVT (Hrsg.): Industriebericht 2005, a. a. O., S. 15.;SMWA (Hrsg.): 
Wirtschaft und Arbeit in Sachsen 2004, a. a. O., S. 65; STATISTISCHES BUNDESAMT (Hrsg.): Die Bundeslän-
der, a. a. O., S. 9, 65-76, 89-94. 
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5.1.2 Bayern: Ökonomische Deutung der Unterschiede  
Als zentraler Ausgangspunkt für die bayerische Technologiepolitik ist die (relative) öko-
nomische Stärke des Freistaates zu begreifen. Diese gilt im politischen wie wissenschaftli-
chen Diskurs als gegebene Tatsache – so ordnet bspw. RAMEL Bayern ohne nähere Be-
gründung der Gruppe der „wachstumsstarken Länder“ zu168. Auch die Staatsregierung 
selbst, tituliert Bayern gerade im Vergleich mit anderen Bundesländern und auch anderen 
Staaten (!)169 als „Wachstumsmotor“ Deutschlands und bezeichnet den Freistaat als Stand-
ort mit herausragender ökonomischer Performanz.170 

Als besondere Stärken und Erfolgsbeweise Bayerns (und „seiner“ Wirtschaftspolitik) hebt 
die Staatsregierung insbesondere eine hohe absolute wie relative Wirtschaftskraft, die nicht 
nur (fast) alle deutschen Länder, sondern auch „18“ Mitglieder der Europäischen Union 
übertrifft hervor. Zudem sei der große Anteil des „stark hochtechnologieorientierten“ pro-
duzierenden Gewerbes und des tertiären Sektors an der Wertschöpfung ein Indiz für die 
bayrische Stärke. Auch der überdurchschnittlich starken Außenhandel sowie die „niedrigs-
te Arbeitslosigkeit nach Baden-Württemberg“ mit überdurchschnittlicher Erwerbsbeteili-
gung der Bevölkerung werden zudem als Indikatoren genannt.171 Wie beschrieben, werden 
darüber hinaus auch die Stellung Bayerns auf Märkten für „High-Technology“ und seine 
FuE-Infrastruktur als Stärken des Standortes gewertet.172 

Hier soll keine Debatte über die „tatsächlichen“ wirtschaftlichen Erfolge im Freistaat ge-
führt werden; zumal diese gerade auch auf neutraler(er) Datenbasis weitgehend unstrittig 
erscheinen.173 Vielmehr sollen die identifizierten Erfolge als Maßstab wirtschaftspoliti-
schen Handelns gesehen werden. 

Die Staatsregierung schreibt den ökonomischen Erfolg des Standortes ihrer „offensiven 
Wirtschaftspolitik“ zu und sieht diese als Mittel, um die benannten Erfolge dauerhaft zu si-
chern und auszubauen. Als Elemente dieser Wirtschaftspolitik werden folgende genannt: 

• Das Bemühen, die im globalen Wettbewerb stehende „Wirtschaft“, von Kosten zu 
entlasten; 

• Die Stärkung marktwirtschaftlicher Dynamik durch Deregulierung und Privatisie-
rung staatlicher Wirtschaftsbeteiligung; 

• Das Vorhandensein eines leistungsfähigen (Allgemein-) Bildungssystems;  

• Die Existenz von „exzellenten“ Forschungseinrichtungen; 

• Der Ausbau und die Modernisierung der Infrastruktur und  

• die Förderung des Strukturwandels durch Investitions-, Innovations- und Gründer-
förderung und die geschäftliche Internationalisierung vor allem bei KMU.174 

Besondere technologiepolitische Relevanz scheint dem letzten Maßnahmenbündel zuge-
schrieben zu werden, denn die Förderung des Strukturwandels soll insbesondere darauf ab-
zielen, dass „unrentable Arbeitsplätze“ durch „neue gut bezahlte Beschäftigung“ ersetzt 
werden. Neben Beschäftigungsförderung soll zudem eine Stärkung der Wettbewerbsfähig-
keit bestehender Unternehmen „in Industrie, Handwerk, Handel und Dienstleistungsge-
                                                 
168 Vgl. RAMEL 2001 85-104, v. a. 90. 
169 Siehe u. a. BayStMWVT (Hrsg.) 2005a: 3-8.  
170 Vgl. BayStK (Hrsg.) 2003b: 7-8. 
171 Vgl. die Darstellung in BayStMWVT (Hrsg.)2005i: 4-5. 
172 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2003. 5. 
173 Vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT (Hrsg.) 2005: 65-76, 77-88. 
174 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2003: 8. 
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werbe“ erfolgen, indem „moderne“ Technologie in Form von Produkt- wie Prozessinnova-
tionen von diesen zum Einsatz gebracht.175 

Der Verweis auf den Strukturwandel erschließt eine ökonomische Deutung bayerischer 
Technologiepolitik, denn sie ist doch vorrangig als politische Reaktion auf Prozesse von 
Strukturwandel zu verstehen.176 Zwei der üblichen ökonomischen Begründungen für eine 
„Strukturwandel-Politik“ stechen dabei hervor: Bei der ersten Begründung wird Innovati-
onsförderung als Wachstumsförderung durch die staatliche Induzierung und Förderung 
von Wissensgenerierung begriffen. Diese biete die Möglichkeit, neues Wissen zur Verbes-
serung von Produkten und Produktionsprozessen zu nutzen. Dies hätte zur Folge, dass die 
Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen und damit deren Marktchancen gestärkt würden. 
Das so erzielte Wachstum von Unternehmen summiert sich schließlich zu einem volks-
wirtschaftlichen Wachstum auf. Zudem bewirke staatliche Technologiepolitik positive ex-
terne Effekte, indem sie durch die Verbreitung von Wissen Folgeinnovationen anreize – 
„Spill-Over“, das vor allem durch unternehmerischen Wettbewerb angetrieben wird.177 
Technologiepolitik schafft somit Wachstum durch die Stärkung von Wettbewerbskraft.178 

Im Rahmen der zweiten gängigen Begründung wird Technologiepolitik unter dem Blick-
winkel der Außenhandelstheorie interpretiert: Im Außenhandel besitze derjenige Markt-
chancen, der gegenüber Wettbewerbern (komparative) Vorteile aufweise. Innovation kön-
ne solche Vorteile in Form neuer Produkte und durch die Steigerung von Produktionseffi-
zienz generieren und so innovierenden Unternehmen verbesserte Chancen auf Außenhan-
delsmärkten verschaffen.179 Misst man die bayerische Technologiepolitik an diesen (theo-
retischen) Maßstäben, erscheint sie so theoriekonform wie standortangemessen: 

Strategisches Ziel bayerischer Technologiepolitik ist es, die Wettbewerbsfähigkeit Bayerns 
zu sichern und auszubauen, um so insbesondere hochwertige und damit dauerhafte Be-
schäftigung zu ermöglichen. Erstes Mittel dazu sind Betrieb, Förderung und Modernisie-
rung der öffentlichen FuE-Infrastruktur. Diese muss als Ausgangspunkt von Wissensgene-
rierung und somit von FuE-Tätigkeiten verstanden werden; und dies vor allem im Bereich 
kosten- wie zeitintensiver Grundlagenforschung.180 Mithin sind gerade die Hochschulaus-
bauprojekte von OZB und HTO primär als Förderung von FuE-Potentialen und Humanka-
pitalbildung zu sehen.181 Der Freistaat setzt weiterhin auf Technologietransfer, der „Tech-
nologie-Transfer-Verbund“ soll gezielt die in der bayerischen Forschungslandschaft gene-
rierten Erkenntnisse marktbezogenen Anwendungen zuführen. Konkret heißt dies, verfüg-
bares Wissen in Unternehmen zu tragen: Technologieberatung, Technologiezentren und 
auch die Forschungsverbünde sollen letztlich Spillover-Effekte bewirken, indem sie inno-
vatorisches Wissen verbreiten und damit konkreter unternehmerischer Anwendung zu-
gänglich machen. Auch dies stimmt mit ökonomischen „Lehrmeinungen“ überein, werden 
im Bereich des Technologietransfers doch einerseits ungeheure Entwicklungspotentiale 
und andererseits wiederum gewaltige Umsetzungsdefizite festgestellt.182 

Im Weiteren fördert der Freistaat – primär mit BayTOU – die Gründung „technologieori-
entierter“ Unternehmen. Auch diese Maßnahme kann als Technologietransfer gesehen 
werden, denn die Förderung ist eng mit den Technologietransferzentren des Landes ver-
                                                 
175 Ebd. S. 9. 
176 Vgl. ZIEGLER 2003: 179. 
177 Siehe zur Theorie LEHMANN/ GÜNTHER 2004: 6-8.   
178 Vgl. RAMEL 2001: 67-72; SCHERZINGER 1998: 4-5. 
179 Vgl. ebd. S. 57-66. 
180 Vgl. RAGNITZ 2006: 51ff. 
181 Siehe auch BRANDENBURG 8/2006: 228-231. 
182 Vgl. v. a. ERBER 1998: 4-8. 
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bunden. Da die Förderung explizit auf Entwicklung und Anwendung neuartiger Technolo-
gie in (kleinen) „Jungunternehmen“ zielt, werden so zudem die Träger von Humankapital 
angesprochen, Wissen von der (Hoch-)Schule in die gewerbliche Wirtschaft zu tragen.183  

Dies verweist auf den Bereich der gewerblichen Technologieförderung: Wie gezeigt, dient 
hier primär das BayTP – ergänzt durch technologiefeldbezogene Programme – der Ent-
wicklungs- und Anwendungsförderung. Modus der Förderung ist dabei die Erleichterung 
der kostenintensiven und risikobehafteten Entwicklung wie Verwendung neuartiger Pro-
dukte und noch nicht etablierter Verfahren mittels finanzieller Zuschüsse.184 Sowohl Grün-
der- als auch gewerbliche Förderung richten sich an KMU: Diese gelten in der Wissen-
schaft als tendenziell finanzschwach, mit geringen Managementpotentialen versehen und 
daher als weniger innovationsgeneigt.185 Damit scheint es dann folgerichtig, Innovations-
förderung explizit auf kleinere und mittlere, jedoch nicht auf „große“ Unternehmen zu len-
ken – dabei muss jedoch bedacht werden, dass KMU ohnehin 99,7% aller bayrischen Un-
ternehmen umfassen, aber nur rund 40% der Umsätze und dann wiederum rund 80% aller 
Beschäftigten.186 

Zuletzt fördert der Freistaat auch den Außenhandel insbesondere von KMU: Unter 
Zugrundelegung außenhandelstheoretischer Überlegungen eine durch als folgerichtige 
Maßnahme zu bewerten, damit die durch Innovationen erlangten Vorteile im internationa-
len Wettbewerb nutzbar gemacht werden können. 

Die bayerische Technologiepolitik kann schlussfolgernd damit als zielführend bezeichnet 
werden, die vor allem diejenigen innovationsrelevanten Faktoren befördert, die Wettbe-
werbsfähigkeit unmittelbar stärken. 

Das Förderinstrumentarium ist jedoch nicht allein Modus, sondern auch Medium von För-
derung: Inhaltlich ist die Technologieförderung auf die benannten Technologiefelder ge-
richtet. Auch dies lässt sich aus wachstumstheoretischen Prämissen folgern: Es handelt 
sich nämlich um Technik, die sich durch ihre Neuartigkeit in der Markteinführungs- bzw. 
Wachstumsphase des Produktlebenszyklus befindet und daher hohe Wachstumspotentiale 
aufweist.187 Der tendenzielle „Gleichschritt“ mit anderen Ländern bezüglich der technolo-
gischen Schwerpunkte scheint damit den Anforderungen des Marktes geschuldet.188 

Zudem werden die dargestellten Technologiefelder von der Staatsregierung zudem unter 
der Rubrik „Stärken und Schwächen“ Bayerns aufgeführt, ein rein obligatorischer Charak-
ter für Förderansprüche kommt ihnen dabei nicht zu. Lediglich die „High-Tech-Zentren 
von Weltrang“ erfahren im Rahmen der HTO Schwerpunktförderung; was sich auch in den 
beschriebenen Sonderprogrammen ausdrücken dürfte. Vielmehr ermöglicht gerade ein e-
her vager Neuerungsbegriff umfassende Innovationsförderung: Technologieförderung 
kann somit sowohl „verdienenden“ High-Tech- wie eher innovationsschwachen Branchen 
(und [KM]-U) zukommen. Angesichts der heterogenen Marktlagen bayerischer Industrie-
branchen wohl eine Maßnahme sektorübergreifender Wettbewerbsertüchtigung.189 Über-
dies bietet die Verbundförderung der Sonderprogramme die Möglichkeit, durch den Ein-
bezug von KMU auch größeren Unternehmen Förderung zu ermöglichen.190 

                                                 
183 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2004: 2-3. 
184 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) 2005b: 2. 
185 Vgl. z.B. SCHERZINGER 1998: 6-7; siehe auch SMWA (Hrsg.) 2003: 84-89. 
186 Siehe die Ausführungen in SMWA (Hrsg.) 2003: 14, 20. 
187 Vgl. die Theorieanwendung bei SCHMALHOLZ/ PENZKOFER 2005: 2-3. 
188 Vgl. ZIEGLER 2003: 179. 
189 Vgl. BayStMWVT (Hrsg.) o.J: 35-109; BayStMWVT (Hrsg.) 2006c: 26-75. 
190 BayStMWVT (Hrsg.) 2005e-h. 
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Dies verweist wiederum auf die eher strukturpolitisch wirkenden Elemente bayerischer 
Technologiepolitik. Die „bayerische Clusterpolitik“ zielt auf die Etablierung von Netz-
werk- und Clusterstrukturen, die praktisch „volkswirtschaftsweit“ konstituiert sind.191 Die 
Bildung von Clustern kann als strukturelle Optimierung in branchen- wie regionaler Hin-
sicht verstanden werden: In ihnen wird die Innovationsdynamik durch Wissens-Spillover, 
wettbewerbsfördernde Kooperationen und das Sinken von Transaktionskosten verstärkt.192 
Mithin erscheint die Clusterförderung in Verbindung mit technologie- und branchenüber-
greifender Innovationsförderung als Optimierung einer gewachsenen (Industrie-)Struktur – 
im bayerischen Fall somit als zukunftsgerichteter Ausbau einer ohnehin wettbewerbsstar-
ken Volkswirtschaft.193 Bedenkt man zudem die Clustern nachgesagten positiven Regio-
naleffekte insbesondere bei der Beschäftigungsschaffung, so erscheinen auch OZB und 
HTO ökonomisch konsequent, fördern sie doch nicht nur Technologieschwerpunkte, son-
dern auch FuE-Infrastruktur, Bildung und Ausbildung, die Infrastruktur und den Umwelt-
schutz. Damit können sie als Förderung eines „Innovationsumfeldes“ durch die Verbesse-
rung „harter“ wie „weicher“ Standortfaktoren gesehen werden, das als zusätzliche Abstüt-
zung eines wettbewerbsstarken „Innovationsmilieus“ wirkt.194 

In ökonomischer Hinsicht erscheint bayerische Technologiepolitik damit als zwingend: 
Um einen potenten Standort zukunftsfähig zu machen, wird seine Wettbewerbsfähigkeit 
durch umfassende, unternehmens- und strukturbezogene Modernisierung optimiert. 

5.1.3 Sachsen: Technologieorientierte Bewältigung des Aufbaus Ost (öko-
nomische Deutung) 

Wie gezeigt, sieht die sächsische Staatsregierung ihre Wirtschaftspolitik vor dem Hinter-
grund des „Aufbaus Ost“195. Für RAMEL ist diese Sichtweise charakteristisch für die 
technologiepolitikrelevante Situation der „neuen Länder“ und damit auch des Freistaats.196 
Daraus ist auch der Maßstab für Ziele und Strategien sächsischer Technologiepolitik abzu-
leiten: Leistungsfähige FuE-Infrastrukturen und innovationsstarke (KM-)Unternehmen sol-
len Wirtschaftswachstum, Standortattraktivität für Investitionen und somit zukunftsfähige 
Beschäftigung generieren.197 

Ökonomisch lässt sich diese Konzeption anhand der spezifischen Transformationssituation 
Ostdeutschlands als Übergang von Plan- zu Marktwirtschaft deuten.198 Dieser wirkte be-
sonders für das stark industrialisierte Sachsen auch als ein Prozess der Deindustrialisie-
rung, mit dem nicht allein Produktionskapazitäten und Arbeitsplätze, sondern gerade auch 
(industriebezogene) FuE-Potentiale verloren gingen.199 Dieser Prozess zeitigt bis heute 
signifikante ökonomische Folgen: 

In seiner Unternehmens- und Betriebsstruktur zeigt Sachsen sich „typisch ostdeutsch“. Die 
Kennzeichen sind dabei z.B. eine qualitative Dominanz von KMU und Kleinstbetrieben. 
Im Jahr 2005 wiesen rund 98% aller Unternehmen und Betriebe weniger als 50 Beschäftig-
te auf200; Betriebe mit weniger als 100 Beschäftigten trugen 2003 67% des Umsatzes und 

                                                 
191 So auch der Beamte MERTZ vgl. dessen Schreiben an David Neisen vom 17.08.06. 
192 Vgl. PREISSL 2003: 7-11. 
193 So auch MERTZ in dessen Schreiben an David Neisen vom 17.08.06. 
194 Vgl. MEYER-KRAHMER 2004: 186-190. 
195 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2004: 3, 131-134. 
196 Vgl. RAMEL 2001: 131-132, 138-141. 
197 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 111-112. 
198 Vgl. RAMEL 2001: 131-132 
199 Siehe dazu v. a .die Analyse von WINDOLF 1999: 83-123. 
200 STATISTISCHES LANDESAMT DES FREISTAATES SACHSEN (Hrsg.) 2006:  12, 14. 
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72% der Beschäftigung.201 Diese Tendenz gilt auch für die Industrie: Das verarbeitende 
Gewerbe als deren Kernbereich wies Ende 2005 99,4% aller Unternehmen mit weniger als 
250 Beschäftigten aus, bei Energie- und Wasserversorgung galt dies für 96,7 und im Berg-
bau gar für 100% aller Unternehmen.202 Bezogen auf die Unternehmensdichte weist der 
Freistaat gegenüber Westdeutschland ebenfalls unterdurchschnittliche Werte auf, was auch 
ein Grund für die hohe Arbeitslosigkeit sein dürfte.203 Entscheidend ist dabei jedoch, dass 
KMU im Gegensatz zu Westdeutschland den höchsten Anteil des Umsatzes und unter-
nehmerischer Aktivität ausmachen– parallel zum geringen Anteil der Großunternehmen. 

Nicht allein die Unternehmens-, sondern auch die Branchenstruktur weist eine derartige 
Indikation von Transformation auf: So zeigt Sachsen in Relation zu Westdeutschland trotz 
fallender Tendenz einen verhältnismäßig hohen Anteil wertschöpfungsarmer Branchen wie 
Land- und Forstwirtschaft sowie des Baugewerbes an der gesamtwirtschaftlichen Wert-
schöpfung.204 Verglichen mit den alten Ländern weist Sachsen überdies einen unterdurch-
schnittlichen Wertschöpfungsanteil des produzierenden Gewerbes auf; insbesondere ge-
genüber Bayern und Baden-Württemberg.205 Diese strukturellen Defizite korrelieren mit 
einem qualitativen: So zeigen sächsische Betriebe einen deutlichen Produktivitätsmangel, 
2003 lag die Produktivität des verarbeitenden Gewerbes in Sachsen bei 73,5% des west-
deutschen Durchschnitts. Dabei weisen gerade auch FuE-intensive Branchenbereiche un-
terdurchschnittliche Wertschöpfung auf. Dies dürfte – vermittelt über relativ hohe Preise – 
auch Ursache für den geringen Anteil der sächsischen Wirtschaft am (stark wertschöpfen-
den) Export sein. 206 

Zentrale Ursache für diese Defizite sind letztlich Mängel der Unternehmens- und Bran-
chenstrukturen: Das Überwiegen tendenziell eher wertschöpfungs- und marktschwacher 
KMU und der geringe Anteil stark wertschöpfender Sektoren an der Gesamtwertschöp-
fung. Überdies dürfte gerade der Mangel an Unternehmen im Allgemeinen und an Großun-
ternehmen im Besonderen – bedingt durch die frühere Planwirtschaft – Mängel in der ge-
samtwirtschaftlichen Leistung bewirken.207 Hinzu kommt schließlich auch ein immer noch 
defizitärer Kapitalstock bei tendenziell sinkenden Investitionen in den vergangenen Jah-
ren.208 

Dennoch zeigt Sachsen eine positive ökonomische Entwicklung mit hoher Dynamik: So 
nimmt im fortschreitenden Strukturwandel die Wertschöpfung des verarbeitenden Gewer-
bes tendenziell zu209 und gerade die sächsischen Unternehmen zeigen eine hohe, deutsch-
landweit führende Innovationsneigung.210 

Beide Gegebenheiten – strukturelle Mängel und dynamischer Strukturwandel – sind als 
Maßstäbe sächsischer Technologiepolitik zu interpretieren. 

Wie gezeigt, liegt der Schwerpunkt sächsischer Technologiepolitik im Bereich der Förde-
rung von einzelbetrieblichen und verbundbetriebenen Innovationsentwicklungsprojekten. 
Beide Programme richten ihre Zuschussförderung primär an KMU und die Kooperation 

                                                 
201 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005e: 119.  
202 SATISTISCHES LANDESAMT DES FREISTAATES SACHSEN (Hrsg.) 2006: 12. 
203 Vgl. POHL2002: 33-34. 
204 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005e: 113-118, 122. 
205 Vgl. STATISTISCHES BUNDESAMT (Hrsg.) 2006a: 70-72; SMWA (Hrsg.) 2005f: 7. 
206 SMWA (Hrsg.) 2004: 43; vgl. SMWA (Hrsg.) 2005e: 114-120f. 
207 Vgl. RAGNITZ 2005: 3-4; POHL 2002: 33-34. 
208 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005e: 131-132; RAGNITZ 2005: 4.  
209 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2004: 41-46. 
210 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005e: 91; vgl. auch SCHMALHOLZ 2005: 3-8.  
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mit Forschungseinrichtungen dabei wird besonders gefördert. Bedenkt man den hohen 
KMU-Anteil in Sachsen, kann das bedeuten, dass fast alle Unternehmen potentiell unter-
stützt werden könnten.  

Die Staatregierung benennt die Technologieförderung auch explizit als Teil ihrer Unter-
nehmensförderungspolitik und versteht diese als Mittelstandsförderung. In diesem Kontext 
nennt sie jedoch die Investitionsförderung „angesichts der noch zu geringen Industriedich-
te, Produktivitätsmängeln und hoher Arbeitslosigkeit“ als Schwerpunkt ihrer Politik, wobei 
die Technologieförderung jedoch „von ihrer Bedeutung im gleichen Rang“ stehe.„Primat“ 
habe dabei das produzierende Gewerbe, die Förderpolitik werde bewusst restriktiv als 
„Hilfe zur Selbsthilfe“ umgesetzt. Technologieförderung in all ihren Maßnahmen soll da-
bei explizit die Wettbewerbsfähigkeit sächsischer Unternehmen stärken und ihnen so 
Marktchancen eröffnen. 211 

Kontrastiert man diese Politikbegründung mit der ökonomischen Realität Sachsens, so er-
gibt sich eine Äquivalenz von Förderpolitik und Förderbedarf: Wie bereits gezeigt, sind 
KMU vor allem größenbedingt tendenziell innovationsschwach.212 Zugleich können aber 
nur diese Unternehmen wegen des Mangels an Großunternehmen in Sachsen als Orte brei-
ter Innovationstätigkeit fungieren, zudem sind sie aufgrund von (Export-) Marktschwäche 
und Produktivitätsmängeln besonders förderungsbedürftig. Ihre Förderung erscheint mithin 
zwingend. Und dies gilt vor allem für den Fördermodus: Haupthemmnis für die Innovati-
onstätigkeit von KMU in Ostdeutschland und in Sachsen ist der Mangel an Kapital - siehe 
auch Abbildung 7 im Anhang. Und mit eben diesem Kapital statten die Programme dann 
auch KMU in Zuschussform aus. 213 

Ein weiteres Problem ist die mangelhafte Produktivität insbesondere des verarbeitenden 
Gewerbes, die vor allem Folge von Investitionsmängeln sein dürfte; besonders problema-
tisch scheinen hier die nachlassenden Investitionen in EDV zu wirken.214 Folglich ergänzt 
Technologiepolitik die Investitionsförderung: „KOMPRI 2.2“ fördert explizit die Anwen-
dung moderner EDV zur Prozessverbesserung in KMU.215  

Die Staatsregierung will durch Innovationen die Wettbewerbsfähigkeit sächsischer Unter-
nehmen stärken. Besondere Beachtung müssen dann auch die Marktpotentiale sächsischer 
Unternehmen finden, die wiederum insbesondere im Exportgeschäft noch relativ gering 
sind – was besonders schmerzt, da der Außenhandel tendenziell höhere Gewinnmöglich-
keiten bietet.216  

Die sächsische Technologiepolitik konzentriert sich gemäß ihrer Leitlinien auf „Zukunfts-
technologien“. Dies scheint zweifach notwendig: Einerseits sind Innovationen, vor allem 
als Produktinnovationen, zentrale Schlüssel zur Eröffnung neuer Marktchancen217. Ande-
rerseits sind die genannten Technologien, diejenigen mit einem extrem hohen Marktpoten-
tial.218 Da man zugleich nicht einzelne Technologiefelder budgetieren kann, sondern die 
Mittelvolumina an der Fördernachfrage ausrichtet, ergibt sich überdies ein intensiver 

                                                 
211 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2003: 69ff. 
212 Vgl. noch einmal SCHERZINGER 1998 6-7. 
213 Vgl. IRSCH 2005: 8ff.  
214 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005e: 135. 
215 Vgl. SMWA et al. (Hrsg.) 2005: 28. 
216 Vgl. SCHMALHOLZ 2005: 4-6; für den tertiären Sektor: UNTERNEHMERVERBAND SACHSEN e. V. (Hrsg.) 
2006: 22-24. 
217 So gerade auch die Begründung von „Innovationspolitik“; siehe u. a. BMBF (Hrsg.) 2006b: 4. 
218 Siehe dazu HIRN 2005: 89-108, der zeigt, wie die entsprechenden Technologien den Boom Chinas 
antreiben und dort entsprechend forciert werden. 
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Wettbewerbsbezug, der zugleich mit vorhandenen Unternehmenskapazitäten korrespon-
diert.219 

Neben der Förderung von KMU setzt der Freistaat auf die Stärkung und Schaffung einer 
leistungsstarken FuE-Infrastruktur. In den ersten Jahren nach 1990 hieß dies vor allem 
Hochschulförderung und –aufbau.220 Heute hingegen liegen explizit technologiepolitische 
Aktivitäten bezüglich dieser Zielsetzung eher im Bereich des unternehmensbezogenen 
Technologietransfers. Neben der Technologiezentrenförderung und den „Innovationsassis-
tenten“ ist hier auch die Förderung von Verbundprojekten zu nennen, da gerade diese Pro-
jekte darauf abzielen, Forschung und Praxis zusammenzuführen. 

In diesem Zusammenhang sind auch die „Main Fields of Excellence“ sowie die Biotechno-
logie-Offensive zu sehen: Diese dienen letztlich der netzwerkförmigen Kooperation von 
Forschern und Anwendern; „Cluster“ wie „Silicon Saxony“ sind zugleich ein Versuch, ent-
lang von Wertschöpfungsketten KMU mit (den wenigen) leistungsfähigen Großunterneh-
men zu verknüpfen. Ganz im Sinne „innovativer Milieus“ mit allen Effekten von „Spill-
Over“ und Spezialisierungsgewinnen.221 Vor allem aber dürfte gerade die Kooperation mit 
Großunternehmen auch als Anknüpfungspunkt für „Kristallisationskerne“ und „regionale 
Leuchttürme“ zu sehen sein222, ganz wie potentialorientierte Konzepte es gerade für Ost-
deutschland raten.223 Da die (Groß-) Unternehmen in westdeutschem und ausländischem 
Besitz überdies überdurchschnittliche Produktivität, Exportanteile und Löhne aufweisen, 
scheint dies zugleich auch das Bemühen um Attraktivität für Investitionen von außerhalb 
zu erklären.224 

Bilanzierend lässt sich nun festhalten: Technologiepolitik in Sachsen ist primär als Bewäl-
tigung der ostdeutschen Transformationssituation zu interpretieren. Einerseits versucht sie 
strukturelle Defizite zu kompensieren, andererseits bemüht sie sich, „Zukunftstechnolo-
gien“ zu forcieren und „Hilfe zur Selbsthilfe“ echte Wettbewerbspotentiale zu schaffen. 
Die Netzwerk- und Clusterinitiativen der letzten Jahre sind in diesem Kontext ebenfalls als 
das Nutzen von Potentialen zu sehen, indem bereits vorhandene Stärken gleichzeitig ihre 
Kräfte auf (noch) vorhandene Schwächen übertragen werden sollen. Diese Technologiepo-
litik ist somit mit einer Art Revitalisierungsstrategie gleichzusetzen, die wettbewerbsge-
rechte, marktgerichtete Reindustrialisierung forciert. 

5.1.4 Fazit: Nur begrenzte Plausibilität 
Misst man die hier analysierten Politiken am Maßstab strukturbezogener ökonomischer 
„Notwendigkeiten“, zeigen sie hohe Übereinstimmungen. Fast scheint es, als liege in die-
sem Ansatz bereits die erstrebte Beantwortung der Fragestellung. Bei näherer Betrachtung 
erweist sich die ökonomische Deutung und Erklärung jedoch als unzureichend: 

Das Rekurrieren auf Märkte, Technologien und ihre Anforderungen blendet die institutio-
nelle und sozialstrukturelle Dimension technologie- und wirtschaftspolitischen Handelns 
aus. Dieses kann bestimmt durch und eingebettet in ein komplexes System wechselseitig 
verflochtener Institutionen sein: Dazu zählen u.a. die verfassungsrechtlichen Bestimmun-
gen des deutschen Föderalismus225, die verbindlichen Vorgaben der EG und ihres Wettbe-

                                                 
219 Vgl. Schreiben von NOTHNAGEL und RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 119. 
220 Vgl. RIEDEL 2002: 14-15; siehe auch FICHTER-WOLF 2005: 26-27. 
221 Vgl. GÜNTHER 2003: 5-9. 
222 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: 116. 
223 Siehe u. a. RAGNITZ 2002. 
224 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2005e: 115, 121-122, 128. 
225 Siehe dazu RAMEL 2001: 41-52. 
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werbsrechts226 sowie die Beschränkungen staatlicher Tätigkeit durch das (Grund-)Recht 
einer liberalen und zugleich sozialstaatlichen (Markt-)Ordnung. Ihre Manifestation erfah-
ren diese Institutionen vor allem in den auf ihrer Grundlage begründeten Förderprogram-
men. 

Hier können vor allem die Mittel und Vorgaben der „Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur“ und der europäischen Strukturfonds ermöglichend wie 
begrenzend auf die Gestaltung von Landestechnologiepolitik227 wirken, so dass insbeson-
dere deren sächsische Ausprägung erheblich durch diese Programmierung bestimmt sein 
dürfte. Damit könnte man behaupten, dass ökonomischen Zwängen technologiepolitisch 
nur partiell entsprochen werden - und nicht im paradigmatischen Sinne eines „vollständi-
gen Wettbewerbs“. 

Zudem ist zu berücksichtigen, dass mit Politik auch immer ein Ringen nach Macht, Ein-
fluss und Herrschaft verbunden ist. Daher kann berechtigt die Frage gestellt werden, ob 
dieses Zielstreben nicht eher die Ausgestaltung der „Policy“ beeinflusst, als die ökonomi-
schen feststellbaren Gegebenheiten und Notwendigkeiten vorgeben.  

5.2 Erklärungsansatz 2: Technologiepolitik als Produkt politischen 
Wollens 

In diesem Kapitel soll der Vermutung nachgegangen werden, dass die Unterschiede in den 
untersuchten Bundesländern aus den unterschiedlichen politischen Konzeptionen, Ideen, 
letztlich paradigmatischer Ansichten der politikformulierenden Akteure resultieren kön-
nen. Als politikformulierende Akteure werden hierbei insbesondere die Staatsregierungen 
begriffen, da ihnen doch eine zentrale Rolle bei der Politikformulierung zukommt.228 
Zugleich sind die Regierungen im Parteienstaat nicht von den sie tragenden Parteiungen zu 
trennen: Diese wirken, vor allem vermittelt durch ihre Parlamentsfraktionen, auf die Re-
gierungen ein und werden von diesen wiederum ebenfalls beeinflusst.229 Damit sollen die 
festgestellten technologiepolitischen Unterschiede im Folgenden als Produkt konzeptionel-
ler Unterschiede zwischen parteilich fundierten Akteuren interpretiert werden. 

5.2.1 Bayern: Technologiepolitik der CSU 
Im Falle Bayerns basiert die Argumentation des Erklärungsversuchs aus ökonomischer 
Hinsicht auf den Aussagen des fünften Grundsatzprogramms der CSU von 1993.230 

Normative Schlüsselkategorie christlich-sozialer Wirtschaftspolitik ist die „soziale Markt-
wirtschaft“.231 Nach Aussagen der Partei sei sie alternativlos und habe sich vor allem dem 
Sozialismus gegenüber als überlegen erwiesen. Daher gelte sie als Grundlage für 
Wohlstand, Beschäftigung, soziale Sicherheit und die Freiheit des Einzelnen. Vor diesem 
Hintergrund ist die folgende Fokussierung auf die technologiepolitische Konzeptionen zu 
sehen. Die Analyse erfolgt über die Begriffe „Marktwirtschaft“ und „sozial“.  

Bezüglich der „Marktwirtschaft“ legt das Programm einen Schwerpunkt auf den Wandel 
der ökonomischen Verhältnisse in Europa und der Welt: Dieser mache die wettbewerbsge-
rechte Reform Deutschlands als Exportnation nötig, um so deren Leistungsfähigkeit und 
den daraus resultierenden Wohlstand auch unter verschärften Wettbewerbsbedingungen zu 

                                                 
226 Siehe BRUCH-KRUMBEIN/ HOCHMUTH 2000: 206-213; Überblick bei GRANDE 2000: 368-387. 
227 Siehe dazu BRUCH-KRUMBEIN/ HOCHMUTH 2000. 
228 Siehe dazu KORTE / FRÖHLICH 2004: 173-187. 
229 Vgl. NICLAUß 2002: 33, 255-259. 
230 Siehe dazu ebd. S. 105. 
231 Vgl. ebd. 



 

 40

erhalten. Als zentrale Kategorie dieser Reform wird Innovation begriffen. Folglich müsse 
Wirtschaftspolitik zum Ziel haben, die Innovationskraft von Unternehmen zu stärken, Pro-
dukt- und Verfahrensinnovationen zu unterstützen sowie Forschung und Entwicklung zu 
fördern, wobei gerade auch Grundlagenforschung berücksichtigt werden müsse. 232 

Als Grundlage funktionierenden Wettbewerbs sieht die Partei eine diversifizierte Unter-
nehmensstruktur, so dass gerade der Förderung der Innovationskraft des Mittelstandes und 
der Selbständigkeit besondere Bedeutung zukomme. Administrative Intervention in das 
Wirtschaftsgeschehen lehnt die Partei ab.233 Von besonderer Bedeutung ist technischer 
Fortschritt: Nach Aussagen der CSU sei er zentrale Grundlage von Wohlstand und ange-
messenen Lebensbedingungen und sie zieht den Schluss daraus, dass die Förderung von 
Forschung und Entwicklung – vor allem naturwissenschaftlicher – eine Investition in die 
Zukunft sei. Dabei seien vor allem auch (wissenschaftliche) Eliten als Leistungsträger zu 
fördern. Gleichzeitig müsse aber auch die Anwendung von Forschung sichergestellt wer-
den: Entsprechend müssten Fachhochschulen einen Schwerpunkt bilden.234 Zuletzt sieht 
die Partei moderne Verkehrsinfrastruktur als entscheidende Grundlage von Wettbewerbs-
fähigkeit und Wohlstand.235 

Die „soziale“ Seite der Marktwirtschaft hingegen zeigt sich wie folgt: Das Wirtschaften sei 
kein Selbstzweck, sondern Mittel zur Wohlstandserhaltung. Entsprechend sei auch techni-
scher Fortschritt nur Mittel dazu und müsse den „Bedürfnissen von Mensch und Umwelt“ 
gerecht werden.236 Folglich verpflichtet die Partei auch die Forschenden auf die Achtung 
ethischer Standards und moralischer Grenzen.237 Vor allem aber sieht das Programm ein 
Spannungsverhältnis zwischen den Anforderungen von Ökonomie und Nichtökonomie. 
Um dieses aufzulösen, fordert die Partei besonders die Berücksichtigung ökologischer Be-
lange.238 Dazu kommt die allgegenwärtige Betonung von strukturwandelbezogenem Aus-
gleich: In sozialpolitischer Hinsicht sollen dies soziale Sicherung und berufliche Bildung 
leisten.239 In regionaler Hinsicht betont die Partei den Ausgleich zwischen Stadt und Land, 
der Förderung des ländlichen Raumes und damit gerade auch der Landwirtschaft komme 
besondere Bedeutung zu.240 Regionale Förderung soll überdies stärker als bisher an „Im-
pulse und Ideen“ aus den Regionen geknüpft werden.241 Die Partei möchte in allen Politik-
feldern Ausgleich anstreben; zugleich rekurriert sie dabei auf ihr christliches Menschenbild 
als zentrale ethische Grundlage ihres Programms.242 

Bilanzierend lässt sich festhalten, dass die zuvor dargestellte Technologiepolitik in prinzi-
pieller Hinsicht dieser Konzeption folgt. Vor allem in „OZB“ und „HTO“ scheint sich die-
se auf Potentialförderung wie Defizitkompensation und Vermittlung zielende Programma-
tik zu manifestieren. Bemerkenswert ist die Kompromissförmigkeit der Aussagen; dies 
dürfte vor allem dem Charakter der CSU als „Volkspartei“ geschuldet sein.243 

                                                 
232 Vgl. CSU-Landesleitung (Hrsg.) 1993: 24 und 33-34f. 
233 Vgl. ebd. S: 36-38. 
234 Vgl. ebd. S. 67-70. 
235 Vgl. ebd. S. 44. 
236 Vgl. ebd. S. 62, 67. 
237 Vgl. ebd. S. 68. 
238 Vgl. ebd. S. 58-59, 62. 
239 Vgl. ebd. S. 24, 40-41. 
240 Vgl. ebd. S. 52-53. 
241 Vgl. ebd. S. 52. 
242 Vgl. ebd. S. 105. 
243 Die CSU benennt dies als Stärke, vgl. ebd. S. 104. 
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5.2.2 Sachsen: Christlich-konservative Politik unter Wendebedingungen 
Im Fall Sachsens kann das geltende Programm der sächsischen CDU von 1993244 ebenfalls 
als konzeptionell-paradigmatische Grundlage technologiepolitischer Konzeption gesehen 
werden. Da die Landtagswahl 2004 die bisherige absolute Mehrheit der Partei aufhob, wird 
auch der gültige Koalitionsvertrag der Regierungsparteien Union und SPD in die Argu-
mentation miteinbezogen.245 Die Aussagen des Vertrages sind dabei als Grundlage sächsi-
scher Technologiepolitik zu verstehen.246 

Prinzipiell prägend für die Programmatik der sächsischen Union ist die Betonung von Um-
bruch und Wandel: Sie sieht Deutschland am Beginn der 1990er Jahre vor ökonomischen 
und politischen Herausforderungen, die sich aus der „Wende“ welt- wie deutschlandpoliti-
scher Verhältnisse, aus endogenen Faktoren wie der Demographie und auch aus dem Wir-
ken neuer Technologien ergeben. Wegen dieser „neuen Wirklichkeit“ will die sächsische 
CDU daran mitarbeiten, Deutschland durch eine „Fortentwicklung der sozialen Marktwirt-
schaft“ leistungsfähig zu halten. Innovation würde eine Schlüsselrolle spielen und der Um-
bruch von 1989/90 sei dabei besonders zu berücksichtigen.  

Bezogen auf wirtschaftspolitische Reformen wird parteiintern die „Wende“ als konzeptio-
nelle Folie für die ökonomische Entwicklung des Freistaates interpretiert. Oberstes Ziel sei 
die Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für dauerhafte und „moderne“ Arbeitsplätze. 
Dazu benennt die Partei folgende Ziele und Ideale: Grundlage einer gesunden Wirtschafts-
struktur sei ein ausgewogenes Verhältnis kleiner, mittlerer und großer Unternehmen, daher 
sollte man, aufbauend auf „erhaltenswerten Kernen der sächsischen“ Industrie primär auf 
Innovationen und „zukunftsorientierte Technologien“ setzen. Zudem sollte die Forschung 
und Entwicklung und die Kooperation von Forschung und Wirtschaft befördert und an den 
Hochschulen sollte Praxisnähe und Innovationsorientierung unterstützt werden. Prinzipiell 
verwahrt sich die Partei gegen Interventionismus. Jedoch befürwortet man eine „zeitlich 
begrenzte“ Förderung, die den sächsischen Unternehmen Chancen zur „Anpassung“ 
gibt.247 

Die Marktwirtschaft sollte aber auch „sozial“ sein: Daher schwebt der sächsischen Union 
ein Ausgleich zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern vor, der durch Kooperation, pro-
duktivitätsgerechte Löhne und die Förderung insbesondere von Problemgruppen des Ar-
beitsmarktes geprägt ist. Ein regionaler Ausgleich hingegen wird kaum thematisiert. Viel-
mehr wird die infrastrukturelle Fortentwicklung des ländlichen Raumes als Lebens- und 
agrarischer Produktionsraum betont. 248 Eigenartig gestaltet wirkt zudem die Beschreibun-
gen des Landschaftsbildes der sächsischen Regionen: Hier benennt das Programm die his-
torischen Regionen Sachsens – wie das Vogtland – und zählt ihre Eigenarten als Anknüp-
fungspunkte für wenig spezifizierte allgemeine Entwicklungsmaßnahmen auf, wobei 
zugleich eine Art „folkloristische Idealisierung“ stattfindet.249 

In konzeptioneller und paradigmatischer Hinsicht weist der „große“ Koalitionsvertrag von 
2004 keine Abweichungen von dieser Linie auf. Vielmehr konkretisiert er diese, wenn er 
leitmotivartig fordert, in Sachsen müsse dem bisherigen Aufbau ein „zweiter Aufbruch“ 
folgen.250 Der Anlass dafür scheint das Ziel der Beschäftigungsschaffung zu sein, das als 

                                                 
244 CDU-LANDESVERBAND SACHSEN (Hrsg.) 1993.  
245 SStK (Hrsg.) 2004b. 
246 Siehe die Überlegungen bei KORTE/ FRÖHLICH 2004: 94-98. 
247 Vgl. CDU-LANDESVERBAND SACHSEN (Hrsg.) 1993: 2, 7f. 
248 Vgl. ebd. S. 14f. 
249 Siehe die „landschaftlichen Schönheiten“ und „bergmännischen Traditionen“: Ebd. S. 23-27. 
250 Vgl. SStK (Hrsg.) 2004b: 5. 
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prioritär für Wirtschafts- wie Arbeitspolitik betont wird.251 Als Grundlage von Beschäfti-
gung werden die Förderung von Dynamik und Innovationskraft der sächsischen Unter-
nehmen genannt, sowie die Stärkung der sächsischen „Stärken“ in Wissenschaft, For-
schung und Entwicklung und in Form gewachsener Unternehmensstrukturen; zuletzt wer-
den leistungsfähige (Aus-)Bildung und Arbeitnehmerqualifikation angeführt.252 Technolo-
gie und Innovation werden dabei als zentrale Grundlage unternehmerischer Innovations-
kraft begriffen. Gemäß dazu sollten die Hochschulen und Forschungseinrichtungen im 
Land ausgebaut, die Spitzenforschung forciert und der Austausch zwischen Forschung und 
Wirtschaft intensiviert werden.253  

Bemerkenswert sind die benannten Förderinstrumente: Hier wird die Fortführung der bis-
herigen - oben skizzierten - Maßnahmen angestrebt. Besonders soll jedoch der Zugang von 
Unternehmen zu Kapital(-förderung) gestärkt werden. Darüber hinaus werden Kooperation 
und Netzwerkbildungen äußerst positiv gewertet. Clusterbildungen sollten daher als 
Wachstumspole forciert werden. Der Vertrag betont außerdem, dass auch schwächere Re-
gionen Sachsens wertvolle Entwicklungspotentiale besäßen. Demzufolge sollte darauf ge-
achtet werden, dass Technologieförderung  „regional ausgewogen“ gestaltet wird.254 

Die dargelegten Konzepte stehen in inhaltlicher Beziehung zur Technologiepolitik: Als 
„potentialfördernder Unternehmensaufbau“ ist diese letztlich Umsetzung der hier geschil-
derten Zielsetzungen. Vor allem der Koalitionsvertrag stellt dabei eine Konkretisierung des 
technologiepolitischen Konzeptes dar. Letztlich in Form eines Implementierungspro-
gramms. Aussagen des Vertrages von 1993 entsprechen und decken sich mit den Aussagen 
zur Technologiepolitik von 2004, was als „kontinuierliche prinzipielle Übereinstimmung 
zwischen Wollen und Handeln der politischen Akteure“ interpretiert werden kann.255 Auf 
wessen Einfluss der hinzugekommene regionalfördernde Ansatz zurückgeht und welche 
Rolle er spielen könnte, bleibt allerdings bisher offen. 

5.2.3 Grenzen des Erklärungsansatzes 2 
Der hier verfolgte Ansatz sieht die Ursache für die Differenz(en) zwischen bayerischer und 
sächsischer Technologiepolitik im politischen Willen der technologiepolitisch gestaltenden 
Akteure begründet. Dieser Ansatz scheint plausibel, weisen die konkreten technologiepoli-
tischen Maßnahmen beider Länder doch hohe Übereinstimmung mit den jeweiligen prinzi-
piellen Konzeptionen ihrer parteigebundenen Landesregierungen auf. So lässt sich die an 
sozialem wie regionalem Ausgleich interessierte Konzeption der CSU genauso in der bay-
erischen „Technologiepolitik“ identifizieren, wie die potentialorientierte Politik des Unter-
nehmens- und FuE-Aufbaus der CDU sich in der sächsischen wieder findet. Dennoch hat 
der Ansatz Grenzen:  

Die untersuchten (Partei-)Programme weisen prinzipielle Aussagen auf; mithin derartige, 
die konkretisierungsfähig wie -bedürftig sind. Dies wird auf die Regierungsprogramme 
verlagert.256 Und diese Konkretisierungen können nicht allein politischem Willen folgen: 
Dessen Implementation wird stets durch die Verfügbarkeit institutioneller, organisatori-
scher und vor allem finanzieller Handlungsressourcen (mit-)bestimmt.257 Daher ist an die-

                                                 
251 Vgl. ebd. S. 5, 12, 16. 
252 Vgl. ebd. S. 12, 14-16. 
253 Vgl. ebd. S. 18-19, 30, 33-34. 
254 Vgl. ebd. S. 12, 19. 
255 Vgl. RIEDEL/ SCHMALHOLZ 2005: S. 111-114, die auch „Kontinuität“ sehen. 
256 Siehe u. a. die Konkretisierungen im letzten „Regierungsprogramm“ der CSU: CSU-LANDESLEITUNG 
(Hrsg.) 2003. 
257 Siehe die Überlegungen bei KORTE/ FRÖHLICH 2004:  26-37. 
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ser Stelle nicht feststellbar, was „freier Wille“ und was schlicht Reaktion auf die Begrenzt-
heit von landespolitischen Handlungsspielräumen ist. 258 

Hinzu sollte die begrenzte Reichweite parteilicher Programmatik berücksichtigt werden: 
Sie gestaltet sich insbesondere bei „Volksparteien“ lediglich als Kompromiss und Konsens 
widerstreitender Fraktionen.259 Dies gilt umso mehr, als Regierungspolitik einem komplex 
verflochtenen Bündel von Handlungserwartungen ausgesetzt ist. Zudem ist fraglich, ob 
„politischer Wille“ gerade im Bereich der Wirtschaftspolitik tatsächlich Ansatz zu ent-
schlossener Gestaltung sein kann: Das marktwirtschaftliche System bremst durch die prin-
zipielle Freiheit privatwirtschaftlichen Handelns politisches aus und determiniert es bis-
weilen gar.260 

Die Begrenztheit des Ansatzes ergibt sich somit aus seiner Überbetonung der Wirkungen 
politischer Interessen und wird durch die Durchsetzungsfähigkeit begrenzt. 

5.3 Erklärungsansatz 3: Technologiepolitik als Produkt eines politischen 
Prozesses 

Wie die bisherige Darstellung zeigt, sind die zwei vorangehenden Erklärungsansätze plau-
sibel innerhalb ihrer spezifischen Logiken. In dem dritten Erklärungsansatz wird speziell 
das Zusammenwirken verschiedenartiger Faktoren berücksichtigt. Die Gedankenführung 
folgt im Grundsatz der Argumentation von KORTE/ FRÖHLICH261, ist jedoch durch eini-
ge eigene Überlegungen ergänzt worden. 

5.3.1 Interpretationsfolie: „Handlungskorridore des Regierens“262 
In diesem Erklärungsansatz wird davon ausgegangen, dass Technologiepolitik als Politik 
begriffen wird und somit als Handeln, das auf „Herrschaft“ ausgerichtet ist, beschrieben 
werden kann. 263 Der Begriff „Herrschaft“ besitzt nach WEBER zwei Dimensionen. Zum 
einen ist sie als Chance zu begreifen, den eigenen Willen erfüllt zu bekommen. Zum ande-
ren ist sie davon abhängig, dass sie als legitim anerkannt wird.264 Greift man diesen Ge-
danken auf, hat Politik zwei Seiten: Die (angestrebte) Durchsetzung eines Willens und das 
Bemühen, die legitimatorischen Grundlagen für diese Durchsetzung zu erlangen. „Politik“ 
ist mithin sowohl der objektbezogene Gebrauch von Herrschaft als auch das subjektive 
Bemühen darum. 

Die dargelegten Technologiepolitiken sind vor diesem Hintergrund spezifizieren. Zunächst 
ist wichtig die maßgeblichen Akteure, die die Macht ausüben zu benennen. Maßgebliche 
Akteure in den beiden Bundesländern sind die beiden Staatsregierungen. Sie sind dabei 
nicht nur als verfassungsrechtliche Institutionen, sondern auch als „Party in Government“ 
zu begreifen:265 Seit 1990 bildet die CDU in Sachsen und die CSU in Bayern die Regie-
rungspartei. Die Regierung ist aber letztlich als eine auf Personalunion und Ämteranhäu-
fung basierende Verquickung von Regierungsmitgliedern, Partei- und Fraktionsführungen 
zu sehen. 266 Mit Worten von Robert MICHELS gesprochen, haben wir es mit einer „Oli-

                                                 
258 Vgl. ZOHLNHÖFER 2003: 9-15. 
259 NICLAUß 2002: 105, sieht dies v. a. in Bezug auf das Programm der CSU. 
260 Vgl. KRAFFT/ ULRICH 2004: 5. 
261 Vgl. KORTE / FRÖHLICH 2004: 25-32. 
262 Ebd. S. 25. 
263 Siehe ALEMANN, 1995: 140. 
264 Vgl. WEBER 1976 (zuerst 1921):  122-123. 
265 Vgl. die Darstellung bei KORTE / FRÖHLICH 2004: 133-137. 
266 Vgl. NICLAUß 2002: 251-259. 
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garchie“ professioneller Parteiführer zu tun.267 Reduziert man die Rolle von Parteien per-
spektivisch auf das Regieren, kann man mit Hilfe der Argumentation von WEBER ihren 
Zweck bestimmen: Dieser besteht darin, den Parteimitgliedern die Chance auf Durchset-
zung ihrer Interessen und den Parteiführern aber auf die Erlangung von Macht zu bieten.268 
„Technologiepolitik“ wäre somit sowohl Interessenumsetzung als auch als Machtausübung 
zu definieren. 

Entscheidend im hier betrachteten Kontext sind jedoch die Wege zu Machtausübung und 
Interessendurchsetzung, die in der Bundesrepublik den Wahl- und Kontrollmechanismen 
parlamentarischer Demokratie zu folgen haben. Wenn jedoch die Herrschaft der Regie-
rungsparteien in diesem Sinne Legitimation erfordert, so kann diese somit nur durch de-
mokratische Wahl artikuliert wie begründet werden – was die Wahl durchaus zu Schlüs-
selereignis und Selbstzweck politischer Parteien machen kann.269 

Die Wahl selbst ist dann folglich Bilanz wie Prognose von Regierungshandeln: Der Wäh-
ler bewertet die ihm „angebotene“ (Regierungs-)Partei hinsichtlich ihrer vergangenen wie 
ihrer voraussichtlichen (=versprochenen) Leistungen.270 

Hier liegt der Schlüssel zum Verständnis von „Technologiepolitiken“: Diese müssen als 
Regierungshandeln im Angesicht von Wahlen gesehen werden. Dieses wiederum aber als 
Produkt eines komplexen, mehrdimensionalen politischen Prozesses. „Technologiepolitik“ 
ist dann somit als Produkt, als „Output“ oder „Outcome“ einer prozessorientierten Formu-
lierung von Politik zu verstehen.271 Zu deutender Ausgangspunkt dieses Prozesses ist dann 
das politische Handeln der hier betrachteten Landesregierungen, das zu eben diesem tech-
nologiepolitischen „Output“ führt.  

Allerdings findet dieses Handeln nicht „im luftleeren Raum“ statt: Vielmehr sind die Re-
gierungen als Akteure in eine komplexe Umwelt aus systemisch-strukturellen wie instituti-
onellen Vorgaben und (politischen) Beziehungen zu anderen Akteuren eingebettet. Für 
Technologiepolitik relevante strukturelle Gegebenheiten sind vor allem das marktwirt-
schaftliche System mit prinzipieller privatwirtschaftlicher Autonomie und der Stand der 
technologischen Entwicklung: Ersteres ist allenfalls langfristig oder aber revolutionär, letz-
tere allenfalls mit hohem Ressourcenaufwand und evolutionär politisch beeinflussbar.272 
Institutionelle Vorgaben hingegen sind die (verfassungs-)rechtlich vorgegebenen Verfah-
ren und Institutionen von und für Politik – wie die Landesparlamente und Verwaltungen – 
also die „Polity“, aber auch das System von organisierten Interessen und Parteien. Sie wie-
derum besitzen geradezu ambivalente Bedeutung für politisches Handeln, indem sie dieses 
sowohl begrenzen als auch ermöglichen.273 

Von zentraler Bedeutung dürften jedoch vor allem die Beziehungsgeflechte sein, in denen 
die Landesregierungen mit anderen politischen Akteuren verwoben sind: Zu diesen gehö-
ren andere Parteien als Konkurrenten um Macht und auch als Koalitionspartner, die eigene 
Partei mit ihren Fraktionierungen und „Flügeln“, die Verbände organisierter Interessen, die 
mit Eigeninteressen ausgestatteten Akteure in politisch relevanten Institutionen wie der 
Verwaltung und zuletzt auch Akteure, die für „Öffentlichkeit“ stehen. Ihr Beziehungsge-

                                                 
267 Vgl. MICHELS 1989 (zuerst 1911): 74-86, 351-369. 
268 Vgl. WEBER 1976: 167. 
269 Vgl. NICLAUß 2002: 232-233; siehe auch die Kritik bei DITTBERNER 2004: 12-14. 
270 Siehe dazu das Erklärungsmodell für Wahlentscheidungen bei BURKHART 2004: 16-19. 
271 Vgl. die Gedankenführung zum „Modell eines politischen Systems“ bei KORTE / FRÖHLICH 2004: 26-
28, 29-32. 
272 Vgl. MAYNTZ 2000: 13-16. 
273 Vgl. KORTE/ FRÖHLICH 2004: 13, 25, 27. 
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flecht kann als „Policy-Netzwerk“ im weiteren Sinne verstanden werden: Als Ort netz-
werkförmiger, outputorientierter Entscheidungsfindung.274 Diese wiederum muss im Sinne 
von „Politikverflechtung“ als Reaktion auf (kurzfristig) nicht änderbare Bedingungen und 
als Kompromiss zwischen widerstreitenden Interessen begriffen werden. 

Wie gezeigt, unterliegt politisches Handeln dabei den Vorgaben von Institutionen genauso 
wie strukturellen – insbesondere ökonomischen – Bedingungen. Sie eröffnen Handlungs-
möglichkeiten, wirken jedoch zugleich auch Politik begrenzend, indem sie politischen Wil-
len relativieren, bspw. durch das Koalitionen erzwingende Mehrheitsprinzip.275 

Bedeutender dürfte jedoch die Rolle politischer Interessen sein: Die Landesregierungen 
sind letztlich „Parties in Government“, somit kommt ihnen gerade auch die parteientypi-
sche Aufgabe zu, Interessen zu bündeln, zu artikulieren und politisch umzusetzen.276 Diese 
Verarbeitung von Interessen erfolgt gerade in den hier betrachteten „Volksparteien“ als 
Austausch und Integration verschiedener Positionen und somit als Kompromisslösung, 
wobei der Zwang zum „pragmatischen“ Kompromiss durch Regierungsposition noch ver-
größert werden dürfte.277 Mithin muss die „Party in Government“ in einem Aushandlungs-
prozess ihre (Technologie-)Politik entwerfen. Dieses Aushandeln benötigt jedoch einen 
„inneren Kompass bzw. Zeitgeist“278, d.h. es sind politische Grundüberzeugungen nötig, 
die Realität interpretieren und entsprechend gestalten können. Erste Quelle dieser Grund-
überzeugungen sind diejenigen der eigenen Partei.279  

Jedoch steht die Partei der Herausforderung der Wahl mit dem Ziel von Regierungsbildung 
gegenüber: Folglich müssen gerade „Volksparteien“  breite Mehrheiten von Wählern an-
sprechen, mithin deren (Grund-) Überzeugungen und Interessen bei der Formulierung von 
Politik mit bedenken – sie müssen den „Median-Wähler“ für sich mobilisieren, da die 
„Stammwähler“ und Parteimitglieder für Mehrheitsbeschaffung nicht ausreichen.280 Das so 
angesprochene Elektorat ist selbst jedoch heterogen: Zwar durchzieht ohne Zweifel eine 
allgemeine „politische Kultur“ überregional wie schichtübergreifend die „breite Masse“ 
mit Grundeinstellungen281, jedoch sind einzelne, auch regional fassbare, Gruppen von 
Wählern ihrer sozialen Position entsprechend von je spezifischen Interessenlagen ge-
prägt.282 

Somit muss Politikformulierung zwei Interessenbündel integrieren: Interessen von Partei-
mitgliedern, -flügeln und Parteiklientel und solche von Wählergruppen. Diese Integration 
kann dabei jedoch nicht allein „Medianprogramme“ hervorbringen. Vielmehr muss sie ge-
rade auch spezifische Interessen entlang von Grundüberzeugungen der eigenen Organisati-
on integrieren, so dass sie letztlich dann doch nur eine begrenzte Wählerschaft ansprechen 
kann, wenn sie nicht die Parteibasis der Partei(führung) und deren Programmatik entfrem-
den soll.283 Formulierte Politik muss somit als selektive Synthese begriffen werden: Als 
Kompromiss verschiedener Interessen, orientiert an parteiischen Grundüberzeugungen 
und/oder als Kompromiss kurzfristig wahlbezogener und langfristig angelegter Grundsatz-
programmatik. 
                                                 
274 Vgl. ebd. S. 29-36. 
275 Siehe dazu grundsätzlich KORTE/ FRÖHLICH 2004: 94-98. 
276 Vgl. NICLAUß 2002: 13-16. 
277 Vgl. zum Konzept der „Volkspartei“ KORTE / FRÖHLICH 2004: 28-33. 
278 Vgl. die Begriffsverwendung bei HENNECKE 2004: 6-11. 
279 Vgl. NICLAUß 2002: 10-16.  
280 Siehe die Überlegungen bei FRANKE 2003: 25-29, 29-31; siehe auch WIESENDAHL 2004: 19-24. 
281 Dazu allgemein BEYME 1999: 68-88. 
282 Dazu VESTER 2006: 10-17. 
283 Siehe beispielhaft die Überlegungen von WALTER 2004: 32-38. 
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Dazu tritt zuletzt eine weitere Selektion in Form von Thematisierung und Problematisie-
rung des politischen Gegenstandes. Diese erfolgt letztlich, indem zu Beginn der Politik-
formulierung selektiv Probleme wahrgenommen und als „bearbeitungswürdig“ eingestuft 
werden.284 Deren Problematisierung kann auch durch „Stimmung“ aus der Wählerschaft 
bewirkt werden, wird diese doch über die Parteiorganisation bis zur Regierungsspitze wei-
tergereicht. Im hier betrachteten Kontext muss „Technologiepolitik“ somit ebenfalls als 
Problematisierung gesehen werden:285 Als (Teil von) „Wirtschaftspolitik“ besitzt sie – po-
litisch kulturell bedingt – hohen Stellenwert für Wählerschaft wie Parteimitglieder und 
eignet sich damit zum Wahlkampf – was auch ihre Verknüpfung mit persönlichen Profilen 
lohnenswert erscheinen lassen kann.286 

„Technologiepolitik“ kann damit im Folgenden als Produkt des geschilderten politischen 
Prozesses interpretiert werden. Zugespitzt formuliert hieße das: Technologiepolitik könnte 
als selektive wie selektierende Problematisierung eines Wirklichkeitsphänomens gedeutet 
werden. 

5.3.2 Bayern: Technologiepolitische Arena der CSU 
Die vorhergehende Argumentation aufgreifend, soll nun gezeigt werden, wie die bayeri-
sche „Technologiepolitik“ als politische Reaktion der Regierungspartei CSU auf ihre „po-
litisch-herrschaftsrelevante“ Umwelt zu deuten sein könnte. 

Der Zweck des politischen Handelns der CSU in Bayern ist auch als Machterhalt zu inter-
pretieren. Dies ist der CSU in den letzten Jahrzehnten äußerst effektiv gelungen, denn sie 
kann deutschlandweit auf eine als einmalig geltende, Jahrzehnten andauernde, äußerst ge-
festigte Machtposition in Bayern zurückblicken. Diese Machtposition wird sowohl von 
Mitgliedern als auch von Parteiführern und Bündnispartnern daher mitunter als selbstver-
ständlich vorausgesetzt.287 

Entscheidend und politisch ausgesprochen wertvoll sind die „Chancen“, die sich aus dieser 
Position für die CSU ergeben: Die absolute Regierungsmehrheit ist „Gestaltungsmehrheit“, 
die es ermöglicht, eigene Interessen ohne deren Relativierung durch Koalitionszwänge 
durchsetzen zu können.288 In ihrer Reichweite ist diese Gestaltungsmehrheit nicht allein 
auf die Staatsebene beschränkt, sondern setzt sich auf regional-kommunaler Ebene fort, wo 
die CSU ebenfalls Rathäuser und Gemeinderäte (absolut) mehrheitlich dominiert.289 Folge 
dieser umfassenden Gestaltungsmehrheit ist nicht allein die Chance zur Durchsetzung ei-
genen politischen Willens, vielmehr formt die in Jahrzehnten gewachsene Machtposition 
der Partei auch die politische Arena Bayerns. So sieht KIEßLING „Netzwerke der Macht“, 
die der CSU umfassenden Zugriff auf institutionelle Machtressourcen von Regierung und 
Verwaltung verschaffen und sie damit zum nichtrelativierbaren Bezugspunkt politischen 
Handelns formen.290 

Diese Netzwerke dürften zugleich wiederum dem Machterhalt der Partei dienen, denn da-
mit hat die Partei einerseits Zugang und Kontakt zu vielen „wichtigen“ Personen, die für 
eine effektive Problemlösung im Sinne der Partei sorgen. Zudem gilt die Partei als eine 
„Weichen stellende Adresse“ für all diejenigen, die in Politik wie öffentlichem Leben Bay-
                                                 
284 Vgl. KORTE / FRÖHLICH 2004: 264. 
285 Siehe BENZ 2003: 33-35. 
286 Siehe die grundsätzlichen Überlegungen bei HOLTZ-BACHA 2006:  11-19. 
287 Siehe u. a. STOIBER 2005: 16-25, sowie MERKEL in: ebd. S. 13-15. 
288 Dies wird auch in der Partei selbst so gesehen und benannt; vgl. das Telefonat von David Neisen 
mit dem CSU-Referenten RAUHUT am 03.11.06. 
289 Vgl. die Darstellung bei KIEßLING 2004: 84-86. 
290 Vgl. ebd. S. 73, 72-77.  
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erns „etwas werden wollen“291. Die Machtposition der CSU ist folgendermaßen zu charak-
terisieren: Sie ist letztlich Grundlage ihrer selbst, eröffnet sie doch politische, institutionel-
le und personelle Ressourcen von Machtausübung und Machterhalt zugleich.292 Folglich 
gebietet schon allein machtpolitische Logik, diese Position nach Kräften zu verteidigen. 

Laut Grundsatzprogramm ist die CSU „eine Volkspartei im Dienste aller Bürger“, die 
durch „die Zusammenarbeit aller Gruppen und Schichten der Bevölkerung“ zu „einer er-
folgreichen und modernen Partei“ geworden ist, die ihre „besondere bayerische Verpflich-
tung“ darin sieht, „der Stimme Bayerns […] Gehör zu verschaffen“.293 Dieses Selbstver-
ständnis enthält bereits Faktoren, die u. a. den Erfolg der CSU begründen. 

„Volkspartei“ ist die CSU in dem Sinne, dass sie traditionell ein breites Spektrum sozialer 
Schichten in Mitgliedschaft wie Programmatik integriert: Neben einem hohen Anteil an 
Selbständigen reicht das Mitgliederspektrum bis weit in die Arbeiterschaft294. Die CSU 
versteht sich selbst als „Partei der kleinen Leute“.295 Eine Ursache für diese hohe soziale 
Integrationskraft ist zweifelsohne die immer noch relativ starke soziale Homogenität der 
bayerischen Bevölkerung, die vor allem durch Katholizismus und ländliches Leben ein 
starkes Stammwählerpotential generiert.296 WALTER / DÜRR zeigen zudem, dass es der 
CSU gelungen ist, für Bayern letztlich ein einheitliches Bild zu „erfinden“: Aus einer be-
reits gegebenen staatlichen Einheit entwickelte die Partei eine kulturelle, indem sie gleich-
sam eine bayerische „Hegemonialkultur“ beschwor.297 Diese wiederum löst(e) traditionel-
le, auch anhand materieller Ungleichheiten wahrnehmbare, soziale, regionale und konfes-
sionelle Unterschiede auf, indem sie immaterielle Divergenzen als „Tradition“ und „Hei-
mat“ verklärte und in ein gesamtbayerisches Bewusstsein einbettete.298 Daraus entwickelte 
die Partei ein bayerisches Selbstbewusstsein, indem sie den erhöhten Bedarf an Lebens-
standard seit den fünfziger Jahren mit dem Gefühl eines „starken“ Bayerntums verband. 
Dieses wurde von der CSU monopolisiert, indem sie Begriffe wie „Fortschritt“ zum 
selbstverständlichen Teil ihrer Programmatik erhob und sich so zum Garanten des stattfin-
denden ökonomischen Verbesserungsprozesses erklärte.299 

Da die Partei parallel dazu vor allem bundespolitisch als „Stimme Bayerns“ auftrat (und 
auftritt) erklärte sie sich in drei Dimensionen als „bayerische Partei“: Als Vertreterin baye-
rischer Gesamtkultur, als politische Stimme des Landes und vor allem als Modernisierer 
und Entwickler einer durch und durch lebenswerten Heimat für das „bayerische Volk“.300 

Diese Integrationsleistung ist auch heute zentrale Grundlage der Erfolgs- und Machtpositi-
on der Partei.301 Entscheidend ist „Erfolg“ jedoch als Mittel der Integration. Einerseits im 
bereits beschriebenen Sinne als Stärkung der Partei aus schon vorhandener Stärke, ande-
rerseits im Sinne „erfolgreicher Politik (für Bayern)“. So hat sich die Partei im Laufe von 
Jahrzehnten ein „Siegerimage“ aufgebaut und zugleich die beeindruckende ökonomische 

                                                 
291 Vgl. ebd. S. 73-79, v. a. 75, 77-79. 
292 STOIBER 2005: 18-21. 
293 Zusammenstellung der Zitate aus CSU-LANDESLEITUNG (Hrsg.) 2003 S. 104, 108, 111. 
294 Vgl. NICLAUß 2002: 105, 198. 
295 KIEßLING 2004: 90. 
296 Siehe dazu ebd. S. 86-91. 
297 Vgl. WALTER / DÜRR 2000:  169-172. 
298 Vgl. ebd.. 
299 Vgl. KIEßLING 2004: 71-72. 
300 Vgl. WALTER/ DÜRR 2000: 170-171. 
301 So auch die Partei selbst: Vgl. das Telefonat mit RAUHUT mit David Neisen vom 03.11.06 sowie STOI-
BER 2005: 18-21, 24-25. 
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Entwicklung Bayerns als Folge ihrer Politik bestimmt.302 Ökonomische Entwicklung ist 
aber Schlüssel zur Integration: So betrieb und betreibt die Partei durch eine Politik landes-
weiter Umverteilung und ökonomischer Kompensation eine Entschärfung regionaler Dis-
paritäten und damit eine Entpolitisierung wie Entskandalisierung empfundener regional-
konfessioneller und sozialer Konfliktlagen.303 Ökonomischer Erfolg des Standorts ist die 
Basis dafür: Durch die Schaffung von Arbeitsplätzen wie durch die Generierung von Steu-
ereinnahmen; die beide durch entsprechende Politik regional verteilt werden können. – 
Folglich liegt das Fundament der CSU-Macht in der Gewinnung einer absolut mehrheitli-
chen Wählerschaft mittels der Auflösung sozialer wie regionaler Divergenzen. Deren Fun-
dament jedoch ist die Generierung einer verteilbaren „Verteilungsmasse“.304  

Interpretation: „Technologiepolitik“ als Machtstrategie 

Wird das (regierungs-)politische Handeln der CSU als Machterhalt durch die kompensato-
rische Integration eines heterogenen Elektorats anhand eines „Siegerimages“ begriffen, 
dann kann auch „Technologiepolitik“ als eine mit diesem Erfolgsimage verknüpfte Integ-
rationspolitik verstanden werden. 

Die erste Dimension richtet sich auf den „Standort“ Bayern. Die ökonomische 
(Hoch-)Leistung ist nach Ansicht der CSU traditionell ihrer Politik zuzurechnen.305 Damit 
setzt sie sich jedoch selbst unter Zugzwang: Wer sich wirtschaftspolitische „Erfolge“ ener-
gisch zurechnet, trägt auch die Verantwortung dafür.306 Somit hat die CSU-Staatsregierung 
sich selbst die Aufgabe gesetzt, den „Standort Bayern“ in seiner bisherigen ökonomischen 
Stärke zu erhalten. Diese Argumentation findet sich auch in den technologiepolitischen 
Maßnahmen wieder: Wie oben gezeigt, stellt sich die bayerische Technologiepolitik als 
KMU- und Gründerförderung dar und betont dabei die weitere Entwicklung von Schlüssel-
technologien. Dieser „zielführende“ Charakter dürfte jedoch weniger parteilich-
ideologischer Konzeptionen zu Grunde liegen. Eher sind sie darin begründbar, dass die 
„Bayerische Wirtschaft“ in einem marktwirtschaftlichen Kontext stattfindet, dessen Cha-
rakter sich durch europäische wie weltwirtschaftliche Verflechtung zusehends internatio-
nalisiert. Daher sind die Handlungsmöglichkeiten bayerischer Wirtschaftspolitik sowohl 
institutionell wie auch durch „Marktzwänge“ begrenzt, was auch den Gleichschritt der er-
wähnten Fördermaßnahmen mit denen in Sachsen und anderen Bundesländern erklären 
dürfte.307  

Hinzu kommt, dass ebenfalls supranationale Reglementierungen wie die der EU die Hand-
lungsmöglichkeiten der Staatsregierung einschränken.308 Dennoch liegt hier der Schlüssel 
zur ökonomischen Erhaltung bayerischen Wirtschaftserfolges: Orientiert an institutionellen 
wie ökonomischen Begrenzungen sollen systemkonforme Fördermaßnahmen die Wettbe-
werbsfähigkeit von Unternehmen und Branchen und damit die Grundlage für Einkommen 
wie Beschäftigung (und Steuereinnahmen) sichern und ausbauen. – Gleichsam „mechani-
sches Handwerk“ hält den „Wachstumsmotor“ am Laufen und schafft so politisch umver-
teilungsfähigen Output.309 

                                                 
302 Siehe u. a. das „Regierungsprogramm“ zur Landtagswahl 2003: CSU-LANDESLEITUNG (Hrsg.) 2003:2  
303 Vgl. KIEßLING 2004: 59-61, 71; auch BERGER 2002: 8-11. 
304 WALTER / DÜRR 2000: 174-177. 
305 Vgl. u. a. WIESHEU (o.J.)  
306 So auch RAUHUT, der „Gestaltungsmehrheit“ mit „Verantwortung“ verknüpft sieht. 
307 Vgl. den älteren Diskussionsstand bei SCHERZINGER 1998: 3, 8-11; sowie die grundlegenden Fest-
stellungen bei KRUMBEIN, Wolfgang / ZIEGLER 2005: 12-13. 
308 Siehe dazu RAMEL 2001: 41-52. 
309 Vgl. auch die Wertung von BERGER 2005:43 -44, 47-49. 
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Zu bedenken ist jedoch auch, dass Unternehmen und „High-Potentials“ direkt von den 
technologiepolitischen Maßnahmen profitieren. Die verfolgte Machtstrategie der Partei er-
fordert jedoch auch, dass nicht nur diese Akteure von der Politik begünstigt werden. Und 
hier setzt der machtlegitimierende Charakter bayerischer „Technologiepolitik“ an.310 Soll 
ökonomischer Pragmatismus Umverteilungsmasse generieren, so ist der Umverteilungs-
modus dann letztlich Vehikel politischer Legitimation. 

Wie erwähnt, weisen insbesondere die Spezifika bayerischer „Technologiepolitik“ umver-
teilende, kompensatorisch wirkende Elemente auf. Zugleich bieten sie zuerst jedoch eine 
Bühne für landeseigene Wirtschaftspolitik, auf der diese sich als landesbezogen aktiv pro-
filieren kann, was zugleich auch politische Absetzung von der vor allem medial dominie-
renden Bundespolitik erlaubt.311 Entsprechend inszeniert die Staatsregierung die Program-
me als umfassende Verbesserungsmaßnahmen für das Land und dessen Bevölkerung.312 
Damit rückt die Regierung dann eben auch die dargestellten regional wie sozial ausglei-
chenden Elemente der Maßnahmen in den Vordergrund: Bildungsförderung, (Fach-
)Hochschulbau, Infrastrukturmaßnahmen, soziale Projekte und Regionalförderung. Be-
denkt man, dass die Programme auf Privatisierungserlösen und somit auf landeseigene 
Mitteln beruhen, profiliert die Staatsregierung sich somit als Modernisierungsmoderator: 
Nicht allein „High-Technology“ und „High-Potentials“, sondern gerade auch die Lebens-
welten „kleiner Leute“ in peripheren Räumen sollen gefördert werden. Begründet wird 
diese technologiepolitische Varianz letztlich mit der Absicht umfassendster Landesförde-
rung.313  

Weiterhin zielen insbesondere die „HTO“ und die neuere „Allianz Bayern Innovativ“ auf 
Wirtschaftsstrukturierung durch Clusterbildung und –förderung. Dies fügt sich ebenfalls in 
diesen Kontext ein, denn neben Effekten branchenstruktureller Optimierung haben Cluster 
auch regionale Ausstrahlungswirkungen:314 Die Staatsregierung sieht diese als Förderung 
für die umliegenden Regionen315, „die Partei“ hingegen betont, man wolle so Wachstums-
effekte bewusst auch in der Fläche verteilen.316 Überdies wurde deutlich, wie sehr bayeri-
sche Wirtschaftsstrukturpolitik auch Industriepolitik im Sinne umfassender Branchenför-
derung ist – und damit zur Optimierung gesamtwirtschaftlicher Beschäftigungspotentiale 
beiträgt. 

Grundlage der umfassenden politischen Mehrheit ist die breite Integration einer heteroge-
nen Wahlbevölkerung entlang einer von der CSU quasi monopolisierten „gesamtbayeri-
schen“ Mentalität, die durch ökonomischen Erfolg legitimiert wird. Politischer Erfolg wird 
durch integrativ-kompensatorische Umverteilung: Die Stärkung und Lenkung von Bran-
chen- und Technologiekapazitäten in den und in die Regionen gerade des ländlichen Rau-
mes soll interregionale Partizipation am „bayerischen Erfolg“ sicherstellen, hat die CSU 
ihre von Peripherisierung bedrohte317 Stammwählerschaft doch gerade auf dem Land.318 
Die Förderung breiter Industrielandschaften dagegen zielt auf die Sicherung von Beschäf-

                                                 
310 Vgl. WALTER / DÜRR 2000: 174-175; KIEßLICH 2004: 60-61. 
311 Vgl. RAMEL 2001: 26-28.  
312 Vgl. BayStK (Hrsg.) 2003a: 48-55.  
313 Vgl. ebd. S. 49.  
314 Siehe dazu u. a. GUINET, Jean: a. a. O. 
315 So der Ministerialbeamte MERTZ in seinem Schreiben an David Neisen vom 17.08.06. 
316 So wiederum RAUHUT aus der CSU-Landesleitung. 
317 Siehe dazu KEIM 2006: 5-6. 
318 So die explizite Aussage RAUHUTS; vgl. die implizite Aussage im „Regierungsprogramm“: CSU-
LANDESLEITUNG (Hrsg.) 2003: 13-15. 
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tigungspotentialen auch jenseits von „High-Potentials“ - was vor allem der von WALTER 
identifizierten starken Arbeiter-Wählerschaft der Partei geschuldet sein dürfte.319 

Bilanziert man, wird deutlich, was „Technologiepolitik“ im bayerischen Kontext damit be-
deutet: Sie ist Teil einer Machterhaltungsstrategie, die darauf zielt, ein heterogenes Elekto-
rat durch die Ermöglichung ökonomischer Partizipation integrativ auf sich zu vereinen. 
„Bayern“ ist „Erfolg“, „Erfolg“ ist die CSU; Daher muss die Partei sicherstellen, dass der 
„Erfolg“ ganz im Sinne spürbarer materieller Lebensqualität einerseits erhalten bleibt und 
andererseits aber auch im Sinne von „Bayern“ breit verteilt wird.  

„Technologie“ kann somit als politisches Vehikel mit zweierlei Bedeutung bezeichnet 
werden: Einmal als Erfolgsgarant angesichts technologischer Marktzwänge in einer von 
Strukturwandel geprägten (wirtschaftlichen) Umwelt. Und zum zweiten als Symbol für ei-
ne dem Wähler als alternativlos präsentierte Einheit von „bayerischem Volk – bayerischer 
Heimat – ökonomischer Stärke = CSU“.320  

5.3.3 Sachsen: Die andersartige Arena der CDU 
Auf den ersten Blick erscheinen die politischen Verhältnisse in Sachsen ähnlich „freistaat-
lich“ wie in Bayern (und Thüringen): So stellt die sächsische CDU seit dem staatsrechtli-
chen Anbeginn des Landes zwischen 1990 und 2004 die Staatsregierung mit absoluter par-
lamentarischer Mehrheit bei gleichzeitiger Dominanz in der kommunalpolitischen sächsi-
schen Arena.321 Zudem verkörperte Ministerpräsident Kurt BIEDENKOPF über Jahre 
symbolisch die Figur des „Landesvaters“.322 HOUGH und KOß sprechen von der „über-
mächtigen Biedenkopf-CDU“323. Die Chancen zu Machtausübung wie Machterhalt, die 
sich aus einer solchen „Übermacht“ ergeben, sind ähnlich gelagert wie im Fall der CSU in 
Bayern. Somit wäre ein Verlust der Regierungsposition auch für die sächsische Union eine 
schwere Minderung an Machtchancen. 

Anders als im Fall der CSU scheint dieser Machtverlust aber durchaus denkbar. Bereits 
2004 verlor die CDU bei der Landtagswahl nach dem „Abgang“ Biedenkopfs 2002 ihre 
absolute Mehrheit. Ein Stimmenanteil von nunmehr 41,1% brachte ihr eine „große“ Koali-
tion mit der SPD (9,8%) ein324; und das nach 56,9% im Jahr 1999.325 

Allgemein betrachtet, muss dies nicht auf einen Machtverlust der sächsischen CDU hin-
deuten, scheint doch durchaus lediglich eine Schwächephase der Partei denkbar. Dies 
schiene schon deshalb plausibel, weil die SPD – klassischer Gegner der Union – schon seit 
Jahren eine chronische Schwächung bei den Landtagswahlen erfährt: Von 19,1% der 
Stimmen 1990 stürzte die Partei auf nunmehr 9,8% ab.326 Zudem böte auch die parlamen-
tarische Wiederkehr der FDP der CDU Chancen zu einer klassischen „bürgerlichen“ Koa-
lition.  

Jedoch ist anzuführen, dass das Parteiensystem in Sachsen hinsichtlich seiner sozialen wie 
politischen Konfiguration nicht vergleichbar mit dem westdeutschen Parteiensystem ist. 
Seine Spezifika sind damit Maßstäbe sächsischer Regierungspolitik. Wie diese sich aus-

                                                 
319 Vgl. WALTER 2004: 34-36. 
320 Vgl. dazu die Kritik bei WALTER/ DÜRR 2000: 172-177, die darin eine Gefahr für die CSU sehen. 
321 Vgl. POLLACH et al 2000: 160; kritisch dazu KRALINSKI 2005: 134. 
322 Siehe die denkmalsartige Darstellung seiner Rolle in SStK (Hrsg.) 2004a: 13-17.  
323 HOUGH/ KOß 2006: 328 (Hervorhebung im Original). 
324 Wahlergebnis aus STATISTISCHES BUNDESAMT (Hrsg.) 2006b: 106. 
325 Vgl. SStK (Hrsg.) 2004a: 25 (Zahlen des Statistischen Landesamtes Sachsen). 
326 STATISTISCHES BUNDESAMT (Hrsg.) 2006b: 106. 
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wirken, soll anhand einer These verdeutlicht werden: Die sächsische Union hat nur eine 
Option – die absolute Mehrheit, denn sonst droht ihr Marginalisierung. 

Ostdeutschland und damit auch Sachsen weist ein „Dreiparteiensystem“ auf, das anders 
geartet ist als das „Zweiparteigruppensystem“327 in Westdeutschland: In ihm dominieren 
CDU, SPD und Linkspartei.PDS, wobei den Grünen und den Liberalen eine eher spora-
disch-marginale Bedeutung zukommt.328 Diese Dreiparteienkonfiguration Ostdeutschlands 
kann aus Sicht der CDU nur als problematisch angesehen werden, denn es schränkt die aus 
Westdeutschland eingeübte Koalitionsarithmetik ein. Im politischen Spiel der neuen Län-
der sind neben der CDU nur SPD und Linkspartei.PDS nennenswerte Gegenspieler; jedoch 
kann allein die SPD Koalitionspartner der CDU sein, da ein Zusammengehen mit der Lin-
ken – auch aus deren Sicht – aus programmatisch-ideologischen Gründen undenkbar ist.329 
Hierin liegt wiederum das Dilemma der Union in Ostdeutschland begründet, denn die 
CDU hat lediglich nur eine Koalitionsoption. Dagegen kann die SPD sowohl mit der CDU 
als auch mit den Linken koalieren.330 Verbunden ist dies wiederum mit einer sozialstruktu-
rell wie kulturell fundierten „linken (=rot-roten) Mehrheit“ in Ostdeutschland.331 Diese 
zeichnet sich – grob vereinfacht – durch die mehrheitliche Bejahung einer sozialfürsorgeri-
schen Rolle des Staates aus, die insbesondere auch Interventionen in die Wirtschaft ein-
schließt; zugleich werden „dem“ Ostdeutschen eine Tendenz zu libertär-säkularen Wert-
haltungen im Alltag und zu einer „Arbeiterkultur“ aus den Beständen DDR-spezifischer 
Sozialisation attestiert.332 Politische Bedeutung erfährt dieses Faktum wiederum, indem es 
eine politisch-soziale Konfliktlinie („Cleavage“) in Form eines Ost-West-Gegensatzes ka-
talysiert.333  

Diese ostdeutsche Verhältnisse allgemein erfassenden Gegebenheiten sind auch auf Sach-
sen projizierbar, ist dieses doch trotz aller regionalen Spezifika mehr Ost- als Westdeutsch-
land. Für die dortige CDU heißt das: Prinzipiell fehlt ihr eine umfassende soziale Basis, ei-
ne letztlich milieubezogene Verankerung. Denn folgt man WALTER / DÜRR, so findet 
die CDU bis heute ihren gesellschaftlichen Anker im (insbesondere katholisch-) christlich 
geprägten (Klein-)Bürgertum; wobei diese Basis jedoch durchaus erodiert.334 Im ostdeut-
schen Sachsen jedoch ist dieses (subjektive!) „Bürgertum“ infolge einer eher „linken“ 
Selbsteinschätzung weiter Bevölkerungsteile335 und eines kaum vorhandenen christlichen 
Bekenntnisses336 faktisch nicht gegeben. Und darin sieht DÜRR denn auch die zentrale 
Schwäche der CDU in Ostdeutschland: Ihr mangele es letztlich an sozialer Basis.337 

Eben diese Basis steht jedoch der „Linkspartei.PDS“ zur Verfügung: Sie ist letztlich die 
ostdeutsche Volkspartei, indem sie einerseits „Grasverwurzelung“ aufweist und anderer-
seits Mentalität wie Lebenswelt weiter Teile der ostdeutschen Bevölkerung anspricht und 
als „ostdeutsche Heimat“ politisiert338; vielleicht der CSU nicht unähnlich. Und eben das 
ermöglicht es der Partei, weite Teile des Elektorats für sich zu gewinnen: Mag das Phäno-
                                                 
327 Vgl. KORTE / FRÖHLICH 2004: 137-140. 
328 Vgl. KRALINSKI 2005: 82. 
329 Vgl. POLLACH/  WISCHERMANN/ ZEUNER 2000: 295-298. 
330 Siehe dazu KRALINSKI 2005: 86. 
331 Vgl. JESSE 2006: 521.  
332 Vgl. POLLACH/  WISCHERMANN/ ZEUNER 2000: 30-38. 
333 Vgl. DÜRR 2005: 31-32; auch BENZ 2003: 35-37. 
334 Vgl. WALTER/ DÜRR 2000: 129-136, 152-155; WALTER 2004: 37-38. 
335 Vgl. NIEDERMAYER 2006: 528-534. 
336 Nach Angaben der Staatsregierung liegt der Anteil „amtskirchlicher“ Christen bei rund 25% der 
Bevölkerung, vgl. SStK (Hrsg.) 2004a: 10-11; vgl. auch STATISTISCHES BUNDESAMT (Hrsg.) 2006b: 63-64. 
337 Vgl. DÜRR 2006: 21-24.  
338 Vgl. WALTER/ DÜRR 2000: 185-186, 193-196.  
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men „Linkspartei“ seine Stärke auch durch das Gewinnen von „Modernisierungsverlie-
rern“ erlangen339, in Ostdeutschland umfasst die Wählerschaft der Partei gerade auch (qua-
lifizierte) Erwerbstätige, zudem existiert eine gefestigte Stammwählerschaft, die sich durch 
„linke Positionierung“ und das Bewusstsein „Ostdeutschland“ auszeichnet340; Abbildung 8 
im Anhang läßt Tendenzen hinsichtlich von Wählerpotentialen erahnen. Somit ist die 
(Linkspartei.)PDS auch in Sachsen echte „Volkspartei“, was auch von ihren Parlamenta-
riern so gesehen wird.341 

Mithin ist die sächsische CDU sozialstrukturell benachteiligt gegenüber einer ostdeutschen 
Volkspartei „Linkspartei.PDS“. Noch verschärft wird dies durch die einseitige Koalitions-
option der CDU, ist die SPD doch gerade in Sachsen relativ schwach342, was wiederum der 
Linken nutzt, spielt ihr doch das Zusammenspiel von normativ verlangter „sozialer Ge-
rechtigkeit“ und hoher Arbeitslosigkeit in Sachsen in die Hände343, während sie zugleich 
die Klientel der SPD entlang dieser normativen Prägung für sich gewinnen will.344 – Will 
die sächsische CDU unter diesen Bedingungen regieren, braucht sie eine absolute Mehr-
heit, steht sie doch sonst allein vor der Option eines von Erosion bedrohten Koalitionspart-
ners oder aber vor sozial bedingter politischer Marginalisierung.  

Wie kann vor diesem Hintergrund dann sächsische „Technologiepolitik“ gedeutet werden? 
Letztlich ambivalent: Sie ist so machtwidrig wie folgerichtig. 

Wie gezeigt, kann die sächsische Union nur mit einer absoluten Mehrheit an die Regierung 
kommen, will sie ihr Schicksal nicht an das eines kurzatmigen Partners binden oder durch 
„Unwählbarkeit“ marginalisiert werden. Dies gebietet der Regierungspartei CDU folglich 
eine Strategie der „Stimmenmaximierung“:345 Soll die Chance auf Machtausübung erhalten 
bleiben, bedarf diese der Legitimierung durch ein breites Elektorat. Folgt man insbesonde-
re den Feststellungen RÖPERS zur empfundenen „Minderwertigkeit“ vieler Ostdeutscher, 
so enthielte ein stimmenmaximierendes Programm dann wohl folgende Elemente: Schaf-
fung eines selbst tragenden Aufschwungs, um vor Ort dauerhaft (qualifizierte!) Beschäfti-
gung zu schaffen; kompensierende Bekämpfung regionaler Disparitäten346; offensiver Um-
gang mit dem sächsischen Abwanderungs- und Demographieproblem; (sozial-)politische 
Pflege und Betonung ostdeutscher Identität und Heimatlandschaften.347 Modus politischen 
Handelns wäre dabei politisch-administrative Intervention in Wirtschaft und Gesellschaft. 
Und eben diese Elemente finden sich dann auch im Wahlprogramm der sächsischen CDU 
für die Landtagswahl 2004348 und auch der Koalitionsvertrag mit der SPD folgt dieser 
Richtung, indem er zugleich auch Elemente regionalen Ausgleichs einführt.349 Zu beden-
ken ist jedoch: Das betreffende Programm ist dasjenige, mit dem die CDU ihre absolute 
Mehrheit verloren hat, die Existenz des Koalitionsvertrags ist letztlich Produkt dieses Ver-
lierens. 

                                                 
339 Vgl. FALTER/ SCHOEN 2005: 37-40. 
340 Vgl. ebd. S. 35-36; NIEDERMAYER 2006: 524-528, 528-531. 
341 PDS-MdL Heiko HILKER gibt an, für ihn sei „jeder Bürger ein potentieller Wähler“, vgl. seine E-Mail an 
David Neisen vom 16.11.06. 
342 Vgl. KRALINSKI 2005: 80-81. 
343 Letztlich der Kern der „Linkspartei“; siehe die Kritik bei DÜRR/ KRALINSKI 2005: 33-44. 
344 So MdL HILKER i der E-Mail an David Neisen vom 16.11.06. 
345 Siehe die Diskussion bei HOUGH/ KOß 2006: 314. 
346 Siehe HAUSS/ LAND / WILLISCH 2006, S. 31-38. 
347 Vgl. RÖPER 2005: 19-23. 
348 Vgl. CDU-LANDESVERBAND SACHSEN (Hrsg.) 2004: 3-7, 19-30, 63-65. 
349 Vgl. SStK (Hrsg.) 2004b: 13-14. 
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Es stellt sich nun die Frage, wo die Ursachen für dieses Scheitern zu sehen sind. KRA-
LINSKI benennt (als SPD-Referent) parteiisch-polemisch primär folgende Schwächen 
sächsischer Regierungspolitik: Eine zu intensive Ausrichtung auf nur wenige Großunter-
nehmen, die Forcierung von Niedriglohn als Standortvorteil, mangelnde Perspektiven für 
die Peripherie, die Vernachlässigung der Demographie und eine wenig humankapitalorien-
tierte Investitionspolitik.350 Und auch für den Linken-MdL HILKER liegen hier Problem-
stellen von CDU-Politik.351 – „Objektivität“ gewinnen solche politischen Aussagen insbe-
sondere dadurch, dass sie Phänomene zum Gegenstand politischen Streits machen.  

Davon abgesehen, findet die stattgefundene wie stattfindende Wirtschafts- und „Technolo-
giepolitik“ jedoch im hier relevanten Kontext einen Maßstab zur Bewertung: Wie darge-
legt, ist sie primär produktions- und rationalisierungsbezogene Unternehmensförderung, 
setzt auf Potentialstärkung und dürfte gerade durch clusterpolitische Maßnahmen regionale 
Disparitäten eher verschärfen. „Zukunftstechnologien“ dürften sich zudem primär an Un-
ternehmen und „High-Potentials“ und allenfalls mittelbar an „Durchschnittssachsen“ rich-
ten. Hinzu kommt, dass Haushaltskonsolidierung und restriktive Finanzpolitik, auch in der 
Technologieförderung352, gleichsam paradigmatischen Stellenwert besitzen; was politisch 
vor allem mit Sachsens Abhängigkeit von Fremdfördermitteln und der demographischen 
Entwicklung begründet wird.353 Gemessen an Mentalität und Lebenslagen sächsischer 
Wähler ist eine solche Politik nicht gerade stimmenmaximierend. 

Und dennoch erklärt sie sich als eine derartige: Wenn RIEDEL/ SCHMALHOLZ von der 
„Kontinuität sächsischer Technologiepolitik“ sprechen, verweist dies auf die Ursprünge 
sächsischer (Wirtschafts-)Politik am Beginn der 1990er Jahre.354 In dieser Zeit der „Wen-
de“ war es, dass die Grundsteine christdemokratischer Regierungspolitik gelegt wurden. 
Zentrale Artikulation erfuhren diese 1993 im Grundsatzprogramm der sächsischen CDU, 
das unter „Wirtschaft und Arbeit“ feststellte, Hauptziel von Wirtschaftspolitik sei die 
Schaffung von Beschäftigung, der Weg dazu seien „innovative Konzepte, zukunftsorien-
tierte Technologien […] Forschung und Entwicklung“, die „erhaltenswerte Kerne“ der 
sächsischen Industrie fördern sollten.355 Und in seiner Rede zum Parteiprogramm stellte 
BIEDENKOPF fest, ,,dass die „Einheit gelungen“ und die „Talsohle durchschritten“ sei, 
„Abbau und Aufbau halten sich nun die Waage“.356 Für das Einholen der „ärmeren west-
deutschen Länder“ prognostizierte er einen Zeitbedarf von „10 bis 15 Jahren“ und warnte 
davor, dem Staat zuviel „aufzubürden“; überdies seien Sparsamkeit und Investition statt 
Konsum Gebot der Stunde. Zudem sei eine Politik, die die Menschen primär entlasten und 
Aufgaben der „freien Gesellschaft“ „verstaatlichen“ wolle, „auf dem Holzweg“. BIE-
DENKOPF zeichnete damit die Linien vor, die sich auch in sächsischer „Technologiepoli-
tik“ zeigen: Unternehmerische Aktivität stärkende, restriktive Potentialförderung. Dass ei-
ne solche zu den Verhältnissen sächsischer Wähler inkompatibel ist, wurde gezeigt. Wa-
rum jedoch wurde sie dann angestoßen und mit „Kontinuität“ beibehalten? 

Zuerst befand sich die sächsische Union in der „Wende“. Die trotz erheblicher sozioöko-
nomischer Verwerfungen vorhandene Aufbruchstimmung dürfte die BIEDENKOPF-CDU 
veranlasst haben, gleichsam auf ein „Wirtschaftswunder Ost“ zu setzen: Mit Erhardscher 

                                                 
350 Vgl. KRALINSKI 2004: 126ff. 
351 Vgl. die E-Mail an den Verfasser vom 11.11.06, in der HILKER quasi die gleiche Aufzählung vor-
nimmt. 
352 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2003: 69ff. 
353 Vgl. SMFI (Hrsg.) 2005: 37-53. 
354 Vgl. RIEDEL / SCHMALHOLZ 2005: 111f. 
355 Vgl. CDU-LANDESVERBAND SACHSEN (Hrsg.) 1993: 13. 
356 Vgl. ebd. S. 42, 44 (Anhang zum Programm). 
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Marktwirtschaft zu „blühenden Landschaften“, betont das Bundes-Grundsatzprogramm der 
„Partei der Einheit“ von 1994 doch paradigmatisch „Freiheit“ als Richtschnur der politi-
schen Wende.357 Mithin lag es für die sächsische Union wahrscheinlich nahe, den Erfolg 
aus dem „Wendewahlkampf“ 1990 rezipierend, auf christkonservative Rezepte „sozialer 
Marktwirtschaft“ zu setzen, die gerade auch der populäre BIEDENKOPF verkörpert haben 
dürfte.358 Und da zeitgleich zum Regieren der CDU auch ein Aufschwung stattfand, dürfte 
das einmal vorgezeichnete Konzept in den Augen der Partei zum sächsischen Wahlvolk 
eben doch kompatibel gewesen sein: Heute rechnet die Partei Sachsens Fortentwicklung 
„15 Jahren CDU-Wirtschafts- und Finanzpolitik“ zu, in der Wirtschaftswachstum genauso 
„oberste Priorität“ habe wie „Investitionen in die Zukunft“ und „konsequente Sparpoli-
tik“.359 

Trotz dieser Erfolgsmeldung steht die CDU jedoch vor zwei Entwicklungen: Der Per-
sistenz von Arbeitslosigkeit und ökonomischer Schwäche einerseits und dem damit wohl 
eng verbundenen Aufwachsen von Linkspartei.PDS (und NPD) andererseits. Erklärungs-
bedürftig wird damit die „Kontinuität“ der einmal begründeten (technologiepolitischen) 
Strategie. Diese erklärt sich in zwei Dimensionen. 

Erstens wurde gezeigt, wie sehr sächsische Wirtschaftsförderung von Fremdmitteln ab-
hängt: Einzelbetriebliche und Verbund-FuE-Projekte werden zu 75% aus Mitteln der EG 
gefördert. Die starke rechtliche Bindung solcher Fördermittel erzeugt institutionelle Zwän-
ge, indem sie politisches Handeln justiziabel begrenzt und relativiert – wenn NOTHNA-
GEL sagt, man habe sich zu Beginn der 1990er Jahre auf Technologien konzentriert, die 
vom „BMFT definiert worden seien“360, dann deutet das auch auf Handlungsprogrammie-
rung durch Fremdprogramme hin. In diesem Kontext zwingt somit die wiederum ökono-
misch bedingte Finanznot des Freistaates zur zeitlichen und inhaltlichen Bindung von För-
derprogrammen, indem es diese „Förderperioden“ und Rechtsansprüchen von Förderbe-
rechtigten unterwirft.361 „Technologiepolitik“ wird somit teilweise auch institutionell er-
zwungen. Dennoch sind diese Fremdfördermittel aber auch Grundlage politischer Hand-
lungsmöglichkeiten, so dass MILBRADT als Regierungschef ihre Notwendigkeit für Ost-
deutschland ausdrücklich betont.362 Dies wiederum verweist auf die politische Dimension 
der Förderpolitik. 

Hier kann die sächsische „Technologiepolitik“ wie die bayerische als Machtpolitik inter-
pretiert werden: Sowohl Staatsregierung als auch CDU betonen vehement die Bedeutung 
materiell-technologischer Innovation als Grundlage von Wirtschaftswachstum und sehen 
als deren Basis wiederum restriktive Potentialförderung363, was auch finanzieller Enge ge-
schuldet sein dürfte. „Technologie“ ist dabei jedoch gleichsam Mittel zum Zweck, wird ih-
re Förderung doch explizit als Grundlage von Beschäftigungsschaffung verstanden.364 Und 
dieser Charakter sächsischer „Technologiepolitik“ wird auch in der Begriffsverwendung 
deutlich, wird hier doch dem geradezu inflationären bayerischen Technologiebegriff ein 
solcher entgegengesetzt, der Technologieförderung als Instrument von Mittelstandsförde-

                                                 
357 Vgl. CDU DEUTSCHLANDS (Hrsg.) 1994: 6f (Internet-Dokument, http://www.cdu.de) 
358 Die sächsische Staatskanzlei (CDU!?) argumentiert ähnlich: SStK (Hrsg.) 2004a: 24. 
359 Vgl. CDU SACHSEN (Hrsg.) Internet: http://www.cdu-sachsen.de/Sachsen_nach_ 
vorn_bringen.htm (14.11.06). 
360 Vgl. NOTHNAGELS E-Mail an David Neisen vom 12.07.06. 
361 Vgl. SMFI (Hrsg.) 2005: 47-51, 54-62, wo eben dies beklagt wird.  
362 Vgl. SStK (Hrsg.) o. J.: 5-7, 10-11. 
363 Vgl. ebd., S. 5-6.  
364 Vgl. CDU SACHSEN (Hrsg.): Internet: http://www.cdu-sachsen.de/04wirtschaftsfoederung 
.htm (23.10.06). 
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rung versteht365, die wiederum von einem „Ministerium für Wirtschaft und Arbeit“ ohne 
nominalen Technologiebezug betreut wird. 

Die bisherige Politik mag durchaus Erfolge erbracht haben; dennoch verweisen verfestigte 
Arbeitslosigkeit und regionale Abwärtsentwicklungen auf Problemlagen, die auch von der 
Staatsregierung explizit genannt werden.366 Es stellen sich die Fragen: Warum setzt diese 
dann aber nicht auf ein „Konjunkturprogramm“; das auf den Wähler orientiert ist, warum 
bevorzugt MILBRADT stattdessen Clusterförderung und die Abkehr von der „Gießkan-
ne“?367 Dies kann man nur vor dem Hintergrund der politischen Arena Sachsens deuten: 
Wie gezeigt, steht die CDU einer dynamischen Opposition gegenüber, in der die Linke als 
starke, sozial verankerte Alternative zur Union existiert. Und eben diese Linke erfordert 
Profilierung, soll sie nicht die Chance erhalten, von bequemer Oppositionsbank aus einer-
seits „Versäumnisse“ der regierenden CDU zu skandalisieren und andererseits auf deren 
„Einknicken“ bezüglich linker Positionen verweisen zu können. Und dies gilt umso mehr, 
als die Linkspartei mit dem „Alternativen Landesentwicklungskonzept für den Freistaat 
Sachsen“ („Aleksa“)368 faktisch längst ein Regierungsprogramm vorgelegt hat. So will die 
Linke ebenfalls auf der Grundlage sächsischer Potentiale mit „Innovation“ Arbeit schaffen, 
so sollen „innovative Zukunftstechnologiekomplexe“ und die Kooperation von Forschern 
und Unternehmen Wettbewerbsfähigkeit generieren; nur dass dabei Arbeitnehmerbelange 
und regionaler Aufbau betont werden – wie auch Soziales, Umwelt und Gleichstellungspo-
litik.369 – Ein „linkes“ Alternativprogramm, das letztlich ein Gegenprogramm von „rechts“ 
erzwingt. Dieses hat dann eben nicht nur die finanziellen Engpässe Sachsens zu berück-
sichtigen, sondern muss auch Wählern wie Parteimitgliedern entsprechen: Aus Sicht der 
Mitglieder muss dieses Programm (rechter) Gegenentwurf zur Linken sein, denn die Partei 
versteht sich doch explizit als antisozialistisch und bekennt sich in ihrem Grundsatzpro-
gramm zum eigenen „Versagen“ als Blockpartei der DDR.370 Zudem ist jedes Zugehen auf 
die PDS für sie ausgeschlossen. Was „die“ Wähler betrifft, betont die Partei, „jeder Wäh-
ler“ sei prinzipiell für sie wichtig. Zugleich tituliert sie die Wähler der Linkspartei als die 
„Unzufriedenen der aktuellen Politik“. Und daraus schlussfolgert sie ihr politisches Kon-
zept: „Diese Wählerschicht“ werde die Linkspartei.PDS wieder verlieren, „je erfolgreicher 
die sächsische Politik wird“. 371 

Und damit kann der machtstrategische Charakter sächsischer „Technologiepolitik“ ver-
deutlicht werden: Diese ist ein an ökonomisch-finanziellen wie ideell-politischen Zwängen 
orientiertes Mittel zum Zweck. Der „Zweck“ ist Wählergewinnung, „Mittel“ dazu eine an 
„ökonomischen Sachzwängen“ orientierte, auf die Wettbewerbsfähigkeit von Unterneh-
men gerichtete Aufbaupolitik. Und eben das ist politische Ideologie: Ein als „angebotspoli-
tisch“, „neoliberal“, mithin „rechts“ deutlich identifizierbarer Gegenentwurf zu „nachfra-
georientierter“, „linker“ Politik. 

                                                 
365 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2003: 75-77. 
366 Vgl. SMWA (Hrsg.) 2004: 55-59. 
367 Vgl. SStK (Hrsg.) o.J.: 3, 5-6. 
368 PDS-FRAKTION IM SÄCHSISCHEN LANDTAG (Hrsg.) 2004.  
369 Vgl. die „Handlungsfelder“ ebd. S. 66-99. 
370 Vgl. CDU-LANDESVERBAND SACHSEN (Hrsg.) 1993: 4-6, 32-34. 
371 So der CDU-Mitarbeiter BLÜMEL, vgl. dessen E-Mail an David Neisen vom 17.11.06. 
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6 Fazit 
Ziel der Untersuchung war es, Unterschiede zwischen den Technologiepolitiken (bzw. 
„Technologiepolitiken“) Bayerns und Sachsens zu identifizieren und eine Erklärung für die 
Unterschiede zu finden.  

Die beide Politiken sind der „Politics“ als heterogen zu beurteilen: Auf der Ebene der 
Implementation lassen sich zum einen (leichte) Unterschiede hinsichtlich der Schwer-
punktsetzung und Ausgestaltung der Förderpolitik finden. Deutlich ausgeprägter dagegen 
sind zum anderen auf dieser Ebene die Unterschiede dann schon bei den oben festgestell-
ten Spezifika der Politiken, wie der bayerischen „HTO“. 

Schaut man jedoch über die Ebene der Implementation hinaus auf die „Policy“, die im je-
weiligen Land die Innovationsförderung führt, so zeigt sich wiederum bemerkenswerte 
Gleichheit, verfolgen doch beide Freistaaten letztlich die gleiche Zielsetzung: Die Förde-
rung technisch-technologischer Innovation soll ökonomische Wettbewerbsvorteile (für Un-
ternehmen) generieren, die wiederum ökonomischen Nutzen (sprich: Unternehmensgewin-
ne) ermöglichen, sichern, verstärken; was dann wiederum Grundlage für Arbeitsplätze ist 
und daraus resultierend für mehr Beschäftigung und mehr Einkommen sorgt. Jedoch ist In 
diesem Rahmen bereits wieder eine landesspezifische Ungleichheit identifizierbar. Wäh-
rend bayerische Technologiepolitik bereits gewachsene Strukturen und „Erfolge“ pflegen 
kann, während es im Süden Bayerns darum geht, insbesondere durch die Förderung von 
Technologieumfeldern die Basis für ökonomischen Wohlstand zu sichern und auszubauen, 
steht im Osten eine andere Problematik zur Bewältigung an: Hier ist Technologiepolitik 
noch viel mehr Aufbau von Strukturen denn Pflege gewachsenen Erfolges. In Sachsen ist 
das Fundament ökonomischer Leistungsfähigkeit zu legen. 

Somit liegen Ähnlichkeiten und Verschiedenheiten beider Landespolitiken scheinbar ne-
beneinander, allgemein-grundsätzlichen Gleichheiten wie Förderung durch Geld oder prin-
zipiellem Wachstumsziel stehen Ungleichheiten hinsichtlich landesspezifischer Entwick-
lungsstrategien gegenüber. Dieses Nebeneinander von Ähnlichkeit und Differenz findet je-
doch Ordnung, wenn man die Klammer identifiziert, die beide Landespolitiken umschließt. 
Die Arbeit hat in Bezug auf beide Technologiepolitiken einen strategischen Unterschied 
identifiziert: „Landespflege“ in Bayern, „Aufbau Ost“ in Sachsen. Diese Strategien sind 
technologiepolitisch unterschiedlich gestaltet; als Bedeutungskern von „Technologiepoli-
tik“ sind sie jedoch gleich, ja faktisch identisch sogar. Wie gezeigt, folgen beide technolo-
giepolitischen Strategien demselben politischen Ziel: Der Sicherung von Regierungsmacht 
durch deren Legitimierung mittels der Schaffung ökonomischen Nutzens für die Wähler-
schaft. Und so wird deutlich, dass eine Untersuchung von „Technologiepolitik“ diese eben 
als „Politik“ begreifen kann: Und schon Max WEBER und Robert MICHELS haben fest-
gestellt, wie sehr Politik auf Erlangung und Erhaltung insbesondere persönlicher Macht 
und Herrschaft abzielt und wie sehr diese auch zum Selbstzweck werden können. 

Damit wird auch deutlich, warum der hier verfolgte Erklärungsansatz der „Handlungskor-
ridore des Regierens (Erklärungsansatz 3)“ fruchtbarer ist, als ein solcher, der nur „Öko-
nomie“ oder nur „Ideologie“ betrachtet: Da Macht und Herrschaft grundlegende soziale 
Beziehungen sind, finden sie in sozialen Kontexten statt. Diese wiederum aber sind dann 
die „Umwelt“ von Politik, von Regierungshandeln. Eine Umwelt, die eben nicht nur „öko-
nomische Sachzwänge“ gleichsam absoluter Objektivität aufweist, sondern eben auch poli-
tisch handelnde Akteure mit ihren Ideen, Meinungen, Werthaltungen; sprich mit aller Sub-
jektivität; eine Umwelt, die aber zugleich auch kein Vakuum ist, in dem ein „freier Wille“ 
die sprichwörtlichen Berge versetzen kann, sondern die vielmehr gerade auch institutionel-
le Begrenzungen und allenfalls langfristig oder revolutionär änderbare Zwänge aufweist. 
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Folglich muss eine Erklärung politischen Handelns diese Umwelt berücksichtigen, soll sie 
nicht Anschauungen aus verengter Perspektive zu umfassender „Realität“ erklären. Diese 
Gefahr besteht jedoch bei den ersten beiden dargelegten Ansätzen. 

Der „ökonomische“ Ansatz erklärt „Technologiepolitik“ als Technologiepolitik. Dabei 
wird ein (wettbewerbsökonomisches) Problem einer Lösung zugeführt, indem Maßnahmen 
vollzogen werden, die gleichsam der Eigenlogik ihres Gegenstandes entsprechen. Proble-
matisch ist dieser Ansatz, weil er stattfindende und stattgefundene Politik quasi von ihrem 
Ende her deutet: Ausgehend von einem zukünftigen Ziel werden Schritte gegangen, die der 
Sachlogik objektiver Zielsetzung entsprechen; „Politik“ ist dann gleichgestellt mit „Ver-
waltung“, die anhand „objektiver Tatsachen“ entscheidet, welches Gestaltungsinstrument 
„sachlich geboten“ ist, um das „Soll“ zu erreichen – Politik als Technokratie. 

Der „ideologische“ Ansatz ist dagegen dann als „revolutionär“ zu bezeichnen, wenn er 
„Technologiepolitik“ ebenfalls von ihrem nun gewünschten Ende her erklären kann, wobei 
er dieses aber nicht als objektiven Maßstab für zielgerichtetes Handeln, sondern als subjek-
tives Produkt eines freien Willens betrachtet: Der handelnde Akteur sagt und macht, was er 
will; und arbeitet so folgerichtig und zielgemäß. Problematisch ist diese Erklärung, weil sie 
außer Acht lässt, dass auch ein politischer Wille entsteht: Nicht in einem „idealen Vaku-
um“, sondern in einer von Zwängen und Beschränkungen geprägten Welt – die vielfach 
auch eine Änderung des eigenen Willens erzwingt. 

Damit muss ein anderer Erklärungsansatz bemüht werden, der dann sowohl „objektive“ 
Zwänge von Institutionen wie der Ökonomie als auch den ideell geformten (=subjektiven) 
Willen der Akteure beachtet. Zugleich muss dieser Ansatz aber einen weiteren Faktor mit 
beinhalten: Das Zusammenkommen der beiden benannten Faktoren bei gleichzeitiger Be-
rücksichtigung des Zusammenspiels widerstreitender Akteure. Und das ist dann der „sozia-
le Kontext“ von Politik: Wo Regierende existieren, existieren auch Regierte. Wo Macht er-
langt werden kann, wird um sie auch gerungen. Und so ergibt sich das realistischere Bild 
von „Technologiepolitik“ als Output einer politischen Arena372. D.h. es resultiert daraus 
ein institutionell begrenztes wie ermöglichtes Zusammenspiel von Akteuren, in dem Hand-
lungsträger mit je verschiedenen Interessen und Deutungen von Realität eine Durchsetzung 
ihres Willens anstreben. Eine Willensdurchsetzung, die dann immer wieder Relativierung 
durch das Handeln anderer Akteure, durch nicht oder kaum änderbare Zwänge und auch 
durch die Notwendigkeit zur Legitimierung eigenen Handelns erfährt. Folglich ist „Tech-
nologiepolitik“ dann nicht allein von der Richtung der Zielsetzung zu deuten: Vielmehr ist 
schon die Zielsetzung selbst Produkt eines Zusammenspiels von Faktoren. Führt man diese 
Argumentation weiter, muss damit auch „Technologiepolitik“ als Prozess, als Korridor 
zum Ziel begriffen werden, in dessen Verlauf Maßnahmen wie Strategien änderungsfähig 
wie -bedürftig sein können. Wenn die CSU weiterhin „mit absoluter Mehrheit“ regieren 
will, muss sie beachten, dass sich selbst in Bayern die Zeiten ändern; will die CDU in 
Sachsen ihre Regierungsposition erhalten, wird sie folglich ihre Politik – drastisch? – än-
dern müssen. 

Beide Technologiepolitiken unterscheiden sich in ihrer Art, „die Wirklichkeit“ zu bearbei-
ten, sind jedoch gleich in ihrer prinzipiellen Zielsetzung. Sie sind schlicht als „Politik“ zu 
bezeichnen: Strategien von Macht und Herrschaft, die wiederum diese im Sinne von 
Machterhalt zum Selbstzweck politischen Handelns erheben – was sie in ihrem Bedeu-
tungskern anderen „Bindestrichpolitiken“ letztlich gleich machen dürfte.  

                                                 
372 KORTE/ FRÖHLICH 2004: 26-36. Die Autoren zeigen anschaulich deren Komplexität. 
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